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N
ie war so viel Wirtschaft wie heute. 
Nie wurde so viel über Wirtschaft ge-
logen wie heute. Das meiste, was wir 

in den Medien über wirtschaftliche Zusam-
menhänge hören, sehen oder lesen, ist Pro-
paganda. Das herrschende Paradigma ist das 
Neoliberale; zwar mag zutreffen – man kann 
es nur hoffen –, was der Soziologe Heinz Bude 
bei seinem Wiener Stadtgespräch sagte, dass 
der Neoliberalismus vorbei sei. Aber die Wir-
kungen dessen, was man mit dem Ökonomen 
Philip Mirowski das „neoliberale Denkkollek-
tiv“ nennen kann, lassen nicht so schnell nach.

Die Krise von 2008 ist nicht ohne Folgen 
geblieben, Paradigmenwechsel jedoch vollzie-
hen sich langsam. Indizien dafür gibt es. Den-
ker wie David Harvey, Michael Hudson oder 
Feministinnen wie Nancy Fraser bekommen 
mehr Aufmerksamkeit. Die F u r c h t  vor dem 
sozialen Abstieg erfasst die Mittelklasse und 
die kommenden Entwicklungen von Automa-
tisierung, Verhaltensvorhersagen und Big Data 
projizieren unerfreuliche Gesellschaftsbilder.

Beinahe überall gewinnt die Finanzwirt-
schaft. Der Trend, alles und jedes auf die Lo-
gik der Märkte zu setzen, dominiert in der 
EU. Er bringt auch ein Gemeinwesen wie die 
Stadt Wien in Schwierigkeiten, das mit offen-
kundigem Erfolg auf öffentliches Eigentum 
setzt. Ein Ärgernis in Zeiten, da Staaten ge-
zwungen werden, zugunsten privater Finan-
ciers ihr, also unser Eigentum zu veräußern. 
Ebenso ein Anlass zur H o ff  n u n g ,  dass es 
anders geht. Auch das aufgrund europaweiter 
Proteste von Studierenden gegen das monoco-
lor neoliberale Lehrprogamm der Wirtschafts-
wissenschaften neu gegründete Institut zur 
Erforschung ökonomischer Ungleichheit an 
der WU bietet so einen Anlass. 

Texte und Gespräche zu Fragen dieser Art 
haben wir hier versammelt. Unser Dank geht 
an die Arbeiterkammer Wien, mit deren Hil-
fe dieses Heft möglich wurde und deren Ex-
perten Beiträge und Ratschläge geliefert ha-
ben. Dass es gelungen ist, den emeritierten 
Ökonomieprofessor Alexander Van der Bel-
len zu gewinnen, seinen prominenten Schüler 
Ernst Fehr zu porträtieren, freut uns beson-
ders. Fehrs erste Beiträge in einer Publikums-
zeitschrift erschienen übrigens 1979 im Falter.
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Die Texte von Gorg Feigl, Achim Truger und Markus Marterbauer erschienen im AK-Blog Arbeit und Wirtschaft und 
wurden leicht verändert, ebenso wie die Texte von Nina Horaczek, Josef Redl und Joseph Gepp, die zuvor im Falter 
erschienen sind. Der Beitrag von Gepp über das BIP blieb unverändert, jener von Kurt Bayer über das Budget wurde 
erweitert. Unverändert blieben die zuvor im Falter erschienenen Rezensionen von Stephan Schulmeister, Kurt 
Bayer, Robert Misik, Markus Marterbauer und Rudolf Walther. Alle anderen Beiträge erscheinen hier zum ersten Mal.

Quellen: Arbeiterkammer – Alle Angaben 2014 / Grafik: José Coll/B.A.C.K. Grafik & Multimedia GmbH / Illus: E. Boatman, T. Teenck, A. Shlain, Johanna, Parmelyn, A. Narvekar / all from The Noun Project
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Daniel Jokesch 
und sein Kollege Helmut 
Gutbrunner 
vom Lektorat sorgten 
für möglichst  
fehlerfreie Texte

Menschen, die an diesem Magazin 
mitgearbeitet haben

Oliver Hofmann 
ist Grafiker und regel-
mäßiger Mitarbeiter 
beim Falter, von ihm 
stammen Statistiken 
und die Illustrationen 
der Aufmacherseiten

Nina Horaczek  
ist mit zahlreichen 
Preisen ausgezeichnete 
Chefreporterin beim 
Falter und Autorin 
zahlreicher 
Bücher

Heinz Bude  
ist einer der meist-
zitierten deutschen 
Soziologen. Er war 
2014 Gast beim Wiener  
Stadtgespräch von 
AK-Wien und Falter

Nina Brnada
ist seit 2015 
Redakteurin 
des Falter, sie traf 
Kari Polanyi-Levitt im 
Sommer 2015 
in Wien

Peter Huemer  
ist Moderator und 
Publizist; er führte  
die zwei hier auszugsweise 
abgedruckten  
Stadtgespräche mit Heinz 
Bude und Thomas Wagner

Markus Marterbauer 
leitet die Abteilung 
Wirtschaftswissenschaft in 
der AK Wien, er bloggt auf  
blog.arbeit-wirtschaft.at  
und kommentiert regel-
mäßig im Falter

Achim Truger  
ist Professor für 
Volkswirtschaft an 
der Hochschule für 
Wirtschaft und Recht, 
Berlin, er bloggt auf  
blog.arbeit-wirtschaft.at

Armin Thurnher  
ist Herausgeber  
und Chefredakteur  
des Falter und Autor  
von zehn Büchern.  
Er redigierte
diese Beilage

Thomas Wagner 
ist Kultursoziologe, 
Literaturredakteur der 
Jungen Welt, 
freier Publizist und 
Autor des Buchs 
„Robokratie“

Alexander  
Van der Bellen 
ist Ökonom, er war 
Bundessprecher der 
Grünen und ist derzeit 
Wissenschaftsbeauftrag-
ter der Stadt Wien

Rudolf Walther 
war Redakteur der 
„Geschichtlichen Grund-
begriffe“. Er schreibt für 
deutsche Blätter und für 
den Falter und ist Autor 
von vier Büchern

Stefanie Wöhl  
ist Leiterin des  
Kompetenzteams 
für European and 
international Studies  
an der Fachhochschule 
des BFI Wien

Gregor Gysi  
ist Publizist, Abgeordne-
ter zum Deutschen  
Bundestag, er war 
Fraktionschef der Linken 
und ist Autor zahlreicher 
Bücher

Ulrike Herrmann  
ist Journalistin bei 
der taz und Autorin 
zahlreicher Bücher. Ihr 
Beitrag entstand nach 
ihrem Auftritt für das 
Wiener Stadtgespräch

P. M. Hoffmann
ist Illustrator, 
regelmäßiger  
Mitarbeiter des Falter,
illustrierte das Cover, 
Essays und Beiträge in 
diesem Heft

Robert Misik  
ist Publizist und Autor 
zahlreicher Bücher, er 
schreibt eine Kolumne 
für die taz 
und bloggt unter  
misik.at

Raphael Moser 
ist Produktionschef 
des Falter, gestaltete 
das Layout  
und betreute die 
Produktion dieser  
Beilage

Josef Redl  
war Wirtschaftsjour-
nalist beim Profil, ging 
zwei Jahre in die PR, 
kehrte zum Journalismus 
zurück und schreibt nun 
für den Falter

Marianne  
Schreck  
ist Chefin 
vom Dienst 
beim Falter und  
betreute dieses  
Heft mit 

Stephan  
Schulmeister  
ist wissenschaftlicher 
Mitarbeiter beim 
WiFo, Berater, Autor 
zahlreicher Bücher
und Publikationen

Kurt Bayer  
war Direktor der 
Europäischen Bank für 
Entwicklung in London. 
Er ist Konsulent, Publi-
zist und Blogger (Kurt 
Bayer’s Commentary)

Joseph Gepp  
war Redakteur beim 
Falter und ist es  
mittlerweile beim 
Profil; seine hier 
abgedruckten Beiträge 
erschienen im Falter

Christian Fischer  
ist Fotograf beim 
Standard und  
begleitet seit Beginn 
die Wiener  
Stadtgespräche 
fotografisch

Georg Feierfeil  
ist Medienkünstler  
und Illustrator, für  
den Falter illustriert  
er vor allem  
literarische Texte.  
Er lebt in Wien

Georg Feigl 
ist Budgetexperte 
der AK-Wien und 
unterrichtet 
an der WU  
Wirtschafts- 
und Finanzpolitik
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Ö
konomen wird häufig unterstellt, 
dass sie annehmen, Individuen 
würden stets ihren privaten Nut-
zen maximieren, ohne Rücksicht 

darauf, was andere tun. Auf viele Alltags-
situationen trifft das ja auch zu. Die Spiel-
theorie, die Verhaltensökonomie (Behavi-
oral Economics) und die experimentelle 
Ökonomie – in diesen Gebieten bewegt sich 
Ernst Fehr wie ein Fisch im Wasser – befas-
sen sich mit Entscheidungen, die nur durch 
komplexere Motivationen erklärbar sind.

Zum Beispiel wird im „Ultimatum 
Game“, einem sequenziellen Zwei-Perso-
nen-Spiel, menschliches Verhalten in fol-
gender Situation getestet: 100 Euro stehen 
zur Verteilung zwischen zwei Personen be-
reit. Die beiden Personen kennen einander 
nicht, sie sitzen in separaten Räumen, kön-
nen keine Informationen austauschen und 
nicht miteinander verhandeln. Beide wis-
sen über die (Spiel-)Regeln Bescheid. Ein 
Münzwurf entscheidet, wer von den beiden 
(„Proposer“) der anderen Person („Respon-
der“) ein Angebot zur Aufteilung der 100 
Euro macht. Sagt der Responder Ja zum An-
gebot, dann werden die 100 Euro genau wie 
im Vorschlag des Proposers geteilt. Sagt der 
Responder aber Nein, dann erhalten beide 
Personen gar nichts, die 100 Euro verfal-
len. In beiden Fällen ist das „Spiel“ dann 
aus und wird nicht wiederholt. – Wie wür-
den Sie sich als Proposer verhalten und wie 
als Responder?

Der Proposer könnte meinen, ein Angebot von 
50 Prozent würde vom Responder akzeptiert 
werden und wäre insofern risikolos. Aber 
die Versuchung ist groß, weniger zu bieten. 
Versetzen wir uns in den Responder; akzep-
tiert er/sie auch 30 Euro und überlässt dem 
Proposer 70 Euro? 30 Euro sind viel besser 
als nichts. Und selbst ein Prozent – ist nicht 
ein Euro besser als gar kein Euro? Gehen 
wir von der herkömmlichen ökonomischen 
Theorie aus, so sollte jedes Angebot größer 
als null akzeptiert werden. Nutzenmaximie-
rende Proposer würden das kleinstmögliche 
Angebot machen, und nutzenmaximieren-
de Responder würden jedes Angebot größer 
als null annehmen, denn schließlich ist das 
besser, als gar nichts zu erhalten.

Aber das ist nicht das typische Ergeb-
nis des Ultimatum-Spiels. Nach einer Viel-
zahl derartiger Experimente lässt sich sa-
gen: Empirisch liegen rund zwei Drittel 
der Angebote von Proposern zwischen 40 
und 50 Prozent der Spielsumme; nur vier 
von 100 Proposern bieten weniger als 20 
Prozent. Und mehr als die Hälfte aller Re
sponder sagen Nein zu einem Angebot von 
unter 20 Prozent – offenbar bekommen sie 
lieber gar nichts, als dem Proposer mehr 
als 80 Prozent zu gönnen. Das Modell des 
Homo œconomicus liefert in solchen Fäl-
len eine falsche Prognose. Denn „Fair Play“ 
ist tatsächlich eine wichtige Entscheidungs-
grundlage, der Mensch ist komplexer mo-
tiviert als durch enge wirtschaftliche Logik 

Ernst Fehr ist 
ein Pionier 
moderner 
Ökonomie. 
Hier 
porträtiert 
ihn sein 
ehemaliger 
Professor

Zur Person

Ernst Fehr, 1956 
in Hard (Vorarlberg) 
geboren, studierte in 
Wien Volkswirtschaft 
und war Assistent bei 
Alexander Van der 
Bellen. Nach der TU 
Wien und der London 
School of Economics  
seit 1994 Professor 
für Mikroökonomik 
und Experimentelle 
Wirtschaftsforschung 
an der Uni Zürich. 
Führt die Liste der 
wichtigsten Schweizer 
Ökonomen an, belegt 
in der FAZ-Liste 2015 
Platz zwei 

und kalten Eigennutz. Das gilt insbeson-
dere für viele Formen von Gruppenverhal-
ten oder für individuelles Verhalten in einer 
Gruppe. Es ist uns nicht egal, wie andere 
wirtschaftlich abschneiden, und es ist uns 
nicht egal, was andere von uns denken. Das 
zu berücksichtigen kann für den Erfolg von 
Maßnahmen in Organisationen oder auch 
von wirtschaftspolitischen Maßnahmen von 
erheblicher Bedeutung sein.

Noch vor zehn oder 20 Jahren galt die expe-
rimentelle Ökonomie als etwas skurriles 
Fachgebiet von Außenseitern, eher in der 
Psychologie oder in der politischen Ethik 
beheimatet als in der Ökonomie. Inzwi-
schen ist sie im „Mainstream“ angekom-
men. So habe ich die Beschreibung des Ul-
timatum-Spiels einem britischen Anfänger-
lehrbuch entnommen, nämlich der zwölf-
ten Auflage der „Economics“ von Lipsey & 
Chrystal (2011). Dort wird der Aufsatz „The 
Economics of Fair Play“ von Karl Sigmund, 
Ernst Fehr und Martin A. Nowak im Sci-
entific American (2002) ausführlich zitiert. 
(Alle drei Autoren sind übrigens gebürti-
ge Österreicher. Sigmund ist Professor für 
Mathematik an der Universität Wien, No-
wak promovierte dort in Mathematik und 
ist nach einem Aufenthalt in Princeton nun 
Professor an der Harvard University.)

Ernst Fehr ist Vorarlberger, inzwischen 
59 Jahre alt und seit 1994 Professor für 
Mikroökonomik und experimentelle Wirt-
schaftsforschung an der Universität Zürich. 
Als ich 1980 an die Universität Wien be-
rufen wurde, war Ernst Fehr einer meiner 
ersten Prüflinge; er schloss gerade die (da-
malige) II. Diplomprüfung mit Auszeich-
nung ab. Während des Studiums war er 
als engagierter Sprecher des Roten Bör-
senkrachs aufgefallen, berühmt und be-
rüchtigt, je nach Standpunkt eines Profes-
sors. (Der Rote Börsenkrach war und ist 
eine lose Gruppierung von Studenten der 
Volkswirtschaftslehre an der Uni Wien, po-
litisch links und oppositionell aus Prinzip, 
Mainstream-kritisch und regelmäßig von 
hochintelligenten Studentinnen und Stu-
denten dominiert. Vor Ernst Fehr war Willi 
Hemetsberger, nun CEO der Ithuba Capi-
tal, Wortführer des RBK; der „rote Willi“, 
nicht bloß wegen seiner Haarfarbe so ge-
nannt, hat großen Erfolg als Finanzmarkt
experte. Solche paradoxen Karrieren sind 
bei RBK-Aktivisten nicht selten.) 

Als ich, überzeugt von Fehrs kreativem 
Potenzial, Ende 1980 in der Fakultätssit-
zung beantragte, Ernst Fehr als Assisten-
ten anzustellen, herrschte zunächst eisiges 
Schweigen in der Professorenrunde; seine 
streitbaren Qualitäten waren offenbar nur 
allzu bekannt. Doch dann meldete sich 
Erich Loitlsberger, ein politisch konserva-
tiver BWL-Professor, zu Wort: Wenn VdB 
den Fehr haben wolle, dann solle man das 
akzeptieren; wo käme man da hin, wenn ei-
ner dem anderen bei Assistentenbestellun-
gen dreinrede …

P o r t r ä t :  

A l e x ande    r  

V an   de  r  B e l l en

I l l u s t r a t i o n :  

P .  M .  H o ffmann    

Nach diesem Einstieg verlief die weitere 
Universitätslaufbahn Ernst Fehrs ziem-
lich geradlinig. Er wechselte 1982 an die 
Technische Universität Wien, promovierte 
1986, habilitierte 1991 und wurde 1994 an 
die Universität Zürich berufen. Dort fühlt 
er sich offensichtlich wohl: Er hat inzwi-
schen Berufungen nach Berkeley, Cam-
bridge und Oxford abgelehnt und ist in Zü-
rich geblieben. Die Forschungskontakte in 
die USA sind freilich wesentlich. Fehr war 
von 2003 bis 2011 Affiliated Faculty Mem-
ber des Volkswirtschafts-Departments am 
M.I.T. in Boston und ist seit 2011 „Global 
Distinguished Professor“ an der New York 
University, neben seinen Züricher Verpflich-
tungen. Zahlreiche Ehrungen und Prei-
se begleiten seinen Weg. Darüber hinaus 
war Ernst Fehr schon Präsident der Euro-
pean Economic Association, und er ist Eh-
renmitglied der American Academy of Arts 
and Sciences.

2012 gelang Ernst Fehr ein Coup, der ihm auch 
Schlagzeilen in den Medien einbrachte: Die 
Schweizer Großbank UBS spendete sagen-
hafte 100 Millionen Franken für das neuge-
gründete UBS International Center of Eco-
nomics in Society, ein an die Uni Zürich as-
soziiertes Institut, dessen Direktor Ernst 
Fehr ist; das Center finanziert Forschung – 
experimentelle Studien, die mit „real mo-
ney“ arbeiten, können kostspielig sein! – 
und zusätzliche Professuren am Institut für 
Volkswirtschaftslehre der Uni Zürich. Fehr 
erntete Kritik, die vertraglichen Vereinba-
rungen zwischen der UBS und der Univer-
sität seien nicht öffentlich gemacht worden. 
Laut Fehr hat die Bank keinerlei Mitspra-
che bei Personalentscheidungen und der 
Auswahl von Forschungsprojekten; dies im 
Gegensatz zur ETH Lausanne (EPFL), wo 
Nestlé als Sponsor durchaus Vetorechte bei 
Personalauswahl und Forschungsprojekten 
habe. – In Österreich kommt nur die Spen-
de von Dietrich Mateschitz (70 Mio. Euro) 
an die Paracelsus-Privatuni in Salzburg an 
jene der UBS heran.

Ernst Fehr ist durch zahlreiche Publi-
kationen in den prestigeträchtigsten Öko-
nomie-Journalen in der Fachwelt berühmt 
geworden. Seine Arbeiten sind charakteri-
siert durch die Verbindung von spieltheo-
retischen Werkzeugen mit experimentellen 
Methoden. Er verknüpft Einsichten aus der 
Ökonomie, der Sozialpsychologie, der So-
ziologie und neuerdings der Hirn- bzw. 
Neurowissenschaften, um menschliches So-
zialverhalten besser zu verstehen. Seit eini-
gen Jahren gilt er als ernsthafter Kandidat 
für den Ökonomie-Nobelpreis. Als Pionier 
moderner Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaft hätte er ihn verdient.

PS: Der erste Doktorand von Ernst Fehr 
in Zürich war Jean-Robert Tyran, der nun 
als Professor für Finanzwissenschaft und 
experimentelle Ökonomie mein Nachfolger 
an der Uni Wien ist. Das freut mich sehr. 
� F

„Ernst Fehr war 
einer meiner 
ersten Prüflinge … 
Während des Studi-
ums war er als 
Sprecher des Roten 
Börsenkrachs 
aufgefallen“

Im eigenen Land fast unbekannt: 
Österreichs Nobelpreiskandidat
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A
uf dem deutschen Markt für öko-
nomische Thesen ist niemand 
so erfolgreich wie Hans-Wer-
ner Sinn. Seine Bücher, Reden 

und Artikel folgen dem Wandel der Nach-
frage, egal ob es um die Kosten der deut-
schen Wiedervereinigung geht („Kaltstart“, 
1991), um die Stagnation Deutschlands in 
den 2000er-Jahren („Ist Deutschland noch 
zu retten?“, 2005), um die verfehlte Energie-
wende („Das grüne Paradoxon“, 2008), um 
den „Kasino-Kapitalismus“ (2009) oder um 
die Bedrohung der deutschen Auslandskre-
dite („Die Target-Falle“, 2012). Sein aktuel-
les Sorgenkind: „Der Euro“ (2015).

Sinn verliert sich nicht im Luftschloss 
abstrakter Theorien, er packt die Proble-
me der Gegenwart an und analysiert sie 
auf Basis des „Gesetzes“ von Angebot und 
Nachfrage. Wird von einem Gut zu wenig 
nachgefragt, ist dessen Preis zu hoch. Also 
muss Griechenland den Euro verlieren, um 
den Preis seiner neuen oder alten Währung 
senken zu können, Arbeitslosigkeit muss 
durch Lohnsenkungen bekämpft werden, 
geschieht das nicht, kollabiert die Wirt-
schaft wie in der ehemaligen DDR oder in 
Griechenland.

Wird allerdings ein Gut wie fossile 
Brennstoffe zu stark nachgefragt, plädiert 
Sinn nicht für Preissteigerungen durch eine 
CO2-Steuer, und sei es auch nur als ein ers-
ter Schritt in der EU. Stattdessen fordert er 
Unerreichbares, einen weltweiten und lü-
ckenlosen Emissionshandel. Alle anderen 
Maßnahmen in der EU oder in nur einem 
Land, wie die deutsche „Energiewende“, er-
klärt Sinn für sinnlos. Sie würden ledig-
lich die Emissionen in den anderen Regi-
onen anheizen.

Solche gewundenen Gedankengänge entwi-
ckelt Sinn dann, wenn aus dem Angebot-
Nachfrage-Diagramm abgeleitete Empfeh-
lungen – wie eine CO2-Steuer – den In-
teressen der Vermögenden, insbesonde-
re der deutschen Industrie, zuwiderlaufen. 
Als wertfreier Wissenschaftler produziert er 
nicht bewusst Legitimationstheorien, son-
dern lässt sich von „unsichtbarer Hand“ lei-
ten. Dies allerdings zielgenau. Es gibt kei-
ne Studien von Sinn, welche den Vermö-
genden wehtun würden.

Freilich hat Sinn auch das Gemeinwohl 
im Visier. Die Senkung von Löhnen sowie 
die Einführung eines „Kombilohns“, also 
staatlicher Lohnsubventionen statt Arbeits-
losengeld, tun ja nicht nur den Unterneh-
mern gut, sondern gerade den noch Be-
schäftigten und den bereits Arbeitslosen. In 
gleicher Weise wäre der Austritt Griechen-
lands aus der Währungsunion nicht nur für 
meist deutsche Gläubiger, sondern auch für 
die Griechen selbst das Beste.

Damit folgt Sinn den Gedankengängen 
der neoliberalen Theorie, die alle zum glei-
chen Ziel führen. Lassen wir die Märkte 
frei walten, so werden sie das ökonomisch 
und damit auch das sozial Beste schaffen. 

Der deutsche 
Ökonom 
Hans-Werner 
Sinn geht stark 
mit Fakten 
um, auch 
mit jenen, 
die er nicht 
miteinbezieht

Zur Person

Hans-Werner Sinn, 
geboren 1948 in West-
falen (Deutschland), ist 
seit 1984 Professor für 
Nationalökonomie und 
Finanzwissenschaft 
in München; als 
Gastprofessor war er 
in Stanford, Princeton 
und Jerusalem tätig. Er 
ist Honorarprofessor 
der Uni Wien und 
Leiter des deutschen 
ifo-Instituts für 
Wirtschaftsforschung

Daraus folgt, Mindestlöhne erhöhen die Ar-
beitslosigkeit, Sozialleistungen hemmen die 
Eigeninitiative, wer über seine Verhältnisse 
lebt, ist selber schuld und muss zum Sparen 
gezwungen werden – der Sozialstaat durch 
„Schuldenbremsen“, „die Griechen“ durch 
Entzug der Hilfskredite.

Sinn warnt die Politik vor großen Gefahren 
und weist ihr den rechten Weg mit rechter 
Theorie. Seine Sorge um Deutschland ver-
langt sein Engagement und eine klare Spra-
che. Der Sozialstaat ist ein „Schlaraffen-
land“, Deutschland ein „Land der Greise“, 
ausgestattet mit einer „Basar-Ökonomie“, 
die Südeuropäer bilden den „Club Med“, 
der sich schrankenlos via EZB bei Deutsch-
land verschuldet, um seinen „mediterranen 
Lebensstandard“ aufrechterhalten zu kön-
nen, et cetera. 

Allerdings kann es nur gelingen, die Pro-
bleme der Gegenwart aufzugreifen und sie 
auf Basis der herrschenden Theorie zu er-
klären, wenn man ausgewählte Fakten zur 
Essenz erklärt und alle anderen ausblen-
det. Diese Methode hat Sinn zur Perfek-
tion getrieben. Die Griechenland-Krise ist 
das beste Beispiel.

Die Krise, diagnostiziert er, ist eine Fol-
ge von mangelnder Wettbewerbsfähigkeit 
sowohl wegen überhöhter Lohnsteigerun-
gen als auch aufgrund vieler „Strukturpro-
bleme“. Deshalb musste 2010 eine strenge 
Austeritätspolitik verordnet werden. Diese 
ist Folge, nicht Ursache der Krise. 

Sinns Beweis ist die Entwicklung von 
Löhnen und Leistungsbilanz. Tatsächlich 
sind die Lohnstückkosten in Griechenland 
bzw. in Südeuropa insgesamt zwischen der 
Euro-Einführung (1999) und dem Aus-
bruch der Finanzkrise (2008) um 3,3 Pro-
zent bzw. 3,1 Prozent gestiegen und damit 
rascher als der Zielwert der Inflation (+2 %). 
Was Sinn ausblendet: Deutschland hat den 
Zielwert nach unten noch stärker verfehlt, 
seine Lohnstückkosten blieben konstant. 

Dies trug zum Anstieg der Leistungsbi-
lanzungleichgewichte innerhalb der Wäh-
rungsunion bei, ihr Hauptgrund lag aller-
dings in der unterschiedlichen Wachstums-
dynamik. In Südeuropa expandierten In-
vestitionen, BIP und Einkommen in den 
15 Jahren vor 2008 drei- bis sechsmal so 
stark wie in Deutschland. Als Folge steiger-
te Südeuropa seine Importe von deutschen 
Produkten. Bei stagnierender Binnennach-
frage wurde Deutschland zunehmend vom 
Export abhängig, 2005 erreichte die Zahl 
seiner Arbeitslosen fünf Millionen. Südeu-
ropa trug also mit seinem „Über-die-Ver-
hältnisse-Leben“ wesentlich zur Stabilisie-
rung der deutschen Wirtschaft bei, die da-
für notwendigen Kredite wurden Südeuro-
pa geradezu aufgedrängt. Bei Sinn kommt 
das alles nicht vor.

Das wichtigste Merkmal der Wettbe-
werbsfähigkeit eines Landes ist daher nicht 
die Leistungsbilanz, sondern die Perfor-
mance der Exporte. Das größte Defizit wei-

P o r t r ä t :  
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sen seit 25 Jahren die USA auf. In den 15 
Jahren vor der Finanzkrise hat Griechen-
land seine Exporte aber sogar stärker ge-
steigert als Deutschland (!). All dies blen-
det Sinn aus, und damit auch die Tatsa-
che, dass Griechenland erst nach 2008 in 
eine Depression schlitterte, zunächst durch 
die Finanzkrise und danach – noch stär-
ker – als Folge der Austeritätspolitik. Sie 
fiel ungleich radikaler aus als in Spanien 
oder Portugal.

Ein für die Sinn’sche „Diagnosegestal-
tung“ typisches Beispiel: Er zeigt, dass der 
Konsum Griechenlands das erwirtschafte-
te Einkommen übersteigt. Tatsächlich kann 
ein solcher Vergleich ohne Berücksichtigung 
der Einkommensentwicklung nicht sinnvoll 
interpretiert werden. Wenn jemand durch 
Arbeitslosigkeit die Hälfte seines Einkom-
mens verliert, wird er in vielen Fällen mehr 
ausgeben müssen, als er verdient. Mietkos-
ten etwa können – zumindest kurzfristig – 
nicht gesenkt werden. Auch in Griechen-
land war das „Überschießen des Konsums“ 
(Sinn) eine Folge der radikalen Einkom-
mensschrumpfung. Dies als ein „Über-sei-
ne-Verhältnisse-Leben“ zu deuten ist gera-
dezu ein Hohn.

Sinn ist ein begnadeter Gestaltpsychologe. Er 
nimmt nur jene Fakten wahr, welche der 
„Gestalt“ der neoliberalen Theorie entspre-
chen, und gestaltet daraus ein suggestiv ein-
faches Diagnosebild, das er nochmals auf 
eine provokante These samt düsterer Pro
gnose reduziert. Alle seine Bücher folgen 
diesem Verfahren mit großem Erfolg. Aus-
geblendet bleibt, dass massive Lohnsenkun-
gen und sinkende Staatsausgaben Depressi-
onen vertiefen, sie werden durch genau den 
umgekehrten Weg überwunden, durch die 
Gründung des Sozialstaats in den 1880er-
Jahren, durch Roosevelts New Deal oder 
durch Hitlers Kriegsvorbereitungen in den 
1930er-Jahren. Doch Sinn versteht es meis-
terhaft, durch Faktenselektion die Lehr-
buchwelt als die reale darzustellen.

Seine Vorträge werden zusätzlich durch 
eine Dramaturgie bereichert, die nicht ein-
studiert erscheint, sondern sich spontan 
entfaltet. Je düsterer seine Prognosen wer-
den – Deutschland wird hunderte Milliar-
den verlieren, die Vermögenden werden teil
enteignet, eine demografische Staatskrise 
steht bevor etc. – und je mehr das Publi-
kum in dumpfe Niedergeschlagenheit ver-
sinkt, desto stärker beginnen Sinns Augen 
zu leuchten. Auf dem Höhepunkt der öko-
nomischen Apokalypse strahlt sein ganzes 
Gesicht vor zufriedener Heiterkeit. Aber 
nur seines.

Schadenfreude steckt nicht dahinter, eher 
Freude an Provokation und eigener Klug-
heit. Man muss nicht alles analysieren, man 
kann auch einfach genießen. Etwa auf You-
tube die Minuten 17 bis 20 oder 29 bis 34 
von „Prof. Dr. Hans-Werner Sinn: Das Di-
lemma des Euro“. Glückselige Heiterkeit 
garantiert. � F

„Je düsterer 
seine Prognosen 
werden, je tiefer 
sein Publikum in 
Niedergeschlagen-
heit versinkt, desto 
mehr beginnen 
Sinns Augen zu 
leuchten“

Erfolgreich auf dem Markt – der 
ideale Ökonom für unsere Zeit
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N
ancy Fraser wurde 1947 in Bal-
timore geboren und ist Henry-
A.-und-Louise-Loeb-Professorin 
der Philosophie und Politikwis-

senschaft an der renommierten New School 
for Social Research in New York City. Be-
kannt geworden ist Fraser auch im deutsch-
sprachigen Raum durch ihre Schriften, die 
sich seit Mitte der 1980er-Jahre mit der 
Kritischen Theorie der neueren Frankfur-
ter Schule auseinandersetzen, etwa mit 
dem berühmten Frankfurter Philosophen 
Jürgen Habermas und seinem Nachfolger 
Axel Honneth am Institut für Sozialfor-
schung in Frankfurt am Main. 

Eines von Frasers zentralen Büchern ist 
„Justice Interruptus: Rethinking Key Con-
cepts in a Post-socialist Age“ (Routledge, 
1997), später auf Deutsch als „Die halbier-
te Gerechtigkeit. Schlüsselbegriffe des post-
industriellen Sozialstaates“ (Suhrkamp, 
2001) erschienen. 

Fraser diskutiert in diesem wie in vie-
len ihrer Werke zentrale Aspekte von glo-
baler Gerechtigkeit, Umverteilung, politi-
scher Anerkennung und Sozialstaatlichkeit. 
Die historische Trennung in eine öffentli-
che Sphäre der Politik und eine davon ge-
trennte Privatheit, die vor allem Frauen aus 
vielen Bereichen des öffentlichen und poli-
tischen Lebens historisch ausschloss oder 
sie auch heute noch als mehr sozial bedürf-
tig definiert, sind zentrale Inhalte von Fra-
sers Werk. 

Fraser hatte zudem bereits in ihrer kri-
tischen Rezeption von Habermas’ Diskurs-
theorie in „Unruly Practices. Power, Dis-
course, and Gender in Contemporary So-
cial Theory“ (Cambridge, 1990) dargelegt, 
dass Diskurse nicht wertneutral sind. Viel-
mehr wird im Rahmen politischer und ge-
sellschaftlicher Auseinandersetzungen be-
stimmt, welche Diskurse und soziale Prakti-
ken im Staat Bedeutung erlangen und somit 
zur Formierung von Staatlichkeit überhaupt 
erst beitragen. 

Fraser konzipiert dabei Gesellschaft als inter-
mediären Bereich zwischen Staat und Öf-
fentlichkeit. Das Gesellschaftliche ist so-
mit ein Bereich, in dem heterogene Kon-
fliktparteien aufeinandertreffen, die mit 
unterschiedlichen diskursiven (und medi-
alen) Öffentlichkeiten verbunden sind und 
dementsprechend mehr oder weniger ge-
sellschaftliche Macht ausüben können, je 
nach vorhandenen materiellen und diskur-
siven Ressourcen. 

Innerhalb dieser Öffentlichkeiten werden 
gesellschaftliche Bedürfnisse definiert und 
interpretiert. Dort wird auch der „Common 
Sense“, eine Art Alltagsverstand, ausgehan-
delt. Dieser „Kampf um die Bedürfnisin-
terpretation“ findet etwa im „juristisch-ad-
ministrativ-therapeutischen Staatsapparat“ 
statt. In ihm werden sowohl bestimmte Be-
dürfnisse definiert als auch geschlechtsspe-
zifisch, je nach ethnischer Herkunft und so-
zialem Status, interpretiert. 

Die 
feministische 
Soziologin 
Nancy Fraser 
befasst 
sich mit 
Dimensionen 
von „privat“ 
und 
„politisch“

Zur Person

Nancy Fraser, gebo-
ren 1947 in den USA, 
ist eine der bekann-
testen amerikanischen 
Soziologinnen und gilt 
als eine der wichtigsten 
Feministinnen unserer 
Zeit. Sie beschäftigt 
sich mit feministischer 
Theorie und mit 
deutschem und fran-
zösischem Denken. Sie 
ist Autorin zahlreicher 
Bücher (siehe Text) 
und Herausgeberin der 
Zeitschrift Constellati-
ons der New School for 
Social Research in New 
York, wo sie auch lehrt 

So kommt es zum Beispiel in den Systemen 
der sozialen Sicherung in den USA dazu, 
dass soziale Rechte von Staatsbürgerinnen 
und Staatsbürgern je nach Definition und 
Zuordnung entweder als passive oder akti-
ve Rechte verstanden werden.

Träger von aktiven Rechten sind die So-
zialversicherten, die durch das beitragsfi-
nanzierte System über ihre Lohnarbeit als 
individuelle Träger von sozialen Rechten 
gelten und somit Ansprüche und Rechte in 
den sozialen Sicherungssystemen erlangen. 
Sie erhalten eine Arbeitslosen- und Ren-
tenversicherung, weil sie als Bürger und 
Bürgerinnen individuelle Rechte durch be-
zahlte Arbeit erhalten und somit das his-
torische Prinzip des Besitzindividualismus 
stützen. 

Fraser interpretiert dies als maskulines 
System der Sozialleistungen, da zumeist 
Männer diese Rechte und Ansprüche gel-
tend machen können, da sie eher und mehr 
für Lohn arbeiten als Frauen. Ein zweites, 
weiblich kodiertes System der Sozialleis-
tungen ist an den Privathaushalt und an ein 
kombiniertes Haushaltseinkommen über 
einen Haupternährer gebunden. Es bein-
haltet etwa die Vergabe von Lebensmittel-
marken, medizinische Versorgung und be-
stimmte Familienbeihilfen, die aus Steuern 
finanziert werden. 

Dieses System betrachtet die zumeist 
weiblichen Empfängerinnen eher als Kli-
entinnen und nicht als Bürgerinnen mit 
Rechten und beinhaltet daher einen pas-
siven Staatsbürgerinnenstatus. Der „juris-
tisch-administrative-therapeutische Staats-
apparat“ definiert somit also auch den Sub-
jektstatus seiner Bürger und Bürgerinnen 
unterschiedlich, je nachdem, ob diese bei-
trags- oder steuerfinanzierte Leistungen 
in Anspruch nehmen. Damit reproduziert 
er auch eine geschlechtsspezifische Unter-
scheidung von „Abhängigkeit“. 

Schon seit ihren frühen Werken zu Macht, Dis-
kurs und der Frage nach der Bedeutung 
der Geschlechterverhältnisse für das poli-
tische Handeln hat Fraser einen Blick für 
zukunftsweisende Themen. Die Frage nach 
einer zukünftigen sozialen Sicherung auch 
jenseits des Staates, die sie thematisch in 
„Fortunes of Feminism. Between State-Ma-
naged Capitalism to neoliberal Crisis“ (Ver-
so, 2013) wieder aufgreift, ist vor allem des-
wegen relevant, weil staatliche Politiken wie 
beschrieben auch spezifische Abhängigkei-
ten und Ungleichheiten reproduzieren. 

Zudem wird diese Frage seit der Finanz- 
und Wirtschaftskrise 2008 aktueller denn 
je, da die soziale Grundversorgung der Be-
völkerung auf dem Höhepunkt der Krise in 
Griechenland oder Irland auch in einigen 
Staaten der Europäischen Union nicht im-
mer gewährleistet werden konnte. 

Aus diesem Grund hat Fraser sich in ih-
ren neueren Publikationen wie z.B. „Behind 
Marx’s Hidden Abode: For an Expanded 
Conception of Capitalism“ (New Left Re-
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view, 2014) den wiederkehrenden Krisen im 
Kapitalismus zugewandt. Sie thematisiert 
hier die Rolle des Staates in der neolibera-
len Gesellschaftsformation und untersucht, 
inwiefern staatliche Politiken dazu beigetra-
gen haben, zentrale emanzipatorische For-
derungen nach gleicher Teilhabe und Selbst-
bestimmung in neoliberale Individualisie-
rungsmuster und in prekäre Arbeitsverhält-
nisse umzudeuten. 

Gleichstellungspolitische Forderungen 
nach gleicher Teilhabe am politischen Le-
ben und in den Arbeitsverhältnissen wur-
den im „state-organized capitalism“ nach 
dem Ende des Bretton-Woods-System so 
kooptiert, dass letztlich nur ein liberales 
Gleichheitsverständnis von gleicher Teil-
habe übrig blieb. 

Die Überwindung von ausbeuterischen 
und prekären Arbeitsverhältnissen so-
wie die Berücksichtigung von unbezahl-
ter Haus- und Pflegearbeit für den sozi-
alen Staatsbürgerinnenstatus stehe nicht 
im Fokus staatlicher Politik, erklärt uns 
Fraser. 

Gleichzeitig rekurriert sie dabei auf das von 
Karl Polanyi (1886–1964) entwickelte Kon-
zept der „doppelten Bewegung“ von sozia-
ler Sicherung und Vermarktlichung. Sie er-
weitert Polanyis Konzept um den Begriff 
der Emanzipation und um emanzipatori-
sche Bewegungen. So lassen sich die ver-
schiedenen Dimensionen von Krisenhaftig-
keit (Krise der Finanzmärkte, ökologische 
Krise, Wirtschaftskrise, Krise der sozialen 
Reproduktion und der Geschlechterver-
hältnisse) besser in ihrem Zusammenhang 
verstehen. 

Ein weiterer wichtiger Strang von Fra-
sers Forschung betrifft die Kritik an der 
dichotomen Trennung von Öffentlichkeit 
und Privatheit und daran, inwiefern in der 
politischen Öffentlichkeit (nicht nur) ge-
schlechtsspezifische und rassistische Unter-
scheidungen stattfinden, die über symboli-
sche Zuordnungen Männlichkeit und Weib-
lichkeit unterschiedlich bewerten. 

Neben diesen Aspekten von Staatlichkeit 
und der machtförmigen Herstellung von po-
litischen Öffentlichkeiten betont Fraser des-
halb, dass gerade in der Krise des Neolibe-
ralismus ein dreidimensionaler Ansatz von 
Umverteilung, Anerkennung unterschiedli-
cher Bedürfnisse und Repräsentation auch 
benachteiligter Gruppen zu mehr sozialer 
Gerechtigkeit führen kann. 

Fraser ist in den internationalen akade-
mischen Debatten, vor allem in den USA, 
Frankreich und dem deutschsprachigen 
Raum, mit diesen Themen eine intellek-
tuell gefragte Gesprächspartnerin und hat 
bereits eine Vielzahl von Gastaufenthalten 
und Ehrendoktortiteln erhalten. Sie gilt in-
ternational als eine Vordenkerin in gesell-
schaftstheoretischen und -politischen Fra-
gen und hat auf die politische Theorie und 
die Sozialwissenschaften insgesamt bis heu-
te einen großen Einfluss. � F

„Ein wichtiger 
Strang von  
Frasers Forschung 
betrifft die  
dichotome 
Trennung von 
Öffentlichkeit  
und Privatheit“

Eine Kritikerin männlich und 
weiblich kodierter Systeme



12   F A L T E R     Ö k o n o m i e Ö k o n o m i e     F A L T E R   13

M
anche Zuseher waren ehrlich er-
staunt, als die Motivforscherin 
Helene Karmasin, bislang für 
linksradikale Umtriebe nicht be-

kannt, in der TV-Sendung „Im Zentrum“ 
ein „Grundphänomen des Kapitalismus“ 
geißelte. Anlässlich der Pleite der Super-
marktkette „Zielpunkt“ stellte sie fest, dass 
der Kapitalismus einerseits von Wettbe-
werb lebe, aber gerade deshalb zur Macht-
konzentration und Monopolbildung führe. 
Der Stärkste im Wettbewerb verdränge die 
Schwachen, bis es eben nur mehr sehr ein-
geschränkten Wettbewerb gebe. Von Öster-
reichs Lebensmittelhandel bis zu den globa-
len Big Players wie Microsoft oder bis zur 
Finanzindustrie dasselbe Bild: Trotz aller 
Konkurrenzrhetorik diktieren die Platzhir-
sche so lange, bis sie „too big to fail“ sind 
– und ihre Vorstandsetagenzampanos „too 
big to jail“. 

Der New Yorker Geograf und Ökonom 
David Harvey hätte an der erstaunenswer-
ten Aussage der Mutter von ÖVP-Minis-
terin Sophie Karmasin die reinste Freu-
de. Gerade die Tendenz von Monopolbil-
dung durch Wettbewerb – also gewisser-
maßen die Konkurrenzbeseitigung durch 
Konkurrenz – ist einer der vielen „gefähr-
lichen Widersprüche“ des Kapitalismus, die 
Harvey seit Jahr und Tag analysiert. Lange 
Jahre galt Harvey als verstaubter Alt-Mar-
xist. Doch neuerdings erlebt der 80-jährige 
New Yorker Professor einen zweiten Früh-
ling. Harvey ist ein Krisengewinnler.

Aus der Sicht der neoliberalen Wirtschaftsthe-
orie sind Krisen im Kapitalismus eigentlich 
völlig unerklärlich. Sie zeigt in ihren Mo-
dellen, wie Märkte stets Richtung Gleich-
gewicht tendieren, ohne überhaupt erklären 
zu können, wieso sie je aus dem Gleichge-
wicht geraten sollten. Die keynesianische 
Ökonomie wiederum erklärt genau das 
und zeigt, wie mit kluger Wirtschaftspoli-
tik Krisen vermieden und ihre Wirkungen 
gedämpft werden können. Die marxistische 
Schule legt dagegen dar, wie der Kapitalis-
mus aus sich heraus, seiner Widersprüchen 
wegen, stets Krisen produziert. Ihre Schwä-
che ist freilich, dass sie das System struktu-
rell für funktionsuntüchtig hält, obwohl die-
ses sich immer wieder am eigenen Schopf 
aus dem Morast zieht. Zyniker sagen: Von 
den vergangenen zwei Krisen hat sie drei-
ßig vorausgesagt. 

Krise ist zudem auch ein unpräzises 
Wort, bei dem unklar ist: Sind damit jetzt 
konjunkturelle Abschwünge, langandauern-
de Niedergänge oder gar finale „Todeskri-
sen“ gemeint? Seit dem Beinahe-Kollaps 
von 2008 hört man nicht nur den keynesi- 
anischen Ökonomen wie Paul Krugman, 
Joseph Stiglitz oder Thomas Piketty wie-
der mit mehr Aufmerksamkeit zu, sondern 
eben auch marxistischen Forschern wie 

Der britische 
Geograf und 
Ökonom 
David Harvey 
ist zu einem 
der einfluss­
reichsten 
marxistischen 
Wissenschaftler 
der Welt 
geworden

Zur Person

David Harvey, gebo-
ren 1935 in England, 
ist der am meisten 
zitierte Geograf der 
Welt, außerdem ist er 
Marxist. Er wendet die 
marxistische Methode 
auf geografische 
Räume an und gibt 
öffentliche Kurse zur 
Lektüre des „Kapitals“, 
die auch im Netz 
einsehbar sind. Harvey 
lehrte an der London 
School of Economics, 
in Oxford, an der Johns 
Hopkins University 
in Baltimore und an 
der City University of 
New York. Er ist Autor 
zahlreicher Bücher 

Harvey. Mehr als ein halbes Dutzend Bü-
cher hat er alleine in den vergangenen sie-
ben Jahren herausgebracht und sie finden 
Leser über den begrenzten Kreis des post-
bolschewistischen Sektenwesens hinaus. 
Seine Prominenz verdankt er nicht zuletzt 
seinen „Kapital“-Vorlesungen, die auf You-
tube eine große Zuseherschar versammelt 
haben. Mehr als 300.000 Leute haben die-
se Theoriestunden gesehen.

Von seinen aktuellen Büchern ist in den 
vergangenen Jahren auch eine ganze Rei-
he auf Deutsch erschienen: „Rebellische 
Städte“ (Suhrkamp), das schmale Bänd-
chen „Kapitalismuskritik“ (VSA), „Das 
Rätsel des Kapitals entschlüsseln“ (eben-
falls VSA) und zuletzt „Siebzehn Wider-
sprüche und das Ende des Kapitalismus“ 
(Ullstein Verlag). 

Harveys professionelles Standbein ist 
das des Geografen mit besonderer Experti-
se für Urbanisierungsprozesse. Aber Har-
vey hat auch hier den großen Blick. Kapi-
tal konzentriert sich in urbanen Konglo-
meraten. Boomregionen lassen Megastäd-
te wachsen. Finanzbooms führen immer 
zu Immobilienbooms und -blasen. Beina-
he jede Finanzkrise ist auch eine Immobili-
enkrise. Die Krisen und die Städte sind un-
trennbar miteinander verbunden. 

Überschüssiges Kapital war in der Geschich-
te immer in die Restrukturierung von Städ-
ten geflossen, von Haussmanns modernem 
Paris über die Suburbanisierung Amerikas 
im Nachkriegsaufschwung bis zum Im-
mobilienboom der vergangenen Jahre. Der 
Immobilienmarkt ist ein besonders inter-
essanter Pars pro Toto des Kapitalismus. 
Hier werden Waren produziert, die einen 
hohen Gebrauchswert und einen hohen 
Tauschwert zugleich haben – Häuser die-
nen ja zum Wohnen und sind gleichzeitig 
Vermögenswerte. 

Keine Ware, sei sie ein noch so hoch-
wertiger Fernseher oder ein Auto, ein Gold-
barren oder ein Wertpapier, vereint diese 
beiden Funktionen so radikal. „Markt“, je-
denfalls in dem Sinn, wie sich die Markti-
deologie „Märkte“ vorstellt, ist der Immo-
bilienmarkt auch keiner – dazu ist er viel 
zu sehr mit einer Finanzbranche verbunden, 
die beispielsweise Immobilienentwicklern 
Kredit gibt, damit sie Häuser bauen, und 
dann Haushalten Kredit gibt, um genau die-
se Häuser zu kaufen. Das ist eine Kreditver-
gabe, die von recht fiktiven Bewertungen in 
den Büchern der Banken abhängt. Es han-
delt sich um einen manipulierten Markt, 
sagt Harvey: „Optimismus auf den Finanz-
märkten hat die Macht, Wolkenkratzer in 
den Himmel schießen zu lassen, aber er 
kann nicht dafür sorgen, dass sich die Ge-
bäude auch rentieren.“

Was Harvey unter marxistischen Den-
kern bemerkenswert macht, ist die Art, wie 
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er orthodoxe Kategorien mit leichtfüßigem 
Feuilletonismus legiert. Da schildert er den 
„existenziellen Schmerz, den das Verdorren 
des alltäglichen Stadtlebens verursacht“, ei-
nes Stadtlebens, das wild und konfliktreich 
ist. Aber er versteht es dann, all das auf ori-
ginelle Weise in Begriffen Marx’scher Sys-
tematik zu ordnen: Stadtleben sei ein All-
gemeingut, das von den Bewohnern produ-
ziert, dann aber durch private Aneignung 
teilweise sogar zerstört wird. Pulsieren-
de Quartiere werden ja nicht nur zur Beu-
te von Investoren, sie werden damit auch 
ruiniert. 

Was die Marx’sche von anderen Schulen der 
ökonomischen Analyse unterscheidet, ist 
die Vorstellung grundlegender Widersprü-
che des Kapitalismus, die stetige Krisen-
haftigkeit evozieren. In „Siebzehn Wider-
sprüche und das Ende des Kapitalismus“, 
im vergangenen Frühjahr erschienen, in-
terpretiert Harvey diese „Grundwidersprü-
che“ zeitgemäß. Eine Eigenart dieser Wi-
dersprüche ist, dass sie nie völlig gelöst 
werden können: Während die Beschäftig-
ten für alle Kapitalisten gleichzeitig Kon-
sumenten sind (weshalb sie ihre Kaufkraft 
schätzen), sind die jeweils eigenen Beschäf-
tigten für jeden Kapitalisten nur Kostenfak-
toren (weshalb sie ihre Löhne drücken). Ein 
Widerspruch ohne Ausweg. Immer mehr 
Kapitalakkumulation führt zu immer we-
niger Möglichkeiten, schnell große Profite 
zu machen; Lohndrückerei führt zu niedri-
gem Wachstum, hohe Löhne wiederum zu 
sinkenden Profiten. Harvey fantasiert sich 
die Welt nicht zusammen, sondern bleibt 
bei all dem hart an den Fakten. 

Natürlich weiß auch er, dass der Kapi-
talismus trotz dieser Widersprüche sich als 
recht robust erwiesen hat, und so führt er 
neben allgemeinen Widersprüche die „ge-
fährlichen Widersprüche“ ein: Dazu zählen 
das Wachstum, das viel zu gering ist, das 
Aufrechterhalten des Systems auf Pump, 
und gleichzeitig die Unmöglichkeit eines 
beschleunigten Wachstums aufgrund ökolo-
gischer Grenzen. Ausweg aus diesem Palla-
watsch? Längst noch keiner in Sicht. 

Zusammenbruchstheoretiker ist Har-
vey keiner. Aber er bringt eine Fülle von 
Indizien vor, die zumindest den Verdacht 
nicht als gänzlich abwegig erscheinen las-
sen, dass es irgendwann mit dem vorherr-
schenden ökonomischen System zu Ende 
gehen könnte. 

In einer Zeit, in der selbst Mainstream-
ökonomen wie Ex-US-Finanzminister Lar-
ry Summers von einer „säkularen Stagna-
tion“ sprechen, Keynesianer wie James K. 
Galbraith vom „Ende der Normalität“ und 
Wirtschaftsautoren wie Paul Mason vom 
„Postkapitalismus“, wirkt plötzlich auch 
Harveys marxistische Krisenanalyse frisch 
und leichtfüßig.� F

„In Zeiten, da 
Mainstream- 
ökonomen  
vom Ende des 
Kapitalismus 
reden, wirkt  
Harveys Ana-
lyse frisch und 
leichtfüßig“

Der meistzitierte Geograf  
der Welt ist ein Marxist
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E
in Mann in Trainingsanzug und 
Laufschuhen schaut verdutzt, als 
er vor die Haustür in der Vorgar-
tenstraße 203 in Wien Leopold-

stadt tritt. Da findet er eine Menschen-
traube vor, die auf die Fassade des Hau-
ses starrt, aus dem er gerade herauskommt. 
Herren in Sakkos, Frauen mit Halsketten. 
Auch eine Stunde später, als er wieder ver-
schwitzt zurückkehrt, stehen die Fremden 
immer noch da. 

Unter ihnen Frau Kari Polanyi-Levitt, 
Jahrgang 1923. Alle Augen und Ohren sind 
auf sie gerichtet, an diesem heißen August-
nachmittag 2015 hängt ein dünnes Hals-
tuch um ihren Nacken, sie spricht ruhig und 
deutlich, mal Englisch, mal Deutsch. Einst 
war das Haus, in dem dieser ahnungslo-
se Läufer wohnt, Polanyi-Levitts Zuhau-
se. Nun ist es durch eine Gedenktafel auf 
die sich die Blicke der Versammelten rich-
ten, zu einem Denkmal ihrer Familienge-
schichte geworden. 

Kari Polanyi-Levitt ist die Tochter des Gesell-
schaftstheoretikers Karl Polanyi, gestorben 
1964. Ihm gilt die Plakette, seine Schrift 
„The Great Transformation“, in der er sich 
mit den Auswirkungen der Industriellen 
Revolution im 19. Jahrhundert beschäftigt, 
ist eines der wichtigsten Werke der neue-
ren Wirtschaftsgeschichte. 

Karl Polanyi wurde im Jahr 1886 in 
Wien in eine jüdische Familie geboren, 
wuchs aber vor allem in Budapest auf. Spä-
ter kam er dann nach Wien zurück, von 
1924 bis 1933 lebte Karl Polanyi mit sei-
nem einzigen Kind, Tochter Kari, und seiner 
Ehefrau, Historikerin Ilona Duczyńska, im 
zweiten Bezirk, in der Vorgartenstraße. 82 
Jahre nachdem er die Stadt verlassen hatte 
und nach England ins Exil ging, bekommt 
das Haus, in dem er wohnte, eine Erinne-
rungstafel, gestiftet von Soziologen aus Ös-
terreich und Deutschland. 

Die kanadische 
Ökonomin ist 
die Tochter des 
berühmten 
Wiener 
Gesellschafts
theoretikers Karl 
Polanyi.  
Sie pflegt das 
Erbe ihres Vaters 
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Wien, August 2015, 
Vorgartenstraße 
203. Kari Polanyi-
Levitt spricht 
anlässlich der 
Enthüllung einer 
Gedenktafel für 
ihren Vater Karl 
Polanyi

Tochter Kari pflegt intensiv das Erbe 
des Vaters. Viele Jahre aber hatte sie 
sich gar nicht dafür interessiert – da-
bei ist sie nicht nur seine Tochter, son-
dern in gewisser Weise auch seine Kol-
legin, denn Kari Polanyi-Levitt ist selbst  
Ökonomin. 

Sie ist im Jahr 1934 ihrem Vater nach 
England gefolgt und wuchs dort auf. Als Er-
wachsene verließ sie England und ging  mit 
ihrem späteren Mann nach Kanada. Dort 
bekam sie zwei Söhne, arbeitete später an 
Forschungsprojekten in der Karibik, in de-
nen sie sich vor allem mit Entwicklungs-
ökonomie beschäftigte. Zudem verfasste 
sie für die linksgerichtete kanadische Par-
tei New Democratic Party im Jahr 1970 eine 
Schrift über den Einfluss von US-amerika-
nischen Investitionen in Kanada. Sie han-
delt von der Art und Weise, wie die Kon-
zerne die Gesellschaft und den Staat durch-
dringen, wurde mehrmals aufgelegt und 
heißt „Silent Surrender: The Multinatio-
nal Corporation in Canada“.

Wenn man so will, waren diese For-
schungsarbeiten ihre erste Karriere. Die 
zweite bestand danach in der Förderung 
des Andenkens an das Werk ihres Vaters 
Karl Polanyi. Nach dem Tode von Kari Po-
lanyi-Levitts Mutter im Jahr 1978 kümmert 
sich nun die Tochter darum. 

Eigentlich wollte Kari Polanyi Physikerin wer-
den. Als Schülerin habe sie sich für Phy-
sik und Geschichte interessiert, erzählt sie. 
Als es darum ging, was sie danach studie-
ren sollte, machte sie auch an der Univer-
sität in Cambridge die Aufnahmsprüfung 
für Physik und bestand. Weil sie aber kein 
Stipendium bekam und sich die hohen Stu-
diengebühren nicht leisten konnte, erzählt 
sie, probierte sie es an der Universität Ox-
ford im Fach Geschichte. Auch da wurde sie 
angenommen, aber auch hier gab es kein 
Stipendium. Also entschloss sie sich, an der 

B egeg    n u n g :  

N i n a  B r n a d a

London School of Economics Wirtschaft 
mit Schwerpunkt Statistik zu studieren. 

In dieser Zeit schrieb der Vater das Buch 
„The Great Transformation“. Polanyi war 
damals in den südenglischen Regionen 
Kent und Sussex in der Workers Education 
Association (WEA) tätig, einer Erwachse-
nenbildungseinrichtung, erzählt die Toch-
ter. „Auf seinen Vorträgen, die er vor den 
Arbeitern hielt, basierte dann das Buch ‚The 
Great Transformation‘“, erinnert sie sich, 
„es schrieb sich quasi von selbst.“

Man könne das Hauptwerk von Polanyi 
auf zwei verschiedene Arten lesen, sagt 
der Ökonom Andreas Novy von der WU 
Wien. Erstens als Beschreibung der Ein-
bettung der Ökonomie in die Gesellschaft. 
Wenn das eine vom anderen zu sehr ent-
grenzt ist, müsse es wieder ins Lot kom-
men, wie ein Pendel, das zu weit ausge-
schlagen hat. Die zweite Lesart erfordert 
eine etwas breitere Perspektive. In dieser 
geht es darum, dass das Ungleichgewicht 
zwischen Gesellschaft und Wirtschaft zu 
einer Katastrophe führen kann, nicht nur 
sozial und ökonomisch, sondern auch ei-
nen Exzess wie etwa den Faschismus her-
vorrufen kann. Kari Polanyi-Levitt sei eine 
Frau, die die zweite, breitere Dimension des 
Werks ihres Vaters immer besonders beto-
nen würde, sagt Novy. 

Kari Polanyi-Levitt selbst erzählt, wie 
sie nach dem Zweiten Weltkrieg erstmals 
wieder nach Wien zurückgekehrt ist. Es war 
das Jahr 1947. Sie sagte, man habe in der 
Nacht aus dem Prater die russischen Besat-
zungssoldaten Lieder singen hören. Auch 
damals ging sie zum Haus in der Vorgar-
tenstraße 203 im zweiten Bezirk, in dem 
die Familie gewohnt hatte. Als sie von 
hier wegging, war sie noch ein Kind. Zu-
rück kam sie als junge Frau. Aber sie war 
keine Fremde, die Hausmeisterin erkannte 
sie auch nach 13 Jahren wieder. � F

Als Kari  
Polanyi-Levitt 
1947 nach Wien 
zurückkam, 
erkannte sie der 
Hausmeister 
sofort

Kari Polanyi-Levitt in Wien
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W
enn 72-jährige Männer über 
Wirtschaft sprechen, dann hält 
sich das Interesse in Wien zu-
meist in Grenzen. Außer man 

heißt Joseph Stiglitz. Der US-amerikani-
sche Ökonom und Nobelpreisträger ist einer 
der wenigen Stars der Wirtschaftswissen-
schaften. Mehr als 700 Zuhörer hatten sich 
am 29. November im Audimax der Wiener 
Wirtschaftsuniversität eingefunden, um den 
Ausführungen von Stiglitz zu lauschen.

Dass Stiglitz an der WU war, ist eigent-
lich eher ein Zufall. Er war auf Einladung 
der Organisation der Vereinten Nationen 
für industrielle Entwicklung (UNIDO) in 
Wien – und nutzte die Gelegenheit, sein 
neues Buch zu präsentieren.

Es war aber auch so etwas wie eine Fü-
gung. „Ich habe seit Februar 2014 versucht, 
Joseph Stiglitz hierher zu bekommen“, sagt 
Wilfried Altzinger, stellvertretender Leiter 
des Instituts für Makroökonomie an der 
WU Wien. Altzinger ist einer der Mitbe-
gründer des jüngsten Institutes der Wirt-
schaftsuniversität. Das interdisziplinäre 
Forschungsinstitut Economics of Inequa-
lity beschäftigt sich seit dem laufenden Se-
mester mit Verteilungsfragen. Spätestens 
seit dem Ausbruch der Wirtschaftskrise 
wird die gerechte Verteilung von Ressour-
cen immer stärker thematisiert – sowohl 
unter den Studierenden als auch unter den 
Forschenden.

Der beste Beweis ist das neue Buch von Jo-
seph Stiglitz. Es trägt den Titel „Reich und 
Arm. Die wachsende Ungleichheit in unse-
rer Gesellschaft“. 

Mit Ungleichheit beschäftigen sich die 
drei Leiter des neu geschaffenen Institutes 
bereits seit geraumer Zeit auf unterschied-
lichen ökonomischen Gebieten. Altzinger 
ist Experte für Einkommens- und Vermö-
gensverteilung am Institut für Makroöko-
nomie. Karin Heitzmann unterrichtet am 
Institut für Sozialpolitik und ist Mither-
ausgeberin des „Handbuch Armut Öster-
reich“. Die Schwerpunkte von Sigrid Stagl 
wiederum liegen in den Bereichen Nachhal-
tiges Arbeiten und Ökologische Makroöko-
nomie. Mit neuen WU-Instituten hat Sigrid 
Stagl schon Erfahrung: 2014 gründete sie 
das Institute for Ecological Economics. „Im 
Moment sind die meisten noch stark in ih-
ren Themenbereichen verankert. Wir müs-
sen noch zusammenwachsen und die the-
menübergreifenden Fragen definieren – das 
sind die wirklich spannenden. Ein Nutzen 
dieses Institut ist es, dass wir Fragen stel-
len, bei deren Beantwortung wir die Exper-
tise der anderen Fachrichtungen brauchen“, 
sagt Sigrid Stagl. 

Auf der ständigen Suche nach aussage-
kräftigen Daten unterhält das Institut in-
tensive Kooperationen mit der Oesterrei-
chischen Nationalbank, der Statistik Aus-
tria, der Stadt Wien und dem WIFO. In 
etlichen Forschungsbereichen sind die vor-
handenen Daten trotzdem spärlich. Das 
gilt zum Beispiel für die Untersuchung der 
Bedeutung von Kapitaleinkommen für die 
Einkommensverteilung in Österreich. Wäh-
rend die Einkommen aus Arbeit statistisch 
gut erfasst sind, gab es bis vor ein paar Jah-
ren so gut wie gar kein Material über das 
Kapitaleinkommen. Auch die Zusammen-

An der Wiener 
Wirtschafts­
universität wird 
neuerdings die 
Ökonomie der 
Ungleichheit 
erforscht

Sigrid Stagl, 
Karin Heitzmann, 
Wilfried Altzinger 

(von links), das 
Team des neuen 

WU-Instituts
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hänge zwischen ökonomischer Ungleichheit 
und ungleich verteilter Umweltqualität sind 
– im Gegensatz zu den USA – in Europa 
kaum erforscht. Auf der Grundlage von neu-
en europäischen Emissionsdatensätzen soll 
dies nun an der WU geschehen. 

Die eigenen ökonomischen Grundlagen hat 
das Institut zu einem großen Teil durch 
Drittmittel geschaffen. Etwa 20 Prozent 
des Budgets steuern der Österreichische 
Gewerkschaftsbund und die Arbeiterkam-
mer bei. Ansonsten wird die Finanzierung 
von derzeit 4,5 Vollzeitkräften über externe 
Aufträge gestemmt. So haben Mitarbeiter 
des Institutes beispielsweise eine Art Steu-
ersimulator entwickelt. Dieses Programm 
macht es möglich, Veränderungen im ös-
terreichischen Steuersystem zu simulieren. 
Im Auftrag der Arbeiterkammer wurden so 
etwa verschiedene Varianten der jüngsten 
Steuerreform vorab durchgerechnet und 
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analysiert. Dadurch lassen sich konkrete 
Fragestellungen wie etwa die Berechnung 
der Einnahmen durch Vermögenssteuern 
oder die Auswirkungen einer Senkung des 
Eingangssteuersatzes auf verschiedene Ein-
kommensgruppen beantworten. 

„Wir erkennen einen ganz klaren Zu-
sammenhang zwischen Verteilungsgerech-
tigkeit, Zufriedenheit und politischer Sta-
bilität“, sagt Wilfried Altzinger. Die For-
schungsarbeit wird deshalb auch als politi-
sche Überzeugungsarbeit verstanden.  „Wir 
forschen nicht für den Elfenbeinturm. Es ist 
unser Ziel, dass sich aus den Analysen kon-
krete Konsequenzen ableiten lassen“, so Ar-
mutsforscherin Karin Heitzmann. 

An prominenter Unterstützung mangelt 
es jedenfalls nicht. 

Bevor Joseph Stiglitz dem Institut die 
Ehre gab, gastierte bereits zur Eröffnung 
der Doyen der Ungleichheitsforschung, Sir 
Anthony Atkinson, in Wien.� F 

„Wir erkennen 
einen ganz klaren 
Zusammenhang 
zwischen Vertei-
lungsgerechtigkeit, 
Zufriedenheit 
und politischer 
Stabilität“

Die Vermessung der Gerechtigkeit
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V
or fast genau vier Jahren, im De-
zember 2011, tauchte im Feuil-
leton der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung ein Artikel von Michael 

Hudson auf. Der zu früh verstorbene FAZ-
Feuilletonchef Frank Schirrmacher hatte be-
gonnen, den Zusammenhang zwischen di-
gitaler Kolonisierung und Neoliberalismus 
zu sehen und gab in der FAZ kritischen 
Stimmen Raum, die man in dieser Zeitung 
aufs Erste nicht vermutet hätte, wie Philip 
Mirowski, Shoshana Zuboff und eben Mi-
chael Hudson. Prompt drückten Leser ihr 
Befremden darüber aus, dass hier einer zu 
Wort kam, der Dinge behauptete wie „Ban-
kenrettungen führen in die Oligarchie“ oder 
„Der Finanzsektor betreibt eine neue Art 
der Kriegsführung“.

Der amerikanische Wirtschaftsprofessor 
Michael Hudson, er lehrt an der Universi-
tät von Missouri, hatte sich nicht zuletzt 
dadurch für Aufmerksamkeit qualifiziert, 
dass er bereits 2006 präzise das Platzen 
der Immobilienblase vorausgesagt hatte, 
und zwar in Wort und Bild, in einem Ar-
tikel in Harper’s Magazine („The new road 
to serfdom. An illustrated guide to the co-
ming real estate collapse“) und dem Film 
„In Debt We Trust: America Before the 
Bubble Bursts“ (Regie: Danny Schechter, 
USA 2006). Hudson gilt heute als einer der 
Köpfe der Occupy-Wallstreet-Bewegung. 
Außerdem inspirierte Hudson das vielge-
lesene Buch „Schulden“ von David Graeber, 
der bei Hudson studierte.

In Hudsons Elternhaus in den USA gingen Trotz-
kisten aus und ein. Sie hatten es nicht leicht 
unter Präsident Roosevelt, denn der schloss 
während des Zweiten Weltkriegs mit Sta-
lin einen Pakt, behauptet Hudson. Würde 
Roosevelt amerikanische Trotzkisten verfol-
gen, würde Stalin amerikanische Kommu-
nisten von Streiks in Kriegszeiten abhalten. 
„Es hingen auch viele Genossen bei uns zu 
Hause herum, Exilanten aus Russland und 
Europa, auch solche, die noch Karl Lieb-
knecht und Rosa Luxemburg gekannt hat-
ten. Die habe ich als Kind sehr bewundert 
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Der US-
Ökonom 
Michael 
Hudson, 
Leo Trotzkis 
Patensohn, 
plädiert für 
die Tradition 
des Schulden-
erlasses

Michael Hudson: 
Killing the Host. 
How financial 
parasites and 
debt bondage 
destroy the global 
economy. 
Als E-Book bei 
counterpunch.org, 
als Paperback bei 
amazon.com; wird auf 
Deutsch als „Der Krieg 
der Banken gegen die 
Welt“ 2016 bei Klett-
Cotta erscheinen

und mir vorgenommen, später auch mal die 
,Universität der Revolution‘ zu besuchen, 
also ins Gefängnis zu gehen. Das ist mir, 
wie ich zu meiner Schande gestehen muss, 
aber noch nicht gelungen. Leo Trotzki war 
mein Taufpate. Der Eispickel, mit dem er 
ermordet wurde, gehörte übrigens meiner 
Tante“, erzählte er der FAZ.

Hudson arbeitet nach dem Wirtschafts-
studium bei einer Wall-Street-Bank, wie er 
in seinem neuen  Buch „Killing the Host“ 
berichtet (die deutsche Übersetzung ist 
2016 zu erwarten). In der statistischen Ab-
teilung der Chase Manhattan Bank lernte 
er alles über die Verschuldung südameri-
kanischer Staaten und über die Praktiken 
der Ölindustrie, deren Tanker und Flaggen 
von Liberia und Panama segelten, um den 
Eindruck zu erwecken, es gäbe keine Pro-
fite, also wären keine Steuern zu zahlen. 
Hudson verfertigte Studien über kriminel-
les Fluchtgeld, das zur Finanzierung des 
US-Defizits benötig wurde. Er wies nach, 
dass das amerikanische Zahlungsdefizit der 
1960er-Jahre rein militärisch bedingt war, 
der private Sektor ausgeglichen und dass 
die „Auslandhilfe“ sogar Geld brachte.

Nach einem Vortrag über solche Themen 
an der traditionell linken New Yorker New 
School of Social Research wurde Hudson 
vom Fleck weg als Professor engagiert. „Da 
ich nie ökonomische Theorie studiert hatte, 
sagte ich zu, denn ich dachte, das wäre der 
beste Weg, etwas darüber zu lernen.“ Aber 
bald betrachtete man an der New School 
Hudsons Thesen, die Drittweltländer wür-
den nicht mehr imstande sein, ihre Schul-
den zu bezahlen, und seinen Fokus auf fi-
nanzielle Gemeinkosten als Ablenkung von 
der klassischen Form der Ausbeutung durch 
Lohnarbeit.

Hudsons Wall-Street-Freunde vermittel-
ten ihm einen Job als Mitarbeiter des be-
rühmten Kybernetikers und Zukunftsfor-
schers Hermann Kahn. Kahn war übrigens 
das Vorbild für Dr. Seltsam in Stanley Ku-
bricks Film „Wie ich lernte, die Bombe zu 
lieben“. Bei Kahn klärte er im Auftrag des 
US-Verteidigungsministeriums, wie genau 
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es funktioniert, dass andere Länder die US-
Militärausgaben zahlen, ob sie wollen oder 
nicht. Als sich Hudson von Kahn trennte, 
behielt er viele seiner Kunden. Mit erfreuli-
chen Folgen: Von den Beratungshonoraren 
„konnte ich mir eine Sammlung tibetani-
scher Kunst kaufen und Immobilien, was es 
mir ermöglicht, unabhängig zu bleiben und 
mich dem Schreiben zu widmen“.

Da sich „die Linke weniger für meine 
Kapitalstromanalysen interessierte als die 
Wallstreet“, gründete er auch einen News-
letter. Nebenbei beschäftigte er sich mit der 
Schuldenproblematik und mit deren syste-
matisch bis dato nicht erforschter Geschich-
te. Er wurde Research Fellow am archäolo-
gischen und anthropologischen Institut von 
Harvard. Er fand heraus, nicht Individuen, 
sondern Institutionen waren die ersten Kre-
ditgeber, nämlich die Tempel und Paläste 
des bronzezeitlichen Mesopotamien. Hud-
son entdeckte die Tradition des Schuldener-
lasses, des sauberen Schnittes schon in der 
Bibel (berühmt ist jener Solons, der das de-
mokratische Athen ermöglichte).

Die passende ökonomische Theorie entwickelt 
in den 1990er-Jahren Hyman Minsky an 
der Universität von Missouri in Kansas 
City. Dort lehrt mittlerweile auch Hudson. 
Das Ziel seiner Lehre: „Zu zeigen, wie Ar-
beitslosigkeit vermieden werden kann und 
wie man den riesigen Transfer des Eigen-
tums von Schuldnern an Gläubiger vermei-
det, der die heutige Wirtschaft zerstört.“ Die 
Kreditwirtschaft agiere, sagt Hudson, zu-
nehmend räuberisch und extrahierend statt 
ermöglichend und finanzierend. 

Hudson ist aber nicht nur Autor und 
Universitätsprofessor, er publiziert seine 
Analysen und Polemiken auf Youtube, über 
alternative TV- und Radiostationen und auf 
der linken Website Counterpunch. Er be-
riet und berät Regierungen, unter anderem 
die lettische, griechische und chinesische. 
Stolz meldet Hudson, dass ihn die chine-
sische Regierung zum permanenten Gast-
professor der marxistischen Schule an der 
Universität Peking ernannte. � F

„Es gibt nur zwei 
Möglichkeiten: 
Entweder bringen 
wir die Verschul-
dung auf ein Maß, 
das die Schuldner 
bezahlen 
können, indem 
wir Schulden 
streichen; oder die 
Kreditgeber stellen 
fällig und machen 
das Eigentum 
der Schuldner zu 
ihrem“
Michael Hudson; 
Interview in der 
Huffington Post

Einen Schuldenschnitt, bitte!

Michael Hudson ist ein gesuchter Interviewpartner alternativer Medien, hier in der Sendung „Democracy Now“ 
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G
enau in jener Woche, als Gregor 
Gysi als Fraktionsführer der Lin-
ken und damit als Oppositions-
führer im Deutschen Bundestag 

zurücktrat, war er in Wien zu Gast beim 
Stadtgespräch. Natürlich ging es um aktu-
elle Fragen Europas.

Armin Thurnher: Herr Gysi, die 
Flüchtlingsfrage betrifft uns jetzt alle 
auf vielen Ebenen. Es ist die größte 
Flüchtlingsbewegung seit dem Zweiten 
Weltkrieg. Und jetzt bedroht sie die Einheit 
der Europäischen Union. An unserer 
Grenze können wir in Österreich eine 
ihrer Bedrohungen konkreter beobachten, 
nämlich die illiberale Bedrohung. Viktor 
Orbán, der ungarische Präsident, betrachtet 
ja die Rettung Europas vor der Krankheit 
oder vor der Schwäche des Liberalismus 
als seine Mission. Davor will er uns 
bewahren, er zeigt gleichsam für uns 
Härte. Und in vielen Ländern findet diese 
Botschaft Gehör. Was tut man dagegen?
Gregor Gysi: Orbán macht natürlich eine 
ganz rechte Politik. Aber er irrt sich, denn 
er schätzt die Lage der Flüchtlinge falsch 
ein. Durch Wasserwerfer sind sie nicht zu 
stoppen. Orbán gehört zu denen, die sa-
gen, ich muss Gewaltmittel anwenden, um 
Flüchtlinge fernzuhalten, und kümmere 
mich um die Weltprobleme gar nicht. Er 
ist zu gar nichts bereit, weder zu Entwick-
lungshilfe noch zu sonst was. Abgesehen 
davon, dass eine solche Haltung für mich 
ohnehin unmenschlich ist und nicht infra-
ge kommt, geht sie auch nicht auf. Orbán 
unterschätzt die Kraft von Menschen, die 
aus dem Krieg kommen, die Hunger, Not 
und Elend erlebt haben. Selbst wenn man 
ihr Leben bedroht, gehen sie weiter, weil es 
für sie kein Zurück gibt, ohne dass sich die 
Bedingungen ändern. Deshalb ist das im-
mer kurz und falsch gedacht. Natürlich: Die 
gegenteilige Politik kann auch fraglich sein. 
Aber so, wie es Orbán macht, geht es nicht 
auf. Dessen Lösungen bringen uns nicht 
weiter. Obwohl das viele glauben.

Es glauben nicht nur Politiker. Bei uns 
kann man von verängstigten Lauten hören: 
Orbán macht es richtig, unsere Politiker 
sind zu schwach. Und Orbán hat noch 
ein Argument, das zieht, indem er sagt, 
wir lassen keine Muslime herein. Europa 
ist nicht muslimisch und wir sind die 
Kreuzritter, die die Grenze verteidigen.
Gysi: Ja, das Christentum verteidigt er noch 
mit. Offenbar hat er aber nie die Bergpre-
digt gelesen! Abgesehen davon habe ich für 
Deutschland festgestellt – ich weiß nicht, 
ob das auch für Österreich gilt –, dass über-
all, wo Menschen muslimischen Glaubens 
leben, nicht rechtsextrem oder rechtspo-
pulistisch gewählt wird. Nur dort, wo sie 
nicht leben, wird so gewählt. Wir reden 
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also nicht von konkreten, sondern von ab-
strakten Ängsten. Wir müssen uns jetzt alle 
zusammensetzen und überlegen, welche  
abstrakten Ängste wir abbauen, wenn 
wir nicht durch Rechtsextremismus und 
Rechtspopulismus regiert werden wollen. 

Haben Sie konkrete Vorschläge?
Gysi: Ja, ich würde zum Beispiel in der 
Bundesrepublik den Vertreter des DGB 
und der Einzelgewerkschaften zusammen 
mit führenden Vertretern der katholischen 
und der evangelischen Kirche einladen. Ich 
würde ausgewählte Intendanten von gro-
ßen Opern und Theatern dazunehmen. Ich 
würde auch den Schriftstellerverband einla-
den. Die Spitzen der im Bundestag vertre-
tenen Parteien, die Direktoren von wichti-
gen Universitäten. Das Ganze muss natür-
lich auf mittlerer Ebene vorher vorbereitet 
werden. Auch Medienvertreter würde ich 
einladen: ZDF, ARD, auch RTL und Sat.1. 
Wenn das vorbereitet ist, müssen wir ge-
meinsame Schritte und eine Aufgabentei-
lung festlegen. Wenn wir das nicht als ge-
meinsame Aufgabe begreifen, sondern un-
sere Konkurrenz gegeneinander bei dieser 
Frage fortsetzen, dann werden wir das al-
les sehr teuer bezahlen müssen. 

Wie steht es mit der Frage der 
Parallelgesellschaft? Immer wieder 
hören wir von Migrantenkindern in 
zweiter, dritter Generation, die wieder 
für salafistische Versuchungen anfällig 
werden, weil eben die Integration 
nicht hinreichend funktioniert. 
Gysi: Es gibt immer Anforderungen an bei-
de Seiten. Ich sage muslimischen Män-
nern: Wenn Sie nach Deutschland fliehen, 
haben Sie das Grundgesetz zu respektie-
ren. Ich muss die Spielregeln des Landes, 
in das ich fliehe, auch akzeptieren. Dann 
sage ich ihnen, da steht drinnen: erstens 
Religionsfreiheit. Das bedeutet aber Frei-
heit für jede Religion. Das bedeutet auch 
Freiheit für Nicht-Religiöse wie mich. Das 
wird immer vergessen, auch das gehört zur 
Religionsfreiheit. Zweitens, sage ich ihnen, 
steht da die Gleichstellung der Geschlechter 
drinnen, die habt ihr zu akzeptieren. Eure 
Frauen müssen hier gleichgestellt wer-
den. Wir sind in der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts so weit, dass 
wir kurz vor der Eheschließung für Les-
ben und Schwule stehen. Und da sage ich: 
Auch wenn ihr die ablehnt, tut mir leid, 
hier dürft ihr sie nicht ablehnen. Das sind 
die Spielregeln. Dann sage ich ihnen nur 
als Beispiel: Wenn ich jetzt mit einer Frau 
nach Saudi-Arabien flöhe – so ist der Kon-
junktiv, glaube ich … 

Sie könnten sagen „fliehen würde“. 
Aber „flöhe“ ist deutlich eleganter!
Gysi: „Fliehen würde“ sagt ja jeder. Ich sage 
lieber flöhe. Also, wenn ich mit ihr nach 
Saudi-Arabien flöhe, müsste ich ihr sagen: 
Du kannst nicht im Bikini an den Strand 
gehen. Das verletzt die Regeln dieses Lan-
des. Ich würde es sehr bedauern. Es ist auch 
sehr unwahrscheinlich, dass ich dahin flie-
he, aber wenn, dann muss ich bestimm-
te Spielregeln akzeptieren. Ob sie mir nun 
passen oder nicht. Das sage ich auch den 
Flüchtlingen, Asylbewerbern oder Leuten, 
die zum Zwecke der Arbeit nach Deutsch-
land kommen: Das Grundgesetz muss ihr 
Maßstab sein. Da reicht es übrigens nicht, 
dass man es ihnen übersetzt gibt. Das muss 
man ihnen erklären. Da muss man sich 
auch Mühe geben. Das gilt entsprechend F
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Gysi und Modrow 
im Streitgespräch, 
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in Österreich. Umgekehrt wiederum habe 
ich zu akzeptieren, dass sie im Rahmen des 
Grundgesetzes natürlich eine andere Kultur, 
eine andere Religion an den Tag legen kön-
nen. Da, wo ich wohne, ist eine Moschee 
gebaut worden. Übrigens von der friedlichs-
ten Gemeinde. Demos über Demos dage-
gen. Nun ist nichts mehr los, alles ist ganz 
friedlich. Das müssen wir hinbekommen. 
Parallelgesellschaft – nein. Das geht nicht. 
Wenn ich in ein Land fliehe, muss ich die 
Spielregeln dieses Landes akzeptieren, aber 
ich muss auch akzeptieren, dass sie eine an-
dere Kultur und eine andere Religion ha-
ben, solange das nicht mit den Grundrech-
ten kollidiert, die im Grundgesetz oder in 
der Verfassung verankert sind. 

Sie haben vorhin in Ihrem Statement gesagt, 
man müsse das Armutsproblem unserer 
Bevölkerung mit dem Flüchtlingsproblem 
verknüpfen, dass es dadurch nicht noch zu 
weiterer Deklassierung kommt oder – was 
bei uns die Demagogen immer behaupten 
– dass dann die Mindestsicherung, die 
die Flüchtlinge kriegen, zu irgendwelchen 
fürstlichen Gehältern führen, die jene 
der hiesigen Sozialhilfeempfänger 
übertreffen. Es entsteht der Eindruck, 
die werden üppig alimentiert und wir 
sind die Verlierer, wir müssen arbeiten 
und kriegen auch nicht mehr als die.
Gysi: Der Rechtsextremismus hat aus mehre-
ren Gründen Erfolg. Erstens bietet er Men-
schen, die nichts geleistet haben, Selbst-
wertgefühl zum Nulltarif. Er sagt: Da du als 
Österreicher oder Österreicherin, als Deut-
scher oder Deutsche geboren wurdest, bist 
du mehr wert als alle Chinesinnen und Chi-
nesen, als alle Russinnen und Russen, als 
alle Polinnen und Polen. Du musst nichts 
dafür tun. Während wir immer sagen, du 
musst was leisten, um stolz sein zu können, 
sagen die, du musst gar nichts leisten. Kraft 
deiner Geburt bist du mehr wert als Milliar-
den andere Menschen. Wir dürfen das nicht 
unterschätzen. Wir müssen uns Gedanken 
machen, wie wir einer bestimmten Schicht 
der Bevölkerung zu einem Selbstwertgefühl 
verhelfen, ohne dass der Rechtsextremismus 
mit dieser Methode Erfolg hat. Ich will Ih-
nen eine Geschichte erzählen. Anfang der 
90er-Jahre hat eine Gruppe der damaligen 
PDS billig eine Halle in Nordrhein-Westfa-
len bekommen, in der ich reden sollte. Die 
hatten keine Ahnung, wo ich hinfahre. Ich 
hatte keine Ahnung, wo ich hinfahre. Als 
ich in dieser Halle sprach, merkte ich, die 
Reaktionen sind so anders. Ich war in ei-
nem Republikaner-Viertel gelandet, also bei 
einer rechtsextremen Partei. Die hatten das 
höchste Wahlergebnis in NRW. Da waren 
lauter Anhänger der Republikaner, die stell-

ten mir Fragen. Deren Funktionäre stan-
den am Rande und sagten nichts. Ich sagte: 
Ich habe mal eine Frage an Sie. Angenom-
men, es gäbe am nächsten Montag keinen 
einzigen Ausländer und keine einzige Aus-
länderin mehr in Deutschland – Riesenbei-
fall natürlich. Hm, habe ich gesagt, ich las-
se jetzt mal weg, dass unser Wirtschafts-, 
Sozial- und Steuersystem zusammenbrä-
che. Sie haben Recht: Wir hätten eine Mil-
liarde Mark mehr. Ich hätte nur eine Fra-
ge: Wie kommen Sie darauf, dass Sie da-
von eine Mark abbekommen? Das würde 
mich interessieren. Ich bekäme vielleicht et-
was. Es könnte sein, dass wir die Diäten im 
Bundestag erhöhen. Aber wie kommen Sie 
darauf, dass Sie etwas abbekommen wür-
den? Merken Sie nicht, dass Ihr Blick völ-
lig falsch ist? Sie gucken zur Seite und glau-
ben, wenn es weniger Arme gibt, bekommen 
die übrig gebliebenen Armen mehr? So ist 
der Bundestag nicht gestrickt. Ihre Vorstel-
lung ist völlig falsch. Wenn Sie nicht das 
Verhältnis zwischen Reich und Arm, zwi-
schen Oben und Unten verändern, werden 
Sie nie mehr haben. 

Und was geschah dann?
Gysi: Das Publikum war völlig verunsichert, 
so hatten die noch nie gedacht. Dann wur-
den allerdings die Funktionäre der Repub-
likaner aggressiv. Die gingen ans Mikro und 
wurden scharf. Ich war da alleine mit dem 
Bundestagsfahrer. Der flüsterte mir ins Ohr: 
„Herr Gysi, meinen Sie nicht doch, es wäre 
besser, dass wir jetzt ’ne Mücke machen?“ 
Und dann haben wir beide eine Mücke ge-
macht. Aber! Das ist das Wichtige, dass wir 
solche Perspektiven der Bevölkerung nahe-
bringen, wenn wir verhindern wollen, dass 
der Rechtsextremismus bei diesen Teilen 
der Bevölkerung Erfolg hat.

Ich habe mich gefreut, als Sie im 
Falter-Gespräch Frau Merkel wegen 
ihrer Worte „Wir schaffen das“ als 
humanistisch bezeichnet haben. Aber 
besteht da nicht auch ein gewisses 
Eigeninteresse Deutschlands, seine 
demografischen Defizite auf diese Weise 
zu reparieren, indem man einfach eine 
passende Zahl jüngerer Immigranten und 
Immigrantinnen bei sich aufnimmt?
Gysi: Ja, interessant. Und zwar möglichst 
Hochqualifizierte. Ist das fair, aus der 
Dritten Welt die hochqualifizierten Kräfte 
nach Deutschland oder Österreich zu ho-
len, indem wir sie mit dem höheren Ge-
halt ködern?

Also im Moment, glaube ich, bei denen, 
die mit den Zügen kommen, kann man 
sich das nicht so aussuchen. Es sind auch 
viele Afghanen und Pakistani dabei.
Gysi: Ja. Syrien ist übrigens sehr gut aus-
gebildet. Das liegt daran – tut mir leid –, 
dass die DDR da für die Ausbildung zu-
ständig war. Die DDR bestand natürlich 
darauf, dass nicht nur Jungen ausgebildet 
werden, sondern auch Mädchen. Dann gab 
es die DDR nicht mehr und Assad versuch-
te, das mit den Mädchen rückgängig zu ma-
chen. Das ist wirklich interessant. Das ha-
ben sich die Familien nicht mehr bieten las-
sen. Wenn das einmal durch ist, wenn es 
zwei, drei, mehrere Jahrgänge gibt, wo auch 
die Mädchen ausgebildet worden sind, und 
die Leute sehen, welche Vorteile das bringt, 
lassen die sich das nicht mehr wegnehmen. 
Die deutsche Verteidigungsministerin Ur-
sula von der Leyen hat mir einmal gesagt, 
wir brauchen die Fachkräfte auch aus der 
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muslimischen 
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Man kann nicht 
eine gemeinsame 
Währung einfüh-
ren, ohne sich über 
Wirtschaftsideolo-
gie und Politik zu 
verständigen“

Dritten Welt. Da sage ich, die Dritte Welt 
braucht ihre Fachkräfte selber. Wenn die 
dort überflüssig sind und keine Aufgaben 
haben, dann ist das noch was anderes. Aber 
sie extra anzulocken, das heißt ja dort eine 
schlechtere Entwicklung in Kauf zu neh-
men, was uns wieder mehr Flüchtlinge 
bringt. Wenn wir uns jetzt nicht ernsthaft 
diesen Problemen der Menschheit stellen, 
werden sie uns überfordern.

Gut, aber wir in Österreich haben 
dieses demografische Problem nicht 
so, Großbritannien auch nicht.
Gysi: Was denn? Bei Ihnen werden genau so 
viele Kinder geboren wie Alte sterben?

Nein, nein. Wir haben das Problem 
vorübergehend durch die Osterweiterung 
gelöst, und die Engländer haben 
ihre polnischen Immigranten.
Gysi: Bei uns sterben die Deutschen lang-
sam aus. Da machen sich dann einige Sor-
gen. Nur ich nicht, obwohl ich auch dagegen 
bin. Aber es ist übrigens wirklich ganz ein-
fach: Die Bedingungen in Deutschland sind 
nicht kinderfreundlich. Wissen Sie, was die 
größte Leistung von Frau Merkel ist? Wir 
hatten ein Lärmschutzgesetz, dem zufolge 
Leute beantragen konnten, Kindertagesstät-
ten und Spielplätze zu schließen, weil es zu 
laut war. Mein Gott. Und sie hat ins Ge-
setz aufnehmen lassen: Kinderlärm ist kein 
Krach. Wunderbar. Aber darf ich noch einen 
Satz zu Frau Merkel sagen? Das Problem 
ist, dass sie keine Strategie hat. Sie orien-
tiert sich immer an der Tagespolitik. Bei der 
Türkei, bei allem. Das genügt nicht mehr. 
Es gibt nur eine Regierung, die wirklich eine 
Strategie hat, und das ist die chinesische. 
Ob uns diese Strategie gefällt, ist eine ganz 
andere Frage. Aber sie hat eine. 

Ich reite jetzt nur noch einmal auf der 
Kostenfrage herum. Wie Sie richtig sagen, 
wir brauchen Ausbildung; wir haben 
eine riesige Kommunikationsaufgabe auf 
allen Ebenen. Was Sie von Schriftstellern, 
Künstlern, Universitäten aufgezählt haben 
– das kann ja nicht alles auf freiwilliger 
Basis passieren. Wer zahlt das?
Gysi: Viele Dinge müssen und können auf 
freiwilliger Basis passieren, und viele Dinge 
sind zu bezahlen. Bund, Länder und Kom-
munen haben in Deutschland im ersten 
Halbjahr 2015 20 Milliarden Euro mehr 
eingenommen, als es der Steuerschätzung 
entsprach. Deshalb geht das im Augenblick 
mit den Flüchtlingen, ohne dass Leistungen 
gekürzt werden. Nur droht die Regierung 
jetzt ständig Leistungskürzungen an. Fi-
nanzminister Wolfgang Schäuble hat ja ein 
sexuell erotisches Verhältnis zur schwarzen 
Null. Daran wird er nichts ändern. Deshalb 
kommen wir in Probleme. Weil dann wie-
der die Rechtsextremen Recht bekommen – 
„seht ihr, jetzt werden wegen der Flüchtlin-
ge die Leistungen an euch gekürzt“. Dann 
reagieren die Leute allergisch und mit mehr 
Abwehrhaltung. Also brauchen wir auch 
hier mehr Vernunft. Oder?

Ich will jetzt nicht über die österreichische 
politische Sexualität reflektieren in 
Bezug auf die schwarze Null. Die hat 
eher homoerotische Komponenten …
Gysi: Man kann die schwarze Null auch als 
Homosexueller lieben. Das ist gar nicht 
ausgeschlossen.

Ich glaube, ich möchte das nicht vertiefen. 
Aber wir haben schlicht nicht diese 

Überschüsse, die Sie als Deutsche haben. 
Uns treffen die Kosten der Flucht. Wir 
haben jetzt schon ein Problem, unsere 
Bildung zu finanzieren. Wir haben nicht 
genug Geld für Lehrer oder es werden 
nicht genügend Gelder für Lehrer 
bewilligt. Für die Migrantinnen und 
Migranten brauchen wir aber viel mehr 
Lehrer, wir brauchen Begleitlehrer und 
Sprachunterricht. Und das kostet Geld. 
Gysi: Das stimmt. Aber wir brauchten schon 
vorher mehr Lehrerinnen und Lehrer und 
haben sie unzureichend ausgebildet und 
eingestellt. Wir brauchten vorher sozialen 
Wohnungsbau, den es nicht gegeben hat. 
Jetzt brauchen wir ihn natürlich noch drin-
gender. Aber ich möchte nicht so tun, als 
ob wir das alles nur wegen der Flüchtlin-
ge brauchten. Nein, wir brauchten es schon 
vorher, da wurde es nur verkannt und nicht 
gemacht. Ich habe in Bayern Frauen gese-
hen, die Deutsch unterrichteten, weil sie als 
Lehrerinnen keine Beschäftigung mehr ge-
funden haben. Jetzt unterrichten sie ehren-
amtlich Deutsch, und die Bücher müssen 
sie auch noch selbst kaufen. Das ist doch 
der Gipfel! Das muss der Bund bezahlen! 
Der ist für Asylverfahren zuständig! Also 
muss er auch diesen Frauen Bücher zur Ver-
fügung stellen. 

Was man in der Flüchtlingsfrage sieht, 
ist dieses erstaunliche Engagement der 
Zivilgesellschaft. Glauben Sie, dass sich 
eine neue Balance zwischen staatlichen 
Leistungen und freiwilligen Leistungen 
und dadurch auch ein neues Gewicht 
der Zivilgesellschaft herstellen kann? 
Oder ist das ein aktuelles Phänomen, 
das die Leute bald sehr übermüdet?
Gysi: Ich glaube schon, dass es eine Chance  
gibt, dass da ein ganz neues zivilgesell-
schaftliches Engagement entsteht. Aber was 
mich interessiert, ist, woher das kommt. Vor 
20 Jahren hatten wir schon einmal – nicht 
ganz so dramatisch – eine ähnliche Situati-
on – da gab’s das überhaupt nicht. Und vor 
zehn Jahren hatten wir das auch nicht. Und 
noch dazu in so einem großen Umfang in 
Deutschland. Was hat sich da geändert? Ich 
kann es Ihnen nicht beantworten. Vielleicht 
hängt es mit der Digitalisierung des Lebens 
zusammen, dass ein anderer Meinungsaus-
tausch stattfindet und dass wir andere Bil-
der sehen. Wir Menschen reagieren nicht 
auf Texte, sondern auf Bilder. Vor Jahrzehn-
ten gab es eine richtige Hungerskatastrophe 
in Äthiopien. Das stand in jeder Zeitung 
und die riefen zu Spenden auf, das läpper-
te so dahin. Dann kam ein Dokumentar-
film von Leah Rosh in der ARD. Man sah 
die hungernden Mütter mit den hungern-
den Säuglingen – und es gab Spenden über 

Spenden. Da habe ich begriffen: Wir sind 
nur über Bilder ansprechbar. Die Kriegsbil-
der, die Bilder der Flüchtlinge: Vielleicht hat 
das dazu beigetragen, dass Menschen ihre 
Meinung geändert haben. Vielleicht liegt 
es auch daran, dass viele unterfordert sind, 
unterbeschäftigt sind und plötzlich wieder 
einen Sinn in ihrem Leben sehen, wenn sie 
eine solche Hilfe leisten können. Das impo-
niert mir. Jetzt sagen viele bei uns, die Stim-
mung kann kippen. Wenn man das oft sagt, 
kippt sie natürlich. Leider ist das wahr. Sie 
kann auch kippen, wenn der Bund unzurei-
chend Hilfe leistet.

Nun zu etwas Kompliziertem. Reden 
wir über die Euro-Schulden-Finanzkrise, 
wie immer wir sie nennen wollen. Der 
Soziologe Wolfgang Streeck hat ein Buch 
geschrieben, „Die gekaufte Zeit“. Jetzt 
gibt es eine Neuauflage und dafür hat 
er ein Nachwort verfasst. Darin stellt 
er eine interessante These auf, die mir 
als Laien sofort eingeleuchtet hat. 
Gysi: Jetzt aber für mich, damit ich das auch 
verstehe.

Ich versuche es zu übersetzen. Geld, sagt 
Streeck, ist nicht bloß ein Zahlungsmittel, 
sondern ein Machtinstrument mit 
kulturprägender Kraft. Geld prägt die 
Kultur in einem Land. Zum Beispiel 
gibt es in Deutschland eine Kultur 
des Überschussproduzierens, des 
Exportproduzierens und des Sparens. 
Das trifft auf die meisten nördlichen 
Länder zu, natürlich auch auf uns in 
Österreich, auf Finnland und so weiter. In 
den südlichen Ländern ist die Kultur des 
Geldes aber eine andere. Da produziert 
man eher für den Binnenmarkt, hat nicht 
so viel mit Sparen am Hut, sondern schafft 
staatliche Defizite, die durch Inflation 
wieder abgebaut werden. Also ganz ein 
anderes Modell. Und diese beiden Modelle 
werden jetzt mit dem Euro in eine Gruppe 
gezwungen. Zwei total verschiedene 
wirtschaftskulturelle Verhaltensweisen, die 
dann dazu führen, dass das ganze Gefüge 
sich gegenseitig sprengt. Sie haben in Ihrem 
Statement das Diktat der Schäubles über 
die Griechen beschrieben; der Versuch, 
sie zu etwas zu zwingen, was gar nicht 
funktionieren kann. Wie hebt man das auf? 
Gysi: Der Fehler ist bei der Einführung des 
Euro gemacht worden. 1998 habe ich eine 
Rede gehalten, die kam jetzt mal bei ei-
ner historischen Wiederholung von Phoenix 
vor, dann wurde die auf Youtube gestellt 
und ist jetzt hunderttausende Male ange-
hört worden. 

Ist aber noch kein Beweis für ihre Qualität.
Gysi: Nein. Alles, was ich dort an negati-
ven Folgen vorausgesagt habe, ist tatsäch-
lich eingetreten. Ich staunte selbst, woher 
ich das alles wusste! Man kann nicht eine 
gemeinsame Währung einführen, ohne 
sich über Wirtschaftsideologie und Politik 
zu verständigen, ohne Mindeststandards 
bei Steuern, im Sozialbereich, im juristi-
schen und im ökologischen Bereich zu ha-
ben. Man kann nicht eine Integration nur 
über eine Währung versuchen und alles an-
dere außen vor lassen. Man kann nicht sa-
gen, wir machen eine gemeinsame Wäh-
rung, aber jeder haftet für seine Schulden. 
Das kann nicht funktionieren. Nehmen Sie 
einen Haushalt: Sie können das in Ihrem 
privaten Haushalt auch nicht so trennen. 
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Das funktioniert einfach nicht. Das war der 
entscheidende Fehler. Ich will jetzt nichts 
zu der unterschiedlichen Kultur sagen – das 
prägt auch, aber dann hätte man sich auf 
eine bestimmte Kultur auch auf dem Kom-
promisswege verständigen müssen. Genau 
das ist jedoch nicht geschehen. Das Dra-
ma ist, dass wir jetzt aus dem Euro nicht 
herauskönnen, weil auch das wieder fata-
le Folgen hätte. Aber es war falsch, wie wir 
es damals gemacht haben. Übrigens war es 
Helmut Kohl, der gesagt hat, erst die politi-
sche Union, dann die Währungsunion. Da-
raufhin sagte Frankreich, es wolle keine po-
litische Union, daraufhin sagte Kohl, gut, 
dann machen wir nur die Währungsunion. 
Das war eine Katastrophe.

Kohl sagte auch 2002, in fünf Jahren würde 
der Euro europäische Identität gestiftet 
haben. Die Schweiz würde dann dem 
Euro beitreten und Großbritannien auch. 
Gysi: Dieser Wunsch in der Schweiz und in 
Großbritannien ist deutlich geringer gewor-
den. Aber die Einschätzung stimmt in ge-
wisser Hinsicht für die Jugend. Deshalb hat 
sich ja auch die linke Abspaltung von Syri-
za so geirrt. Die Griechen waren in der gro-
ßen Mehrheit gegen das Spardiktat, woll-
ten aber nicht aus dem Euro raus.

Also ist der Euro doch ein Identitätskitt?
Gysi: Ja, er ist ein Identitätskitt. Ich habe 
nichts gegen eine gemeinsame Währung. 
Wir hatten damals ein sehr schönes Schild 
im Bundestag. Das war natürlich nicht er-
laubt, wir mussten es wieder wegnehmen. 
Auf dem Schild stand: „Euro, so nicht“. Da 
stand nicht: „Euro nein“. Weil wir gesagt 
haben, der Euro kann am Ende einer Ent-
wicklung stehen, die man bewusst herbei-
führen muss, und nicht an deren Beginn. 
Sonst entstehen alle Krisen, die wir jetzt 
haben. 

Es gibt allerdings in der Linken auch Streit, 
weil doch einige sagen, raus aus dem Euro. 
Gysi: Es gibt die linke antieuropäische Posi-
tion. Diese Linken wollen erstens bestimm-
te Befugnisse von Europa weghaben, zurück 
zum Nationalstaat, und zweitens über die 
Auflösung des Euro nachdenken. Halte ich 
alles für eine Katastrophe.

Dieses Manifest, das auch Oskar 
Lafontaine unterschrieben hat und das 
vorschlägt, zu einem System der nicht 
fixen Wechselkurse zurückzukehren, wie 
es im europäischen Währungssystem 
zwischen 1970 und 1995 der Fall war …
Gysi: Das funktioniert nicht. Es gibt nie die-
ses Zurück. Außerdem waren sich selbst die 
linken EU-Kritiker nicht einig. Der grie-
chische Ex-Finanzminister Yanis Varoufakis 
will gar nicht raus aus dem Euro, er hat das 
jetzt im Gespräch mit mir auf der Berliner 
Volksbühne noch einmal deutlich gesagt. 
Das Problem ist doch Folgendes: Wenn die 
Deutschen jetzt aus dem Euro herausgin-
gen, dann in der Hoffnung auf feste Wech-
selkurse. Aber wenn ich Chef in Frankreich 
wäre, würde ich den Deutschen was hus-
ten. Ich würde sagen, ich mache keine fes-
ten Wechselkurse. Jetzt nutze ich die Tat-
sache, dass meine Währung nichts wert ist, 
für meinen Export, und ihr werdet ersti-
cken an euren Gütern, weil plötzlich die 
deutsche Mark einen riesigen Wert hätte. 
Was natürlich einen Vorteil hätte: Unsere 
Sparguthaben hätten wieder einmal Bedeu-
tung. Die kann man ja jetzt vergessen. Se-
hen Sie, so schlau ist Politik: Wie bezahlen 
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wir die Krise? Über unsere Sparguthaben. 
Weil jedes Jahr die Inflationsrate höher ist 
als die Zinsen. Dadurch werden ja alle un-
sere Sparguthaben entwertet. Jahr für Jahr. 
Das ist schlau, denn deshalb geht keiner auf 
die Straße. Hätten wir das Geld direkt be-
zahlen müssen, hätten wir uns alle aufge-
regt. Aber so merkt man es nicht so richtig 
und sagt: Schade, aber ist halt so. 

Wir können uns jetzt nicht so leicht darüber 
hinwegspielen. Euro ist gleich Europäische 
Zentralbank ist gleich von Deutschland 
diktierte Austeritätspolitik ist gleich ein 
unauflösliches Dilemma, das immer mehr 
Sprengkraft hat und immer mehr Wünsche 
nach Renationalisierung verursachen wird.
Gysi: Ja. Wir müssen eine andere Politik ma-
chen. Aber allein, indem wir den Euro auf-
lösen, haben wir ja keine andere Politik. 
Dann wird über die nationalen Währun-
gen wiederum eine neue Katastrophe orga-
nisiert. Außerdem wäre es ein Rückschritt 
bei der europäischen Integration. Und ich 
sage noch einmal: Wenn wir etwas lernen 
aus der Geschichte, aus der ersten Hälf-
te des 20. Jahrhunderts, aus dem 19. Jahr-
hundert, dann müssen wir lernen, dass wir 
die europäische Integration brauchen. Die 
Kriege in Europa haben unsere ganze Ge-

schichte geprägt. Und nur mit der Europä-
ischen Union können wir das verhindern. 
Ich wüsste gar nicht, ob es nicht jetzt schon 
zwischen Ungarn und Rumänien fast ei-
nen Krieg gäbe. Nur wegen der EU findet 
er nicht statt.

Ja, das sei Ihnen unbenommen. Aber 
die Frage ist: Wie kommen wir zu 
dieser anderen EU hin? Forderungen 
können wir ja leicht aufstellen, 
aber die finanzielle Macht und die 
finanzpolitische Macht liegen woanders. 
Gysi: Ja gut, aber dann brauche ich gar nicht 
in die Politik zu gehen. Natürlich ist die 
Macht der Deutschen Bank sehr viel grö-
ßer als die von uns beiden. Das Problem ist: 
Kriegen wir eine gesellschaftliche Bewegung 
dagegen zustande? Es rumort doch in Eu-
ropa! Übrigens auch dank Tsipras und Syri-
za. Wie das jetzt alles auf die Tagesordnung 
kommt! Wie die jungen Leute demonstrie-
ren! Ich bitte Sie! In Berlin! Wir sind ja, was 
Protest betrifft, das harmloseste Volk in Eu-
ropa. 250.000 Leute gegen TTIP, obwohl 
doch alle scheinbar nur mit der Flüchtlings-
frage beschäftigt sind. Das ist doch was Ge-
waltiges! Aber dann müssen die Medien 
einmal vier Tage darüber berichten – und 
nicht bloß eine halbe Minute. 

Das hier 
auszugsweise 
wiedergegebene 
Gespräch mit Gregor 
Gysi fand am 16.10. 
2015 in der AK Wien 
statt.
Transkription:  
Maria Motter

„Wir müssen  
eine andere  
Politik machen. 
Aber allein,  
indem wir den Euro 
auflösen,  
haben wir noch 
keine andere 
Politik“

Gregor Gysi bei 
seinen einfüh­
renden Worten 
beim bis auf den 
letzten Platz 
besetzten Wiener 
Stadtgespräch 

Herr Gysi, mit Medienkritik rennen 
Sie bei mir offene Türen ein. 
Gysi: Ich bin auch ein Zweckoptimist, ver-
stehen Sie? Wäre ich kein Zweckoptimist, 
was glauben Sie, wie ich die letzten 26 Jah-
re hätte aushalten können? 

Aber die Frage muss ich Ihnen stellen. 
Das ist mein Job. Wie kriegen wir linke 
Politik gegen diese Art von Finanzpolitik 
durch, die Europa nicht zerstört, indem 
sie es renationalisiert, sondern indem sie 
ein von der Finanzoligarchie regiertes 
Europa schafft? Wie setzen wir dagegen 
ein anderes Europa durch, eben dieses von 
Ihnen zuvor skizzierte soziale Transfer- 
und auch Haftungs-Europa? Ein Problem 
dabei scheint mir ja zu sein, dass die 
Leute gern gegen ihre eigenen Interessen 
wählen. In der Schweiz haben die Leute 
die Deckelung von Managergehältern mit 
Zweidrittelmehrheit abgelehnt. Und in 
finanzpolitischen Fragen ist es genauso.
Gysi: Es gibt zu viele Männer. Jeder Mann 
träumt davon, einmal Spitzenmanager zu 
werden. Da kürzt er doch vorher nicht sein 
Gehalt! Abgesehen davon: Natürlich ist die 
Linke zurzeit eher ohnmächtig. Das hängt 
mit dem Scheitern des Staatssozialismus 
zusammen. Dieses Scheitern hat ja auch 

jene Linke, die distanziert war zum Staats-
sozialismus, mit in den Keller gezogen. 
Denken Sie an die relativ unabhängige ita-
lienische kommunistische Partei – gar kei-
ne Chance. Wir haben in Deutschland die 
Linke, wir haben nichts Vergleichbares in 
Österreich. Das ist mir alles bekannt. Ich 
hatte immer gehofft, dass die neue Linke 
aus Lateinamerika kommt, aber das war 
eine Überforderung, weil die zuerst einen 
Unabhängigkeitskampf von den USA füh-
ren müssen. Wobei das ein gewaltiger Fort-
schritt ist. Lateinamerika ist jetzt schritt-
weise unabhängig von den USA geworden. 
Selbst Kolumbien. Und wenn die den in-
neren Konflikt noch gelöst bekommen, wo-
nach es im Moment aussieht, ist das ein ge-
waltiger Fortschritt. Aber in Europa haben 
wir eine andere Situation. Aus zwei Grün-
den. Erstens haben wir eine Entwicklung 
nach rechts. Die haben wir in Frankreich, 
Deutschland, Österreich. Glücklicherweise 
hat es in Wien ja gerade noch gereicht für 
die Sozialdemokraten und die Grünen. Wir 
haben das übrigens auch in Griechenland. 
Alle sehen den Erfolg von Syriza, aber die 
Morgenröte, eine rein faschistische Partei, 
hat ebenfalls beachtlich zugelegt. Das darf 
man alles nicht unterschätzen. Ergo müssen 
wir was gemeinsam dagegen tun.

Nur was?
Gysi: Da müssen wir über Grenzen springen. 
Ich muss mit der CDU zusammen nach-
denken, wie wir Rechtsextremismus ver-
hindern. Was nicht leicht ist. Das ist das 
eine. Die Linke gewinnt aber zeitgleich 
auch an Bedeutung, Schritt für Schritt und 
noch vorsichtig, weil es gegen uns Miss-
trauen gibt. Sie muss Alternativen entwi-
ckelt. Und zwar nicht, indem sie sich jetzt 
zerstreitet, raus aus dem Euro, drinbleiben, 
Ja zur europäischen Integration oder Nein 
– hier dürfen wir die Größe der Herausfor-
derung nicht fürchten. Wir wollen ein de-
mokratisches und sozial gerechtes Europa. 
Und ich sage immer: Wie glaubt ihr denn, 
dass ihr das allein in Deutschland hinbe-
kommt? Das ist doch eine Illusion, den al-
ten deutschen Nationalstaat kann ich doch 
vergessen. Wissen Sie, wer verhindert hat, 
dass die PDS verboten wurde? Das war Mi-
chael Gorbatschow, aber es waren auch die 
Franzosen und die Griechen. Der französi-
sche Ministerpräsident François Mitterand 
hat mich zum Essen eingeladen, um der 
Bundesregierung zu signalisieren, er akzep-
tiert diese Partei. Deshalb hat mich auch der 
griechische Präsident empfangen – so läuft 
doch Politik. Ich weiß also schon, wohin 
der deutsche Nationalstaat tendiert. Und 
deshalb sage ich: Nein, die europäische In-
tegration – aber nicht im Schäuble’schen 
Sinne, sondern in einem anderen Sinne – 
müssen wir hinbekommen. Ich sage Ihnen, 
in Frankreich und in anderen Ländern be-
wegt sich die Bevölkerung. Letztlich glau-
be ich an die Vernunft der Menschen. Wenn 
ich an die nicht mehr glauben darf, könnte 
ich mich ja depressiv zurückziehen. Dafür 
müssen wir in jeder Hinsicht mehr tun. Bei 
Aufklärung, in der Kultur, in allen Berei-
chen. Entweder gehen wir jetzt nach links 
oder wir gehen nach ganz rechts. Und da 
ist mir links doch deutlich lieber.

Wer hindert die Linke daran,  
mehr zu tun?
Gysi: Es sind zwei Punkte. Erstens wissen 
die Leute aufgrund der Geschichte nicht, 
wie demokratisch, freiheitlich, rechtsstaat-
lich wir sind, wenn wir die Macht haben. 
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Da gibt es ein Misstrauen gegen die Lin-
ke. Also müssen rechtsstaatliche Fragen 
ein wesentlicher Zweck linker Politik sein. 
Da mache ich mir im Osten Deutschlands 
übrigens weniger Sorgen. Wissen Sie, wa-
rum? Weil dort die Linke nach 1990 die 
Ausgrenzung erfahren hat. Sie hat erfah-
ren, wie furchtbar Ausgrenzung ist, und 
hat deshalb eine ganz andere Haltung. Als 
ich auf meiner Abschiedsrede in Bielefeld 
die Rechtsstaatlichkeit würdigte, klatsch-
te der ganze Parteitag. Selbst konservative 
Journalisten haben geschrieben, es ist ihm 
gelungen, diese Partei auf den Boden des 
Grundgesetzes zu stellen. Das ist das Ers-
te, was die Linke immer sehen muss. Das 
Zweite ist Wirtschaftspolitik. Schauen Sie 
sich die Wahlprogramme der Linken an. 
Unter Wirtschaftspolitik kommt auf Sei-
te vierzig eine halbe Seite. Warum wählen 
denn Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer konservativ? Aus kulturellen Gründen? 
Nein. Der Ruf hat sich durchgesetzt, mit der 
Union funktioniere die Wirtschaft. Also sa-
gen sich Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer: Wenn die Wirtschaft funktioniert, 
lohnt sich auch mein Streik. Und: Wenn 
die Linken regieren, funktioniert die Wirt-
schaft nicht, und wir brauchen auch nicht zu 
streiken. Ergo müssen wir sie davon über-
zeugen, dass bei uns die Wirtschaft funkti-
oniert. Wir haben den Wirtschaftssenator in 
Berlin gestellt, wir haben den Wirtschafts-
minister in Brandenburg gestellt. Wir hat-
ten in Brandenburg die höchste Steigerung 
der Wirtschaftskraft, größer als in Bayern 
und Baden-Württemberg. Aber hat meine 
Partei daraus ein Plakat gemacht? Natür-
lich nicht. Sie schämt sich eher dafür. Ich 
begreife das gar nicht.

Ich habe in Ihren Büchern gesucht. 
Wie schaut jetzt das linke alternative 
Gesellschaftsmodell aus? 
Gysi: Kommt doch in meiner Autobiografie! 
Kann doch nicht alles vorwegnehmen!

Ja, aber damit wollen Sie doch 
Politik machen. Da muss es 
schon konkreter werden.
Gysi: Ganz einfach. Wie ist die westdeutsche 
Gesellschaft strukturiert? Alles bezahlt die 
Mitte der Gesellschaft. Der arme Teil kann 
es nicht und an die Spitzenverdiener kön-
nen oder trauen sie sich nicht ran. Deshalb 
bezahlt alles die Mitte. Das sind die Leh-
rerinnen und Lehrer, die Polizistinnen und 
Polizisten, die Facharbeiterinnen und Fach-
arbeiter. Da hat Brutto mit Netto nichts 
zu tun, weil wir einen Steuerbauch haben. 
Und die Partei der Mitte, die FDP, war nie 
gegen den Steuerbauch, nur die Linke. Mir 
fehlt die FDP im Bundestag, weil es nur 
eine Partei der Mitte im Bundestag gibt, 
und das ist die Linke. Das habe ich immer 
gesagt, und dann gingen die immer gedreht 
durch die Decke. Aber abgesehen davon: In 
der Wirtschaft gilt dasselbe. Die Kleinunter-
nehmen können die Gesellschaft nicht be-
zahlen, die Konzerne und Banken drücken 
sich davor, die machen ihre Tricks mit Lu-
xemburg. Wer bezahlt alles? Der Mittel-
stand. Deshalb muss die Linke lernen, ein 
Bündnis mit dem Mittelstand einzugehen. 
Anders kriegen wir die Macht der Konzerne 
und Banken nicht beschränkt. Das darf kein 
Zweckbündnis sein, das muss ehrlich ge-
meint sein. Wenn wir das hinkriegen, haben 
wir es leichter, eine Transformation zum de-
mokratischen Sozialismus zu erleben. Aber 
nun fragen Sie mich nicht, was das ist. Das 
soll sich ja dann erst herausstellen. � F
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Es können nicht alle sparen, wenn die Wirt-
schaft wachsen soll. Doch in der Eurozone 
spart inzwischen jeder. Den überschuldeten 
Krisenstaaten wurde ein Sparkurs verord-
net, damit sie ihre Schulden wieder abbau-
en. Und eigentlich gesunde Länder wie Ös-
terreich oder Frankreich müssen jetzt spa-
ren, weil sie nicht mehr mit Deutschland 
konkurrieren können. 

Österreich, Frankreich, Belgien und Ita-
lien sind Opfer eines Wirtschaftskriegs ge-
worden, den Deutschland angezettelt hat. 
Und nun wird von diesen Opfern auch noch 
verlangt, dass sie sich anpassen und „refor-
mieren“ sollen. Dabei wäre die umgekehrte 
Perspektive richtig: Deutschland als Aggres-
sor muss sich korrigieren. Die Deutschen 
müssten ihre Gehälter jedes Jahr deutlich 
erhöhen, bis sich die Wettbewerbslücke wie-
der schließt, die Deutschland durch sein 
Lohndumping aufgerissen hat. 
Diese Rettungsmaßnahme wäre nicht nur 
kostenlos, sondern sogar der seltene Fall 
einer echten „Win-win-Situation“. Jeder in 
Europa würde profitieren – vorneweg die 
deutschen Arbeitnehmer selbst.

Was theoretisch einfach klingt, ist prak-
tisch jedoch schwierig. So erstaunlich es 
scheinen mag: Viele Deutsche wollen kei-
ne höheren Löhne. Selbst Gewerkschaf-
ter haben Angst, dass Arbeitsplätze in der 
Exportindustrie verloren gehen. Diese Sor-
ge ist nicht völlig unbegründet. Tatsächlich 
könnten die Ausfuhren etwas sinken. Aber 
stattdessen würde die Binnennachfrage an-
ziehen, die seit 15 Jahren dümpelt, weil die 
Reallöhne stagnieren. In der Summe bliebe 
die Zahl der Arbeitsplätze stabil.

Zudem wäre es kein Verlustgeschäft 
für die Deutschen, die Exportüberschüsse 
wieder abzubauen, weil diese Überschüsse 
sowieso weitgehend fiktiv sind. Wie eine 
Studie des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) ermittelt hat, ist 
Deutschlands Nettovermögen im Ausland 
von sieben Milliarden Euro im Jahr 1999 
auf sagenhafte 1013 Milliarden im Jahr 

Ö
sterreich verliert. Noch merken es 
viele Österreicher nicht, aber sie 
werden gnadenlos enteignet – von 

den Deutschen. Seit 15 Jahren spielt sich 
ein heimlicher und brutaler Kampf ab, bei 
dem es um Marktanteile, Exportchancen 
und Wettbewerbsfähigkeit geht. Die Ös-
terreicher könnten sich jetzt noch wehren, 
indem sie sich mit den anderen Eurostaa-
ten gegen Deutschland verbünden. Aber 
die Zeit wird knapp. Wenn die Österreicher 
nicht aufbegehren, werden sie verarmen.

Die Waffe der Deutschen ist schlicht, 
aber wirkungsvoll: Sie haben Lohndumping 
betrieben und die Arbeitskosten gezielt ge-
senkt, um auf den Auslandsmärkten zu ex-
pandieren. Zwischen 2000 und 2010 fielen 
die deutschen Reallöhne im Mittel um 4,2 
Prozent. Inzwischen sind die Gehälter zwar 
wieder leicht gestiegen, trotzdem liegen die 
deutschen Reallöhne auch heute nur knapp 
höher als zur Jahrtausendwende. 

Viele österreichische Arbeitnehmer fühlen 
sich zwar auch nicht wie im Paradies, aber 
es geht ihnen deutlich besser als den deut-
schen Kollegen. Ihre Reallöhne haben stär-
ker zugelegt, ihre Sozialleistungen wurden 
anders als im Nachbarland nicht gekürzt. 
Das Ergebnis ist für die österreichische Ex-
portwirtschaft unerfreulich: Seit 2000 ist 
ihre Wettbewerbsfähigkeit im Vergleich zu 
deutschen Firmen um mehr als zehn Pro-
zent gesunken.

Deutschland hingegen fährt exorbitante 
Exportüberschüsse ein, die im vergangenen 
Jahr 217 Milliarden Euro erreichten. Das ist 
einsame Weltspitze. Die beiden Exportna-
tionen China und Saudi-Arabien kommen 
nicht einmal gemeinsam auf einen derart 
gewaltigen Überschuss. Viele Deutsche sind 
sehr stolz auf die ständig steigenden Aus-
fuhren. Wer auf dem Weltmarkt bestehen 
kann, so die Idee, muss einfach gut sein. 
Doch hat es nicht allein mit der Qualität 
der deutschen Produkte zu tun, dass sie so 
wettbewerbsstark sind. Deutschland schum- f
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Abgesandelt, konkurrenz­
unfähig, aus eigener Schuld? 
Gar nicht wahr! Deutsches 
Lohndumping ruiniert andere 
EU-Staaten, auch Österreich, 
sagt die deutsche Ökonomin 
und Bestsellerautorin  
Ulrike Herrmann

melt im internationalen Konkurrenzkampf, 
indem es seine Lohnkosten drückt. 

Nur ein paar Beispiele: Ex-Kanzler Ger-
hard Schröder setzte eine „Agenda 2010“ 
durch, die die allermeisten Beschränkun-
gen bei der Leiharbeit aufhob und Arbeits-
lose zwingt, fast jede Stelle anzunehmen. 
Gleichzeitig fehlte bis vor kurzem ein ge-
setzlicher Mindestlohn, so dass ein riesi-
ger Niedriglohnsektor entstand, der auch 
auf die normalen Gehälter drückt. 

Übrigens ist es kein Zufall, dass Deutsch-
land mit dem Lohndumping erst ab 2000 
begonnen hat, nachdem der Euro einge-
führt wurde. Vorher hätte es nämlich nicht 
funktioniert. Die D-Mark wäre einfach im 
Kurs gestiegen, wenn Deutschland giganti-
sche Exportüberschüsse aufgehäuft hätte, so 
dass die Lohnvorteile wieder verschwunden 
wären. Doch im Euro ist Deutschland ge-
schützt und kann ungestört eine Lohnpoli-
tik betreiben, die seinen Nachbarn schadet. 
Um es technisch auszudrücken: Die Deut-
schen haben im Euro abgewertet. 

Anfangs fiel die Aggression der Deutschen 
kaum auf. Die Bundesrepublik schien sich 
vor allem selbst zu schaden, weil die düm-
pelnden Löhne auf die Binnennachfrage und 
das Wachstum drückten. Österreich hinge-
gen boomte, jedenfalls zunächst. Die deut-
sche Wirtschaft legte von 2000 bis 2005 im 
jährlichen Durchschnitt nur um 0,6 Pro-
zent zu, während Österreich 1,7 Prozent er-
reichte. Von 2005 bis 2010 waren Deutsch-
land und Österreich dann gleich stark: Im 
Durchschnitt kamen sie jeweils auf ein Plus 
von 1,3 Prozent pro Jahr. Doch seit 2010 
führt Deutschland deutlich, während Öster-
reich abfällt. 2014 wuchs die deutsche Wirt-
schaft um 1,6 Prozent, die österreichische 
um 0,3 Prozent. Auch für die nächsten zwei 
Jahre wird prognostiziert, dass Deutschland 
davonzieht und die Österreicher abhängt.

Mit Verspätung wird nun auch vielen 
Österreichern bewusst, dass sie an Wett-
bewerbsfähigkeit verlieren. Doch irrtüm-
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lich glauben die meisten, dass die Schuld 
irgendwie bei Österreich zu suchen sei. Das 
Modewort lautet daher „Strukturreformen“. 
Nicht nur Konservative und Arbeitgeber 
wollen die Staatsausgaben senken, Steu-
ern streichen und Sozialleistungen kürzen. 
Auch die Sozialdemokraten sind längst ver-
unsichert, ob das Modell Österreich mit sei-
nen Kollektivverträgen nicht ausgedient ha-
ben könnte, weil es „zu starr“ sei und kei-
ne flexiblen Lösungen zulasse. 

Die Österreicher halten an einem Miss-
verständnis fest, das weit verbreitet ist: Sie 
glauben, dass das Problem dort entsteht, wo 
es sichtbar wird. Wenn also das Wachstum 
in Österreich schwächelt, dann muss sich 
Österreich eben „anstrengen“. Diese Dia-
gnose erinnert an eine Arzt, der nur die 
Symptome kuriert, statt die Ursachen zu 
behandeln. Denn tatsächlich ist es die deut-
sche Agenda 2010, die die Nachbarländer 
unter Druck setzt. Nicht nur Österreich lei-
det; auch Frankreich, Italien oder Belgien 
geraten ins Trudeln.

Noch schlimmer: Die Nachbarländer haben 
keine Chance. Selbst wenn Österreich oder 
Frankreich die deutsche „Agenda 2010“ 
haarklein kopieren würden, könnten sie 
Deutschland nicht mehr einholen. Denn, 
wie gesagt: Österreich müsste seine Lohn-
stückkosten um mehr als zehn Prozent drü-
cken, um die deutsche Wettbewerbsfähig-
keit zu erreichen. Ein derartiges Kürzungs-
programm würde sofort den sozialen Frie-
den gefährden und die FPÖ zur weitaus 
stärksten Partei in Österreich machen.

Schon jetzt wäre es ein Missverständ-
nis zu glauben, dass die Freiheitlichen 
nur reüssieren, weil sie auf fremdenfeind-
liche Parolen setzen und solchen Unsinn 
wie „Fremd im eigenen Land“ oder „Neue 
Wohnungen statt neue Moscheen“ plakatie-
ren. Dies ist die Oberfläche. Im Kern geht 
es um Ängste, um Perspektivlosigkeit, um 
die Sorge, die Kontrolle über das eigene 
Leben zu verlieren. Es sollte den Sozial-

demokraten zu denken geben, dass gerade 
die Niedrigverdiener zu den Freiheitlichen 
abwandern und ausgerechnet die FPÖ in-
zwischen die größte Arbeiterpartei Öster-
reichs ist. Die FPÖ versteht besser als ihre 
Konkurrenten, dass sie die Verlierer anspre-
chen muss: Sie nennt sich mittlerweile „so-
ziale Volkspartei“.

Sozial hat die FPÖ zwar nichts zu bie-
ten, aber sie geht den bequemen Weg und 
nutzt das Thema Einwanderung, um ein 
Ventil für die Ängste zu bieten. Trotzdem 
reicht es nicht, wenn die SPÖ auf Plaka-
ten kleinteilig vorrechnet, dass die öster-
reichische Asylpolitik anders funktioniert, 
als von den Freiheitlichen behauptet. Auch 
wird es nichts nutzen, die Zahl der Asyl-
werbenden zu reduzieren oder die Verfah-
ren zu beschleunigen. Denn der Kern bleibt 
von diesen Maßnahmen unberührt: Viele 
Wähler fühlen sich verunsichert und ha-
ben Angst abzusteigen.

Die österreichischen Regierungsparteien 
müssten also überlegen, wie sie die unglei-
che Verteilung von Einkommen und Vermö-
gen reduzieren und das soziale Netz verstär-
ken, damit sich die Bürger wieder aufgeho-
ben fühlen. Falls SPÖ und ÖVP stattdessen 
eine Art „Agenda 2010“ beschließen und 
die Lohnkosten drücken, würden sie auf ei-
nen Schwelbrand auch noch Benzin gießen. 
Die österreichischen Wähler würden noch 
stärker nach rechts abwandern.

Doch eine „Agenda 2010“ wäre nicht 
nur politisch brandgefährlich, sondern auch 
ökonomisch Quatsch. Es reicht reine Lo-
gik, um zu erkennen, dass es unmöglich 
ist, dass alle Eurostaaten Deutschland ko-
pieren, Lohndumping betreiben und zu ag-
gressiven Exportnationen mutieren. Unge-
löst bleibt nämlich die Frage, wer die vie-
len Güter kaufen soll. Die europäischen Ar-
beitnehmer sind offenbar nicht gemeint, die 
sollen ja auf einen Teil ihrer Gehälter ver-
zichten. Aber wer dann? Die Chinesen? Die 
Absatzkrise ist gewiss.

2012 gestiegen. Auf dem Papier. Denn diese 
enorme Summe erzählt nur einen Teil der 
Wahrheit, da es gleichzeitig zu hohen Ver-
lusten kam. Rund 400 Milliarden Euro ha-
ben deutsche Investoren seit 1999 im Aus-
land eingebüßt. Vor allem die Finanzkrise 
hat riesige Löcher gerissen, aber auch die 
Eurokrise schlägt schon zu Buche. 

Es lohnt sich nicht, Exportüberschüs-
se anzuhäufen, denn die ökonomische Lo-
gik ist stärker: Wenn Deutschland darauf 
beharrt, stets mehr zu exportieren, als es 
importiert, dann können die anderen Län-
der die deutschen Waren nur kaufen, in-
dem sie Kredite aufnehmen – bei Deutsch-
land. Es ist eine reine Frage der Zeit, bis 
einige Importländer überschuldet sind und 
das deutsche Auslandsvermögen verloren 
geht.  

Deutsche fühlen sich sicher, wenn sie 
Exportüberschüsse produzieren und das 
Vermögen auf ihren Konten steigt. Aber 
faktisch haben sie ihre Waren ins Ausland 
verschenkt und dafür wertlose Schuldtitel 
erhalten. Es wäre deutlich intelligenter ge-
wesen, die Löhne in Deutschland anzuhe-
ben und selbst zu konsumieren – statt den 
Konsum der anderen zu finanzieren.

Die Bundesbürger werden gern als 
„schwäbische Hausfrauen“ karikiert, die 
immer nur ans Sparen und ans „Schaf-
fe, schaffe, Häusle baue“ denken würden. 
Tatsächlich ist es noch schlimmer: Selbst 
eine schwäbische Hausfrau wüsste, dass ihr 
Projekt „Häusle baue“ schneller vorankä-
me, wenn die Löhne und damit die Fami-
lieneinkommen stiegen.

Die Deutschen benötigen also Nachhilfe, um 
ihre eigentlichen Interessen zu erkennen. 
Und niemand wäre besser geeignet als die 
Österreicher, um für Lernfortschritte zu sor-
gen. Sie sind als loyale Freunde bekannt 
und werden von den Deutschen automa-
tisch als Bündnispartner betrachtet. Wenn 
nun ausgerechnet diese Weggefährten das 
deutsche Lohndumping kritisierten, wäre 
das Signal eindeutig: Deutschland hat sich 
in Europa isoliert. Für die Deutschen wäre 
diese Erkenntnis ein Schock. Noch glauben 
die allermeisten, dass sie das große Vor-
bild seien. Ihnen ist nicht bewusst, dass sie 
in Wahrheit einen radikalen Wirtschafts-
nationalismus betreiben, der selbst so ge-
schätzte Nachbarn wie Österreich existen-
ziell bedroht.

Allein könnte Österreich allerdings 
nichts gegen Deutschland ausrichten, 
denn dort haben sich die Bürger seit nun-
mehr 15 Jahren an die Fiktion gewöhnt, 
dass Lohndumping eine gute Idee sei. Ihre 
Isolation würde für die Deutschen erst be-
greifbar, wenn sich ihre Opfer zu einer un-
übersehbaren Allianz zusammenschließen. 
Die Beschwerde darf nicht nur aus Öster-
reich stammen, sondern müsste von ande-
ren betroffenen Ländern wie Frankreich, 
Italien oder Belgien unterstützt werden. 
Aber auch für diese Bündnispolitik wäre 
Österreich bestens geeignet, gerade weil es 
relativ unbedeutend ist und daher als fai-
rer Mittler erscheint. 

In der Geschichte Europas waren es häu-
fig die Politiker kleiner Länder, die große di-
plomatische Initiativen vorangetrieben ha-
ben. Man denke nur an den Schweden Olof 
Palme oder an Bruno Kreisky.

Was zur eigentlichen Frage führt: Wo 
bleibt Werner Faymann? Er schweigt so selt-
sam. Österreich verliert an Wettbewerbsfä-
higkeit. Und er traut sich nicht, Deutsch-
land zu kritisieren. Die FPÖ kann es freu-
en, denn sie profitiert von jeder Krise. Au-
ßer ihr wird es nur Verlierer geben.� F

Zur Person

Ulrike Herrmann, 
50, war lange Zeit 
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„Österreich,  
Frankreich, Belgien  
und Italien  
sind Opfer eines  
Wirtschaftskrieges 
geworden,  
den Deutschland 
angezettelt hat“
Ulrike Herrmann

Österreicher, 
stoppt die  
Deutschen, oder 
ihr verarmt!
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Die neuen Armenheere des    vereinten Europa
Nicht nur Griechenland leidet weiterhin unter der Wirtschaftskrise. Auch in den Krisenländern Spanien,        Portugal oder Italien wächst eine verlorene Generation heran
ü b e r b l i c k :  nina     h o r a c z e k

S
panien und Portugal haben ihre Haus-
übungen gemacht, im Gegensatz zu 
Griechenland“, beklagte der ÖVP-Fi-

nanzsprecher Andreas Zakostelsky vergan-
genen Juli bei einer „Debatte über Hilfe für 
Griechenland und die Zukunft der EU“ im 
österreichischen Nationalrat. Die „Troika“ 
aus EU-Kommission, Europäischer Zent-
ralbank (EZB) und Internationalem Wäh-
rungsfonds (IWF) lobte vor einigen Mo-
naten, dass die EU-Krisenstaaten infolge 
der Spar- und Reformpolitik „die Rezessi-
on überwunden“ hätten. Irland konnte den 
EU-Rettungsschirm 2013 verlassen, Spani-
en Anfang 2014 und seit vergangenem Mai 
ist auch Portugal nicht mehr auf das EU-
Rettungsprogramm angewiesen.

Also alles wieder in Butter? „Nein“, sagt 
der Wirtschaftsnobelpreisträger Christopher 
Pissarides von der London School of Econo-
mics zum Falter. „Das Problem ist in Staa-
ten wie Spanien oder Portugal noch nicht 
gelöst“, meint Pissarides, „die wirtschaftli-
che Situation hat sich stabilisiert, aber der 
Aufschwung ist noch nicht stabil.“ Bereits 
eine kleine Änderung in der Politik oder in 
Bezug auf das Vertrauen der Märkte könn-
te den Aufschwung wieder zunichtemachen, 
sagt der Wirtschaftsexperte.

Wie stehen die EU-Krisenstaaten heu-
te wirtschaftlich da? Und wie geht es den 
Menschen im siebten Jahr nach Ausbruch 
der Wirtschaftskrise?

Spanien
Es war eine mutige Ansage: Die Krise sei 
überstanden, erklärte die konservative spa-
nische Regierung unter Ministerpräsident 
Mariano Rajoy. Seit Jahresbeginn konn-
te Spanien zum ersten Mal seit Ausbruch 
der Wirtschaftskrise mit guten Nachrich-
ten aufwarten: Das Bruttoinlandsprodukt 
stieg 2014 um 1,4 Prozent, 2015 sollen es 
drei Prozent werden. Auch die Arbeitslosig-
keit sinkt. Im Oktober lag die Arbeitslosig-
keit bei 21,2 Prozent, 2014 waren es noch 
24,5 Prozent gewesen. Allerdings sind im-
mer noch mehr als vier Millionen Spanier 
auf Jobsuche und die Zahl der Angestell-
ten mit schlecht bezahlten, befristeten Ver-

trägen ist gestiegen. Das Durchschnittsein-
kommen sank seit 2008 von 30.000 Euro 
auf 26.000 Euro pro Jahr, jeder fünfte spani-
sche Haushalt lebt unter der Armutsgrenze, 
fast die Hälfte der Spanier kann sich nicht 
einmal eine Woche Urlaub leisten.

„In Spanien wurden Arbeitsplätze ge-
schaffen, aber vor allem im Bereich der Ar-
beitsarmut“, kritisiert Jorge Nuño Mayer, 
Generalsekretär der Caritas Europa. „Vor 
dem Ausbruch der Krise 2008 nannte man 
einen Billigarbeiter auf Spanisch einen 
,1000-Euro-Mensch‘. Heute sagt man hin-
gegen ein ,600-Euro-Mensch‘.“

Durch die 2012 von der konservativen 
Regierung beschlossene Arbeitsmarktre-
form wurde der Kündigungsschutz aufge-
weicht. Seitdem dürfen Arbeitgeber auch 
abseits von Tarifverträgen eigene Arbeits-
bedingungen vereinbaren. „Spanien ent-
wickelt sich immer weiter zu einem Low-
Cost-Land“, kritisiert Ignacio Fernández 
Toxo, Vorsitzender der spanischen Gewerk-
schaft CCOO.

„Weil in Spanien der Kündigungsschutz 
sehr streng war, setzten die Arbeitgeber 
schon vor der Krise auf befristete Arbeits-
verträge“, sagt hingegen Raphaela Hyee, 
Spezialistin für Jugendbeschäftigung bei der 
OECD in Paris, „das traf vor allem junge 
Arbeitnehmer.“ Weil es zu teuer war, Arbeit-
nehmer zu kündigen, ließen die Arbeitge-
ber in der Krise stattdessen befristete Ver-
träge auslaufen. Seit der Arbeitsmarktre-
form 2012 sinke auch die Jugendarbeitslo-
sigkeit. „Aber mit derzeit 52 Prozent ist sie 
immer noch sehr hoch“, sagt Hyee.

Auch Wirtschaftsnobelpreisträger Pis-
sarides gibt keine Entwarnung für Spani-
ens Arbeitsmarkt. „Es gibt hier eine ausge-
prägte strukturelle Arbeitslosigkeit, die nur 
sehr langsam sinken wird. Auch wenn sich 
die Wirtschaft erholt, wird die Arbeitslosig-
keit frühestens in zwei bis drei Jahren sin-
ken.“ Was bleibt, ist eine massiv verarm-
te Bevölkerung. Mehr als 300.000 Woh-
nungen wurden in den vergangenen Jah-
ren zwangsgeräumt, weil ihre Besitzer die 
Hypothekarkredite nicht bezahlen konnten. 
Im Gegensatz zu den USA, wo die Kredit-

nehmer ihre Schulden los sind, wenn sie 
der Bank den Schlüssel zur Immobilie zu-
rückgeben, verlieren Schuldner in Spani-
en ihr Haus und bleiben auf den Schul-
den sitzen. „Die Caritas Spanien hat vor 
der Krise etwa 300.000 Menschen jähr-
lich mit lebenswichtigen Dingen wie Es-
sen, Kleidung oder Mietunterstützung ge-
holfen. Jetzt sind es 1,5 Millionen Men-
schen“, sagt Nuño Mayer.

„Wir haben Kinder, die zu wenig zu es-
sen bekommen, deren Eltern sich weder 
Schulbücher noch einen Internetzugang 
für ihre Kinder leisten können“, erklärt 
auch Thomas Ubrich von der Nichtregie-
rungsorganisation „Save the Children“ in 
Madrid.

Auch die Staatskasse ist klamm: 2008 
hatte das Land eine Staatsverschuldung 
von 39,4 Prozent, 2015 werden es 100,87 
Prozent sein. Die Wirtschaftskrise hat aber 
nicht nur Verlierer. Die Zahl der spanischen 
Millionäre erhöhte sich seit 2008 um 28 
Prozent.

Portugal
Seit das Land an der Algarve 2011 unter 
den EU-Rettungsschirm schlüpfte, gilt es 
als Musterschüler in Südeuropa. Auch die 
EU-Kommission bestätigt, dass Portugal 
zwischen 2011 und 2013 von allen europä-
ischen Staaten die stärksten Einschnitte ins 
Sozialsystem vorgenommen hat. Es wurden 
Löhne und Pensionen gekürzt, die Arbeits-
zeit von Beamten von 38 auf 40 Stunden 
erhöht, Lehrer gekündigt und das Sozial-
budget drastisch verringert.

Für die Bevölkerung blieb dieser Spar-
kurs nicht ohne Folgen. Etwa ein Viertel der 
Portugiesen lebt laut der spanischen Statis-
tikbehörde INE in Armut oder an der Ar-
mutsgrenze, das Durchschnittsgehalt be-
trägt nur 1000 Euro brutto und die Zahl 
der Beschäftigten, die lediglich einen Min-
destlohn von 589 Euro beziehen, ist von 
133.000 auf 400.000 gestiegen.

Die Arbeitslosigkeit ist zwischen 2014 
und August 2015 auf 13,6 Prozent leicht ge-
sunken, allerdings haben immer noch fast 
33 Prozent der Jungen keinen Job. „Die Be-

schäftigung ist heute auf dem Stand von vor 
20 Jahren. Und was die Investitionen be-
trifft, die das Fundament für zukünftiges 
Wachstum bilden, wurden wir um 30 Jahre 
zurückgeworfen“, erklärte der Wirtschafts-
wissenschaftler Ricardo Paes Mamede in 
Le Monde diplomatique.

Trotz dieses Sparkurses sind die Staats-
schulden gestiegen. 2010 lag die Schulden-
last bei 96,2 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts, für 2015 werden 128,2 Prozent er-
wartet. Derzeit muss Portugal alleine für 
Zinszahlungen fünf Prozent seiner jährli-
chen Wirtschaftsleistung aufwenden. 

Politisch könnte Portugal bald das neue 
Griechenland werden. Aus Protest gegen die 
Austeritätspolitik stürzte ein Bündnis aus 
Linksblock, sozialistischer Partei, Kommu-
nisten und Grünen die konservative Min-
derheitsregierung kurz nach der Wahl. Der 
eben erst angelobte sozialistische Minister-
präsident António Costa stützt sein Min-
derheitskabinett nun auf radikal linke Par-
teien, die auf ein Ende der Sparmaßnah-
men und eine stärkere Besteuerung der Rei-
chen drängen.

Italien
Rom musste bis jetzt keine EU-Hilfsgel-
der beantragen, doch mit einer Schulden-
last von mehr als 130 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts schrammt auch Italien 
knapp am Bankrott vorbei. In elf von zwölf 
Quartalen ging auch die Wirtschaftsleistung 
zurück, erst im ersten Quartal 2015 ist das 
Bruttoinlandsprodukt um zarte 0,3 Prozent 
gestiegen. Von einer Überwindung der Kri-
se ist aber noch keine Rede: Das Pro-Kopf-
Einkommen ist auf dem niedrigsten Niveau 
seit 1997, die Arbeitslosigkeit hat sich in 
Italien seit Ausbruch der Wirtschaftskrise 
verdoppelt. Aktuell sind etwa drei Millio-
nen Italiener arbeitslos, unter den Jünge-
ren sucht fast jeder Zweite einen Job. Wie 
groß der Mangel an Arbeitsplätzen ist, zeig-
te eine Stellenausschreibung des Kranken-
hauses Niguarda in Mailand. Als das Spi-
tal vergangenen April 25 Krankenpfleger-
stellen ausschrieb, meldeten sich 13.000 
Bewerber.

„In Italien wird erst jetzt versucht, Maß-
nahmen am Arbeitsmarkt umzusetzen“, sagt 
Hyee von der OECD, „zum Beispiel soll der 
strenge Kündigungsschutz gelockert werden 
und die Arbeitsmarktpolitik, die momentan 
noch jede Provinz für sich regelt, soll künf-
tig auf nationaler Ebene zusammengeführt 
werden.“ Bis solche Maßnahmen Auswir-
kungen auf den Arbeitsmarkt zeigen, dau-
ert es seine Zeit, meint Hyee.

Im Kampf gegen die Krise setzt auch 
Italien auf einen Mix aus Steuererhöhun-
gen und Budgetkürzungen. Mittlerweile 
hat jede zehnte italienische Familie zu we-
nig Geld, um sich ausreichend Lebensmit-
tel zu kaufen, zwischen dem Ausbruch der 
Krise und 2013 hat sich die Zahl der Ar-
men auf 6,2 Millionen Menschen verdop-
pelt. „Wir von der Caritas spüren die Aus-
wirkungen dieser Sparpolitik ganz direkt“, 
sagt Nuño Mayer, Generalsekretär der Ca-
ritas Europa. „Als zum Beispiel in Italien 
Gesundheitskosten gekürzt wurden, stan-
den die Leute kurz darauf bei den Pfarrei-
en Schlange, um finanzielle Hilfe für Me-
dikamente zu bekommen.“

Griechenland
Sie gelten in Brüssel als Spesenkaiser, da-
bei haben die Griechen zuletzt am meisten 
gespart: Zwischen 2009 und 2014 sank das 
griechische Haushaltsdefizit um einen Be-
trag, der fast 14 Prozent der Wirtschaftsleis-
tung des Landes entsprach. Rechnet man 
hinzu, dass durch die Krise auch das Brut-
toinlandsprodukt geschrumpft ist, so betrug 
der Rückgang des griechischen Defizits so-
gar 18 Prozent. Zum Vergleich: In Spanien 
waren es 6,7 Prozent, in Portugal 5,8 und 
in Irland acht Prozent.

Zu spüren bekam die griechische Bevöl-
kerung das große Sparen zum einen durch 
die extreme Steuerlast: Seit Beginn der Kri-
se stiegen die direkten Steuern um 53 Pro-
zent, die indirekten um 22 Prozent. Aller-
dings traf dies nicht alle gleich. Die unte-
re Einkommenshälfte zahlt heute um 337 
Prozent mehr Steuern als noch vor der Kri-
se, die obere Einkommenshälfte hingegen 
nur um neun Prozent. Insgesamt verloren 

die ärmsten zehn Prozent der Griechen in 
der Krise 86 Prozent ihres Einkommens. 
Fortschritte gibt es bei der Bekämpfung von 
Steuerflucht, durch die Griechenlands Fi-
nanz jährlich etwa 20 Milliarden Euro ent-
gehen. Hatte das Land Anfang 2015 ledig-
lich 17 Steuerfahnder, wird mittlerweile in 
etwa 38.000 Fällen ermittelt.

Die Arbeitslosigkeit ist im August mit 
24,6 Prozent auf den niedrigsten Wert seit 
drei Jahren gesunken, unter den Jugendli-
chen hat aber immer noch mehr als jeder 
Zweite keine Arbeit. Die EU-Kommission 
prophezeit wenig Gutes. 2016 könnte die 
Arbeitslosigkeit in Hellas wieder auf 25,8 
Prozent steigen, schätzen die Brüsseler Be-
amten. Wer keinen Job hat, bekommt die 
360 Euro Arbeitslosengeld genau ein Jahr 
lang ausbezahlt. Danach gibt es auch kei-
ne Sozialhilfe. Durch die lang andauernde 
Krise am Arbeitsmarkt erhalten mittlerwei-
le neun von zehn Arbeitslosen keine staat-
liche Unterstützung.

Neben den Steuererhöhungen sind es die 
Budgetkürzungen, die das Leben der Grie-
chen erschweren. Zwischen 2009 und 2011 
wurden die Gelder für öffentliche Kranken-
häuser um ein Viertel gekürzt. Die Säug-
lingssterblichkeit ist seit Ausbruch der Krise 
um 43 Prozent gestiegen, die Selbstmord
rate erhöhte sich zwischen 2007 und 2011 
um 45 Prozent und fast jedes zweite grie-
chische Kind gilt als arm.

Für Regierungschef Alexis Tsipras von 
der linksradikalen Syriza-Partei gab es nun 
zumindest eine kleine Verschnaufpause. Er 
war diesen August nach nur acht Monate 
im Amt zurückgetreten, schaffte eine Wie-
derwahl, konnte ein Sparpaket durchs Par-
lament peitschen. Nur etwa ein Viertel der 
griechischen Schuldner, die ihre Raten nicht 
zahlen können, ist darin vor Delogierung 
geschützt, eine eigens eingeführte Wein-
steuer soll etwa hundert Millionen Euro 
ins griechische Budget spülen und die Steu-
ern auf Glücksspiel wurden erhöht. Die EU 
billigte das Paket und sicherte Griechenland 
weitere zwölf Milliarden Euro an Hilfsgel-
dern zu. 

Allerdings ist Tsipras, bis dahin Sunny-
boy der Linken in ganz Europa, nun auch 
unter den eigenen Genossen umstritten. Im 
November streikten zum ersten Mal die Ge-
werkschaften gegen das Sparprogramm der 
linken Regierung.

Irland
Vom Pleitestaat entwickelte sich Irland 
2014 wieder zum „keltischen Tiger“. Mit 
4,8 Prozentpunkten hatten die Iren 2014 
das höchste Wachstum in der gesamten 
EU, 2015 könnten sich laut EU-Kommis-
sion sogar sechs Prozent ausgehen. Die 
Arbeitslosigkeit sank vergangenen Okto-
ber zum ersten Mal seit 2008 wieder auf 
8,9 Prozent. 

Allerdings sparte sich auch Irland durch 
Sozialabbau aus der Krise. Neben schlecht 
bezahlten Teilzeitjobs fällt eine Zunahme 
an sogenannten „Null-Stunden-Verträgen“ 
auf. Arbeitnehmer müssen ständig auf Ab-
ruf bereit sein, erhalten aber nur für weni-
ge Wochenstunden ein Fixgehalt. Seit Aus-
bruch der Krise erhöhte sich die Kinder-
armut in Irland laut UN-Kinderhilfswerk 
Unicef von 18 auf fast 29 Prozent und fast 
200.000 junge, gut ausgebildete Iren haben 
in der Krise das Land verlassen.

Auch für das bisher kostenlose Trink-
wasser sollen die Iren ab 2015 zahlen. Das 
Pensionsalter stieg auf 68 Jahre. Unterneh-
mer zahlen hingegen weiterhin nur 12,5 
Prozent Steuer auf ihre Gewinne – im EU-
Durchschnitt sind es 29,5 Prozent.� F

Staatsschulden  
in % des BIP
2007/2014

Quellen: Europäische 
Kommission, Eurostat
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Für diesen Artikel 
hat die Autorin Berich-
te aus verschiedenen 
nationalen und inter-
nationalen Zeitungen 
und zahlreiche Studien, 
unter anderem von der 
Bertelsmann-Stiftung, 
der Friedrich-Ebert-
Stiftung, the Lancet, 
der EU-Kommission, 
Eurostat, „Children 
of the Recession“ der 
Unicef und den „Caritas 
Crisis Report“ gelesen 
sowie internationale 
Expertinnen und 
Experten befragt
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I
n der Debatte um die Krise in Grie-
chenland war weiten Teilen von Poli-
tik und Medien kein Klischee zu billig, 
um nicht bedient, und keine Behaup-

tung zu dumm und falsch, um nicht geäu-
ßert zu werden. Die „faulen Griechen“ oder 
die „Pleitegriechen“ sollten doch bitte end-
lich auch einmal anfangen zu sparen, war 
immer wieder zu hören und zu lesen. 

Dabei wurde geflissentlich übersehen, 
dass der griechische Staat seit spätestens 
2010 innerhalb weniger Jahre eine bruta-
le Austeritätspolitik hatte umsetzen müs-
sen, mit Ausgabenkürzungen und Einnah-
menerhöhungen von – je nach Messung – 
mehr als 20 Prozent des Bruttoinlandspro-
duktes. Dass hier ein enger Zusammenhang 
zu der katastrophalen Wirtschaftskrise in 
Griechenland besteht, sollte unmittelbar 
einsichtig sein. 

Eigentlich Konsens: 
Austeritätspolitik hat wesentlich zur 
Rezession beigetragen
IWF-Chefökonom Olivier Blanchard hat 
schon vor einiger Zeit eingestanden, dass 
die Fiskal-Multiplikatoren, sprich die ne-
gativen Wirkungen der Austeritätspolitik, 
viel zu gering veranschlagt worden sind. 
Mittlerweile hat sich auch in der interna-
tionalen Fachdebatte die Einsicht durchge-
setzt, dass die restriktive Finanzpolitik in 
den europäischen Krisenstaaten und damit 
gerade auch in Griechenland wesentlich zur 
Schwere und Dauer der dort herrschenden 
Rezession beigetragen hat. 

Edmund S. Phelps’ Behauptung
Diesem Konsens hat jüngst kein Geringe-
rer als Edmund S. Phelps, der US-Wirt-
schaftsnobelpreisträger, ausgerechnet im 
Falle Griechenlands, widersprochen. In ei-
nem Gastkommentar im Handelsblatt vom 
20. August 2015 „Der falsche Hebel. Phelps 
ist überzeugt, dass höhere Staatsausgaben 
Griechenland nicht helfen würden“, einer 
schlecht übersetzten Version des auf Pro-
ject Syndicate erschienenen englischspra-
chigen Originals vom 6. August, wider-
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Wer mit Zahlen 
argumentiert, 
wie der US-
Nobelpreis-
träger Edmund 
S. Phelps, 
sollte sie 
auch richtig 
interpretieren

T E x t : 

A c h i m  T ru  g er

spricht Phelps den von ihm so bezeichne-
ten „Nachfragetheoretikern“, die behaupten, 
die Sparpolitik in Griechenland habe zu ei-
nem Nachfragerückgang und damit zur aku-
ten Depression dort geführt. Sein zentrales 
Argument ist empirisch. Zitat:

„Aber dies missdeutet die Geschichte. 
Der Rückgang der Beschäftigung in Grie-
chenland setzte bereits vor den starken Kür-
zungen der öffentlichen Ausgaben ab 2012 
ein. Die Staatsausgaben stiegen von 2009 
bis 2012 auf ein Plateau von ungefähr 13,5 
Milliarden Euro pro Quartal. 2014/15 gin-
gen sie dann auf 9,6 Milliarden Euro zu-
rück. Aber bereits 2012 sank die Zahl der 
Beschäftigten auf 3,6 Millionen, nach ei-
nem Höhepunkt von 4,5 Millionen von 
2006 bis 2009.“

Wenn Phelps mit dieser Behauptung 
Recht hätte, dann wäre die mittlerweile 
weitgehend akzeptierte Erklärung der Kri-
se in Griechenland mittels der restriktiven 
Finanzpolitik in der Tat schwer beschädigt. 
Wie sollte die Austeritätspolitik eine Krise 
verursacht haben, die bereits mehr als drei 
Jahre vor ihrem Einsetzen (fast) ihren Hö-
hepunkt erreicht hatte?

Aufklärung tut not
Aufklärung tut not, und ein Blick auf die 
Daten wirkt wie so oft Wunder. Abb.1 zeigt 
zunächst die Entwicklung der Beschäfti-
gung, der zivilen inländischen Beschäftig-
ten laut der Ameco-Datenbank der EU-
Kommission (Stand: Mai 2015) im Jah-
resdurchschnitt. Der von Phelps behaupte-
te Verlauf lässt sich ungefähr reproduzieren: 
Nach einem Anstieg der Zahl der Beschäf-
tigten auf etwas mehr als 4,5 Millionen im 
Jahr 2008, geht sie ab 2009 leicht und dann 
dramatisch bis 2012 auf unter 3,8 Millio-
nen zurück. 

Abb. 1 versucht auch die von Phelps be-
hauptete Entwicklung der „Staatsausgaben“ 
aus den Angaben im Text zu rekonstruieren. 
Sie steigen bis 2010 auf 13,5 Mrd. Euro und 
verharren dann bis 2012 auf diesem Pla-
teau. Ab dem Jahr 2013 beginnt dann der 
rasante Absturz, bis im ersten Quartal 2015 

Abbildung 1: 
„Staatsausgaben“ in 
Griechenland gemäß 
Phelps in Mio. Euro 
und zivile Beschäftigte 
in 1000

Abbildung 2: 
Realer Staatskonsum, 
quartalsweise und im 

Jahresdurchschnitt 
sowie „Staatsausga-

ben“ gemäß Phelps in 
Mio. Euro

Abbildung 3: 
Realer Staatskonsum, 
quartalsweise und im 
Jahresdurchschnitt in 
Mio. Euro sowie zivile 
Beschäftigte in 1000

Der Nobelpreisträger, der Datenfehler  und die Leugnung von Sparpolitik. 
Was wir daraus über Griechenland lern   en können

Zur Person

Achim Truger, 
Professor für 
Volkswirtschafts-
lehre, insbesondere 
Makroökonomie und 
Wirtschaftspolitik, 
an der Hochschule 
für Wirtschaft und 
Recht Berlin und 
Senior Research 
Fellow am Institut 
für Makroökonomie 
und Konjunktur-
forschung (IMK) in 
der Hans-Böckler-
Stiftung in Düsseldorf. 
Zuvor lange Jahre 
wissenschaftlicher 
Referent für Steuer- 
und Finanzpolitik in 
der Hans-Böckler-
Stiftung, zuerst im 
Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaftlichen 
Institut (WSI) und 
dann im Institut für 
Makroökonomie und 
Konjunkturforschung 
(IMK) in Düsseldorf

haupt nicht angetastet und damit mögli-
cherweise die „notwendigen Reformen viel 
zu lange hinausgezögert“. 

Das Problem dabei ist allerdings, dass 
Phelps Analyse ganz einfach falsch ist: Sei-
ne Darstellung der Entwicklung des Staats-
konsums, wie sie in Abbildung 1 reprodu-
ziert wurde, entspricht nicht der Realität – 
oder, um mit Phelps zu sprechen, „miss-
deutet die Geschichte“! 

Abbildung 2 zeigt daher die tatsächli-
chen und jahresdurchschnittlichen Daten 
für den realen, nicht saison- und arbeits-
täglich bereinigten Staatskonsum und stellt 
sie den rekonstruierten Werten aus Abbil-
dung 1, die Phelps in seinem Kommentar 
behauptet hatte, gegenüber (Eurostat, Da-
tenzugriff 20. August). Es zeigt sich: Der re-
ale Staatskonsum erleidet bereits im Jahr 
2008 einen leichten Einbruch, erholt sich 
2009 wieder, um dann 2010 – und damit 
etwa drei Jahre früher, als von Phelps be-
hauptet – in den Sinkflug überzugehen.

Die Korrelation zwischen 
Staatskonsum und Beschäftigung ist 
eindeutig
Circa drei Jahre früher setzten aber bekannt-
lich auch die schwere Krise in Griechenland 
und der Absturz der Beschäftigtenzahlen 
ein. Abb. 3 zeigt denn auch, dass zwischen 
der Entwicklung des tatsächlichen realen 
Staatskonsums und der Beschäftigungsent-
wicklung eine extrem hohe Korrelation be-
steht. Von 2010 bis 2013 verläuft der Ab-
sturz der Beschäftigung parallel zu den Kür-
zungen des Staatskonsums – wenn man 
Letzteren denn nur korrekt wiedergibt. 

  Wie konnte es zu dem Datenfehler kom-
men? Das kann letztlich nur Phelps selbst 
aufklären, es sieht allerdings so aus, als sei 
im relevanten Zeitraum bis 2012 die Zeit-
achse um etwa drei Jahre oder etwa zwölf 
Quartale verrutscht (s.a. Abb. 2). Bei der 
Rekonstruktion der Daten in Abb. 1 habe 
ich daher die Zeitachse um genau drei Jah-
re verschoben, sodass die Werte für 2003 
in Wirklichkeit denen des Jahres 2000 ent-
sprechen. Zusätzlich musste ich das Pla-
teau ein wenig heraufsetzen, da die Wer-
te im Jahresdurchschnitt eigentlich unter 
13 Milliarden Euro bleiben und nicht auf 
13,5 Milliarden Euro ansteigen. 

Für die simple Verschiebung der Zeit-
achse als Ursache der Verwirrung spricht 
auch, dass Phelps schreibt: „9,6 Milliarden 
Euro im ersten Quartal dieses Jahres, das 
ist sogar mehr als die Ausgaben von 2003.“ 
In Wirklichkeit lagen die Ausgaben 2003 
aber immer über zehn Milliarden Euro. 
Man muss drei Jahre, ins Jahr 2000, zu-
rückgehen, um im Jahresdurchschnitt Wer-
te zu finden, die unterhalb von 9,6 Milliar-
den Euro liegen.

Was immer der Grund war: Edmund S. 
Phelps ist mit seiner Verleugnung der Aus-
terität in Griechenland schlicht im Irrtum. 
Die Geschichte der Austeritätspolitik und 
ihrer Wirkungen in Griechenland muss da-
her nicht neu gedeutet oder gar geschrieben 
werden.� F

der von Phelps (in einer späteren Textpassa-
ge) für dieses Quartal angenommene Wert 
von nur noch 9,6 Milliarden Euro erreicht 
wird (mehr zur Rekonstruktion des Verlau-
fes s.u.). Wenn dies den Tatsachen entsprä-
che, dann hätte der Sparkurs tatsächlich viel 
zu spät eingesetzt, um als Erklärung für 
den schon 2009 einsetzenden Abbau der 
Beschäftigung dienen zu können. 

Staatskonsum und Staatsausgaben 
sind nicht das Gleiche
Doch was versteht Phelps unter „Staatsaus-
gaben“? Die aus der Volkwirtschaftlichen 
Gesamtrechnung (VGR) bekannten Staats-
ausgaben können es nicht sein, denn die be-
trugen im Jahr 2014 laut Ameco immerhin 
88,4 Milliarden Euro. Selbst künstlich auf 
Quartale aufgeteilt, um der von Phelps of-
fenbar gewählten Quartalsdarstellung ge-
recht zu werden, ergäben sich 22,1 Mrd. 
Euro, mehr als doppelt so viel wie der von 
Phelps mit knapp zehn Milliarden Euro an-
gegebene Wert. 

Die Wahl der Quartalsdaten deutet da-
rauf hin, dass Phelps in Wirklichkeit nicht 
die gesamten Staatsausgaben, sondern le-
diglich den Staatskonsum, also die staat-
lichen Käufe von Gütern und Dienstleis-
tungen zugrunde gelegt hat, für die übli-
cherweise Quartalsdaten ausgewiesen wer-
den. Und in der Tat: Eurostat (Datenzugriff 
20. August 2015) weist für den nicht sai-
son- und arbeitstäglich bereinigten realen 
Staatskonsum (Referenzjahr 2010) im ers-
ten Quartal 2015 genau den von Phelps an-
geführten Wert von 9,6 Milliarden Euro für 
Griechenland aus.

Die Wahl des Staatskonsums, der weni-
ger als die Hälfte der gesamten Staatsaus-
gaben ausmacht, schränkt die Aussagekraft 
von Phelps Analyse jedoch bereits erheblich 
ein. Nicht enthalten sind im Staatskonsum 
die staatlichen Investitionen, die Subventi-
onen und ganz wesentlich: die monetären 
Sozialleistungen, d.h. zum Beispiel Arbeits-
losengeld und Renten. Mit seinen Daten 
kann Phelps also gar nicht belegen, dass die 
Staatsausgaben in Griechenland erst nach 
2012 stark gekürzt wurden. Schließlich 
könnten starke Kürzungen bei den nicht im 
Staatskonsum enthaltenen Ausgaben schon 
viel früher eingesetzt haben. Selbst wenn sie 
es nicht hätten, könnten auch starke Steu-
er- und Abgabenerhöhungen einen Nach-
frageeinbruch ausgelöst haben. 

Die Erklärung: falsche Daten!
Aber selbst wenn Phelps Analyse nur für 
den Staatskonsum gälte (eine Erwähnung 
wäre hilfreich gewesen!), wäre sie geeignet, 
die gängige Krisenerklärung zu erschüttern: 
Wenn fast die Hälfte der Staatsausgaben 
bis 2012 gar keinen realen Kürzungen un-
terlag, war der Grad der Austerität mögli-
cherweise viel geringer, als bislang ange-
nommen. Dies würde außerdem mit den 
gängigen Vorurteilen korrespondieren: Die 
Griechen haben ihren Staatskonsum vulgo 
ihren „ineffizienten aufgeblähten“ öffentli-
chen Beschäftigungssektor lange Zeit über-Quelle: Ameco (Beschäftigung), Eurostat und eigene Annahmen
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D
ie Europäische Kommission 
setzte in den letzten Mona-
ten mit einem neuen Inves-
titionsfonds sowie einer mi-

nimalen Lockerung der europäischen 
Fiskalregeln zwei Initiativen zur Stär-
kung von Investitionen und Beschäfti-
gung. Diese Initiativen bleiben jedoch 
halbherzig, da die Notwendigkeit für 
eine substanzielle Ausweitung des 
Spielraums für öffentliche Investitio-
nen nach wie vor geleugnet wird. Eine 
von der AK beauftragte Studie zeigt 
auf, wie eine goldene Investitionsregel 
in Europa umgesetzt werden könnte.

Auch 2014 kam die Eurozone aus 
der schlechten wirtschaftlichen Lage 
nicht heraus. Gemäß aktueller Prog-
nose der EU-Kommission (die jedoch 
in den letzten Jahren stets zu optimis-
tisch waren) wird die Arbeitslosenra-
te 2016 immer noch über zehn Pro-
zent betragen und das Inflationsziel 
verfehlt – trotz Investitionsoffensive, 
exportfreundlichem Eurokurs und dem 
Ankauf von Staatsanleihen durch die 
EZB. Die Notwendigkeit für einen ex-
pansiven Impuls liegt damit auf der 
Hand.

Europäischer Investitionsfonds 
als Placebo?
Der Verordnungsentwurf zum neuen 
Europäischen Fonds für strategische 
Investitionen (EFSI, in der Debatte 
oft auch als Juncker-Plan bezeichnet) 
Mitte Jänner lässt vermuten, dass diese 
Maßnahme unzureichend bleibt. Nach 
wie vor bleibt offen, wie praktisch ohne 
neue öffentliche Mittel zusätzliche In-
vestitionen von über 300 Mrd. Euro 
ausgelöst werden sollen. Die veröf-
fentlichte Liste an möglichen Projek-
ten deutet vielmehr darauf hin, dass 
in erster Linie Investitionen getätigt 
werden, die auch ohne EFSI realisiert 
werden würden.

Die entscheidende Frage lautet: 
Warum ist das derzeitige Investitions-
niveau so niedrig? Die EFSI-Initiati-
ve geht von Finanzierungsproblemen 
der Unternehmen bzw. bürokratischen 
und sonstigen Hemmnisse aus. Nahe-
liegender ist jedoch, dass die fehlenden 
Investitionen auf die anhaltende Nach-
frageschwäche zurückzuführen sind,  
denn selbst in Österreich und Deutsch-
land sind die Investitionen trotz ext-
rem niedrigem Zinsniveau gering. Es 
dürften also vor allem schlechte Ab-
satzerwartungen hinter der schwachen 
privaten Investitionsentwicklung ste-
hen. Somit hilft aber nur zusätzliche 
Nachfrage. Von den Löhnen als wich-
tigste europäische Nachfragekompo-
nente ist angesichts hoher Arbeitslo-
sigkeit und anhaltendem politischem 
Druck der EU-Kommission wenig zu 
erwarten. Bleibt die öffentliche Hand, 
die allerdings durch die europäischen 
Fiskalregeln blockiert ist.

Der EFSI-Vorschlag ändert daran 
wenig. Verwiesen wird in erster Linie 
auf Private-Public-Partnership-Model-
le, Outsourcing, kostendeckende Ge-

Warum die europäische Union eine Goldene Investitionsregel braucht und wie diese aussehen könnte
T e x t :  Ge  o r g  F e i g l

dierungsschritte zur Kompensation der 
Investitionen zu setzen wären.

Der EFSI und noch mehr die In-
vestitionsklausel greifen folglich viel 
zu kurz, um einen tatsächlichen Inves-
titionsimpuls auszulösen. Achim Tru-
ger, Professor für Makroökonomie und 
Wirtschaftspolitik an der HWR Ber-
lin, kommt in seiner neuen Studie zum 
Schluss, dass die Einführung einer gol-
denen Investitionsregel auf europäi-
scher Ebene – flankiert von kurzfris-
tigen Maßnahmen – die beste Antwort 
auf die aktuelle Investitionsschwäche 
ist. Besonders die Entwicklung in der 
europäischen Peripherie, wo die öf-
fentlichen Investitionen im Zuge der 
Sparpakete drastisch reduziert wurden, 
spräche für ein koordiniertes Vorgehen 
auf europäischer Ebene.

Element einer goldenen 
Investitionsregel
Insgesamt zeigt Truger zehn Möglich-
keiten, wie Investitionen angekurbelt 
werden können, um kurzfristig Ar-
beitslosigkeit abzubauen und lang-
fristig für höheren Wohlstand zu sor-
gen (s. Abb. 2).

Zentral ist die (im Falle von 
Deutschland und Großbritannien) 
(Wieder-)Einführung der goldenen 
Investitionsregel als Investitions-
protokoll, das zum einen per verein-
fachtes Vertragsänderungsverfahren 
rechtswirksam würde und zum ande-
ren eine politische Vereinbarung um-
fassen könnte, in denen sich die natio-
nalen Regierungen zu höheren öffent-
lichen Investitionen verpflichten. Eine 
solche Investitionsregel würde vorse-
hen, dass die für die europäischen Fis-
kalregeln relevanten Defizitwerte ex-
klusive öffentlichen Nettoinvestitionen 
(abzüglich Rüstungsinvestitionen und 
zuzüglich Investitionsförderungen) 
berechnet werden. Will man an der – 
ökonomisch nicht begründbaren – po-
litischen langfristigen Obergrenze für 
die Staatschuldenobergrenze von 60 
Prozent des BIP festhalten, könnten 
die abzugsfähigen öffentlichen Netto-
investitionen auf 1,5 Prozent des BIP 
begrenzt werden.

Dies ist aber nicht der einzige Weg 
zum Ziel. Naheliegend wäre, die be-
reits bestehende Investitionsklausel 
tatsächlich nutzbar zu machen, in-
dem die Kommission auf die restrikti-
ven Bedingungen (besonders schlechte 
ökonomische Situation, kein laufendes 
Defizitverfahren, mittelfristige Kom-
pensation etc.) verzichtet. Auch eine 
Wiederholung eines temporären öffent-
lichen Impulses ähnlich zum „Euro-
pean Economic Recovery Plan“ in den 
Jahren 2009/2010 ist als ein Element 
einer Offensivstrategie vorstellbar.

Welcher Weg auch immer gewählt 
wird, er wird zu besseren Ergebnis-
sen führen als die bisherige Spar- 
und Wettbewerbsorientierung und 
der Hoffnung auf die Investitionstä-
tigkeit Privater durch Finanzierungs-
anreize.� F

Abbildung 1:  
Nettoinvestitionen 
(in % des BIP)

Abbildung 2:  
10 Möglichkeiten,  
um Investitionen  
zu stärken und  
eine expansive  
Finanzpolitik  
in Europa  
zu unterstützen

Öffentliche Investitionen stärken

bühren und innovative private Finanz
instrumente bzw. -modelle. Es ist wohl 
kein Zufall, dass nun in Deutschland 
die Autobahninvestitionen von priva-
ten Investorinnen und Investoren getä-
tigt werden sollen – mit entsprechen-
dem Gewinnaufschlag zulasten der 
NutzerInnen versteht sich. „Privatisie-
rung für Allianz & Co“, titelte Harald 
Schumann im Tagesspiegel. Dass Ähn-
liches bald auch in anderen Ländern 
Europas zu lesen sein wird, dürfte mit 
dem EFSI durchaus intendiert sein.

Öffentliche Investitionen als 
Alternative
Der zentrale Lösungsansatz, um die 
Investitions- und damit Wachstums-
schwäche in Europa nachhaltig zu 
beheben, besteht in einem expansi-
ven Impuls durch öffentliche Inves-
titionen. Bleibt ein solcher aus oder 

wird von Ausgabenkürzungen an an-
derer Stelle wieder zunichtegemacht, 
wird die Arbeitslosigkeit in der Euro-
zone wohl auch noch Ende des Jahr-
zehnts über dem Vorkrisenniveau lie-
gen (s. Abb. 1).

Die Flexibilisierung des Stabilitäts- 
und Wachstumspaktes, den die EU-
Kommission parallel zum EFSI-Ent-
wurf veröffentlicht hat, greift hierfür 
jedoch viel zu kurz. Zwar wird die In-
vestitionsklausel insofern erweitert, als 
EFSI-kofinanzierte öffentliche Investi-
tionen von den Europäischen Fiskalre-
geln ausgenommen werden könnten; 
Doch sind die Bedingungen zur Akti-
vierung dieser Klausel so rigide, dass 
sie kaum einem Mitgliedsstaat Spiel-
räume tatsächlich eröffnen: In Öster-
reich ist die wirtschaftliche Lage nicht 
schlecht genug. Griechenland, Spani-
en oder Frankreich könnten sich erst 
nach Beendigung des laufenden Defi-
zitprogramms qualifizieren. In Italien 
ist unklar, ob die EU-Kommission die 
Aktivierung nicht abermals verweigert. 
Und selbst wenn die Bedingungen er-
füllt wären, führt die spezifische Kon-
struktion der Ausnahmeklausel dazu, 
dass in den Folgejahren neue Konsoli-

Georg Feigl  
fordert statt der 
Privatisierung 
öffentlichen 
Eigentums viel-
mehr öffentliche 
Investitionen
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Ziele Maßnahmen

kurzfristig (Handlungsspielraum innerhalb des  
bestehenden Regelwerks nutzen, um der Goldenen Regel für 

öffentliche Investitionen näherzukommen)

Investitionen 
stärken  

+  
expansiver  

finanzpolitischer 
Impuls

(1) aktiverer Gebrauch der „Investitionsklausel“

(2) befristete Investitionsprogramme zulassen 
(entsprechend dem EFSI)
(3) befristete Investitionsprogramme als 
Strukturreformen interpretieren
(4) realistische Investitions-Multiplikatoren 
vorab in Haushaltsanalysen einbeziehen
(5) in wirtschaftlich schlechten Zeiten 
Handlungsspielraum nutzen
(6) bessere Methoden der Konjunktur- 
bereinigung einführen
(7) befristet höhere Ausgaben mit Blick auf die 
Europa-2020-Zeile tätigen
(8) Ausnahme für starken Abschwung in der EU 
oder der Eurozone nutzen

mittelfristig (feste institutionelle Verankerung der Goldenen 
Investitionsregel)

EU-
Implementierung

(8) ,Investitionsprotokoll‘ als Anhang des 
Vertrags (vereinfachtes  
Vertragsänderungsverfahren, Art. 48)

nationale 
Implementierung

(10) nationale Gesetzgebung ändern, um 
Abzug der öffentlichen Netto-Investitionen 
vom Defihzit zu erlauben
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3. Wien, Europa
Joseph Gepp über den Kampf zwischen Liberalisierern  
und Verfechtern öffentlichen Eigentums in der EU

Josef Redl über das Zahlenwerk des roten Wien und warum  
die Stadt weiter Schulden machen wird müssen

Markus Marterbauer über die reiche Stadt Wien und warum  
man sich über deren Verschuldung nicht sorgen muss
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Zwei Studien 
zum Thema

Daniel Seikel, 
2011: Wie die 
Europäische Kommis-
sion Liberalisierung 
durchsetzt (man findet 
sie auf Google mit 
den Schlagworten 
„Seikel Kommission 
Liberalisierung“)

Susanne Halmer/ 
Barbara Hauen­
schild, 2014: 
(Re-)Kommunali-
sierung öffentlicher 
Dienstleistungen in 
der EU (nachzulesen 
auf www.politikbera-
tung.or.at)

Haut die EU die Mittelschicht  aus dem Gemeindebau?

A
uf knappen vier Seiten blasen Eu-
ropas Bürgermeister zum Aufstand. 
Von Amsterdam bis Zagreb, von Bar-

celona bis Bukarest haben sich 30 Stadt-
chefs aller politischen Lager vereint und 
eine Resolution verfasst. Sie fühlen sich 
nicht „respektiert“, schreiben sie. Und sie 
bangen um ein Herzstück kommunaler Po-
litik: den sozialen Wohnbau.

Dieser müsse auch künftig „für breite 
Schichten der Bevölkerung zugänglich sein“, 
heißt es in dem Schreiben, das im Jänner 
2014 an die EU-Kommission in Brüssel 
ging. Aktuelle Pläne der Kommission, so die 
Bürgermeister, könnten die Zukunft des so-
zialen Wohnbaus gefährden und das Leben 
in Großstädten teurer und unangenehmer 
machen. Initiator der Aktion ist Wiens rot-
grüne Stadtregierung. Sie hat besonders viel 
zu verlieren, wohnen doch 60 Prozent der 
Wiener in städtisch geförderten Gemein-
deoder Genossenschaftswohnungen.

Immer wieder erregt die mögliche Priva-
tisierung der Wasserversorgung die europä-
ischen Gemüter - jetzt mobilisieren Bürger-
meister auch gegen Wohnbaupläne. Agiert 
die EU allzu liberalisierungs-und privati-
sierungsfreudig? In vergangenen EU-Wahl-
kämpfen  jedenfalls haben sich Europas So-
zialdemokraten, vom EU-Parlamentspräsi-
denten Martin Schulz abwärts, des Themas 
angenommen. Auch heimische SPÖ-Politi-
ker wie EU-Parlamentarier Eugen Freund 
oder Wiens Bürgermeister Michael Häu-
pl trommeln neuerdings gegen den Neo-
liberalismus der EU. Vergessen scheint, 
dass bis zur Krise auch sozialdemokrati-
sche Politiker wie Gerhard Schröder oder 
Tony Blair maßgeblich für Liberalisierun-
gen eintraten.

Europas Sozialdemokraten betreten damit 
ein Feld, das zuvor vor allem NGOs und 
Gewerkschaften beackert haben. Entschei-
dende Akteure in der EU, kritisieren die-
se schon seit Jahren, würden blind auf 
den Markt vertrauen. Die Bürgerinitiative 
Right2Water etwa, die Wasserversorgung 
als Grundrecht außerhalb des Marktes for-
dert, organisierte vergangenes Jahr fast zwei 
Millionen Unterschriften. Vor allem bei der 
sogenannten „Daseinsvorsorge“, also etwa 
Wasser, Müll oder Öffis, lehnen die Bürger 
Privatisierungen ab - das zeigt auch eine 
Studie, die dem Falter exklusiv vorliegt. Ad-
ressat der Kritik ist meist die EU-Kommis-
sion unter Jean-Claude Juncker, jene Behör-
de, die EU-Gesetze vorschlägt und über die 
Einhaltung der Verträge wacht.

Aber ist der Widerstand auch berechtigt? 
Oder basiert er auf Linkspopulismus und 
Anti-EU-Ressentiment, wie Kritiker mei-
nen? Wer sich diese Frage anschaut, stellt 
zunächst fest: Die EU ist nicht gleich die 
EU. Akteure arbeiten gegeneinander; Inter-
essen von Gemeinschaft und Einzelstaaten 

fließen kompliziert ineinander. Unbestritten 
gibt es aber in diesem Gefüge eine Entwick-
lung hin zu mehr Liberalisierung.

Liberalisierung bedeutet, dass Regeln ge-
schaffen werden, damit in vormals staatli-
che Monopole Wettbewerb einzieht. In der 
Praxis folgt auf Liberalisierung oft Privati-
sierung. Aber ist das denn so schlecht? Und 
wie kam es überhaupt dazu?

Wer das wissen will, muss zurück ins 
Jahr 1957. Damals unterschrieben die Grün-
dungsstaaten der späteren EU die Römi-
schen Verträge. Dienstleistungen und Wa-
ren sollten frei zwischen Mitgliedern zir-
kulieren. Damit das aber fair abläuft, darf 
kein Staat seine Güter subventionieren. 
Jede staatliche Unterstützung, die Europas 
„Wettbewerb verfälscht“ und „den Handel 
zwischen Mitgliedsstaaten beeinträchtigt“, 
ist „mit dem Binnenmarkt unvereinbar“ - 
und somit verboten, heißt es im Artikel 107 
des EU-Grundlagenvertrags.

Dass theoretisch auch eine städtische 
Müllabfuhr oder ein Wasserwerk den Wett-
bewerb verfälschen könnte, daran dachten 
die Gründerväter 1957 nicht. Und doch ist 
es heute ein Stück weit so: Sobald irgend-
jemand in der EU eine private Müllabfuhr 
gründet, hat diese ja potenziell einen Wett-
bewerbsnachteil gegenüber der staatlich fi-
nanzierten. Doch solche Szenarien schienen 
in den 1950ern absurd. Zu selbstverständ-
lich war es, dass die Grundversorgung im-
mer in staatlichen Händen bleiben würde.

Heute jedoch tobt auf EU-Ebene ein 
ständiger Kampf darum, welche Bereiche 
man vom Binnenmarkt ausnehmen soll, 
weil sie als Grundversorgung allen Men-
schen zugänglich sein müssen. Seit den 
späten 1980er-Jahren drehen sich unzähli-
ge Kommissionsentscheide, EuGH-Prozesse 
und EU-Richtlinien darum: Was sind Aus-
nahmen? Und was, wenn es dann trotzdem 
noch irgendwo in Europa private Konkur-
renz gibt? Was nicht dezidiert vom Markt 
ausgenommen ist, unterliegt ihm - eine 
Konstellation, die, wie Kritiker meinen, al-
les Öffentliche in Europa erodieren lässt.

So wie derzeit beim sozialen Wohnbau. Hier be-
ginnt die Geschichte im Jahr 2005 in den 
Niederlanden. Zwei private Immobilienin-
vestoren wenden sich an die damalige Wett-
bewerbskommissarin Neelie Kroes, selbst 
Niederländerin. Wohnbaugenossenschaften, 
die mit staatlicher Unterstützung geförder-
te Wohnungen errichten, würden vom Staat 
bevorzugt, argumentieren die Investoren - 
und das verschaffe ihnen Wettbewerbsvor-
teile. Kommissarin Kroes entscheidet: Sozi-
aler Wohnbau dürfe künftig nur den Ärms-
ten zugutekommen; alles andere verzerre 
den europäischen Wettbewerb.

In der Folge mussten die Niederlande 
im Jahr 2010 die Einkommensgrenzen sen-
ken. Nun darf nur noch in den Genossen-
schaftsbau, wer weniger als 33.000 Euro 
im Jahr verdient

- zuvor waren es 38.000 Euro. Zum Ver-
gleich: In Wien liegt die Einkommensgren-
ze bei 42.000 Euro. Über eine halbe Million 
Niederländer verloren damit das Recht auf 
eine geförderte Wohnung. „Das ist fatal für 
die soziale Durchmischung“, sagt Barbara 
Steenbergen vom internationalen Mieter-
bund IUT. „Es ist nur eine Frage der Zeit, 
bis Ghettos entstehen.“

Hintergrund: Viele Städte, auch Wien, las-
sen bewusst auch die Mittelschicht in ge-
förderte Wohnungen ziehen. Das soll ver-
hindern, dass sich Arme zusammenballen; 
auch sollen dadurch Wohnpreise in Städten 
insgesamt nicht allzu hoch werden.

Zwar betreffen die Änderungen vorerst 
nur die Niederlande - denn die Verfahren 
der Kommission befassen sich immer nur 
mit einzelnen Mitgliedsstaaten. Doch die 
Causa könnte Investoren dazu bringen, in 
anderen Ländern ebenfalls einzufordern, 
was sie für ihr Recht halten.

Wer in den Archiven des EU-Wettbe-
werbskommissariats stöbert, stellt fest: Wie 
beim Wohnbau gibt es unzählige Verfah-
ren wegen mutmaßlicher Wettbewerbsver-
zerrung. Allein Österreich betreffend fin-
den sich 583 Fälle. Sie reichen von Förde-
rungen von Biomasse-Anlagen in Vorarl-
berg bis hin zur Gebührenfinanzierung des 
ORF. Bekanntester Fall: die Kärntner Hypo, 
die laut EU innerhalb bestimmter Fristen 
völlig verkauft sein muss - denn andauern-
de Staatshilfen sind mit dem Binnenmarkt 
nicht vereinbar.

Meist reagiert die Kommission mit sol-
chen Verfahren auf die Beschwerden Priva-
ter, manchmal wird sie aber auch selbst tä-
tig. Oft enden sie mit Kompromissen zwi-
schen Kommission und Mitgliedsstaat. 
NGOs kritisieren die Verfahren als in-
transparent, weil allein Kommissionsbe-
amte über sie entscheiden. Immer wieder 
werden auch Lobbyismus-Vorwürfe laut, 
etwa bei der Frage nach den Beratern von 
EU-Kommissaren. Der deutsche Politolo-
ge Daniel Seikel ortete 2011 in einer Stu-
die über die Liberalisierung deutscher Lan-
desbanken einen „liberalisierungs-und inte-
grationsfreundlichen Aktivismus der Kom-
mission“. Sie handle „proaktiver, als man 
es sich von einer neutralen Behörde erwar-
ten würde“. Die zuständigen Stellen in der 
EU-Kommission waren für den Falter nicht 
zu sprechen.

Die Verfahren wegen Wettbewerbsver-
zerrungen sind aber nur eine Art, wie die 
EU-Kommission Liberalisierungen voran-
treibt. Eine zweite sind Richtlinien zur Li-

beralisierung. Dabei handelt es sich um Ge-
setzesvorgaben für die Mitgliedsstaaten, die 
von Kommission, Rat und EU-Parlament 
zusammen beschlossen werden.

Die Geschichte dieser Richtlinien beginnt 
in den 1980er-Jahren. Damals schwächelte 
die Wirtschaft. Vom Vordringen des freien 
Marktes in vormals staatliche Bereiche er-
hofften sich Mitgliedsländer wie Kommis-
sion neues Wachstum. Überall schuf man 
also Regeln, damit private Konkurrenten 
am Wettbewerb teilnehmen können. Es be-
gann mit Telekommunikation, dann folg-
ten Elektrizität, Postwesen und Bahn. Vor-

geschrieben wurde etwa, wie staatliche Un-
ternehmen organisiert sein müssen. Oder 
dass Kunden die Möglichkeit eines raschen 
Umstiegs auf private Anbieter zu ermögli-
chen ist.

Die Abschaffung der Monopole erfolgte scheib-
chenweise, erklärt der Politologe Christoph 
Hermann vom Wiener Institut Forba. Beim 
Strom etwa wurde erst der Markt für Groß-
kunden liberalisiert, dann jener für kleine. 
Beim Postwesen ging es von Paketen zu 
Briefen. Was diese Liberalisierungen ge-
bracht haben, darüber gehen die Meinun-
gen heute stark auseinander.

Gewerkschaftsnahe Experten betonen 
Arbeitsplatzverluste und schlechtere Ar-
beitsbedingungen in betroffenen Branchen 
- und kaum Vorteile für den Konsumen-
ten. Bei der Liberalisierung der europäi-
schen Energiemärkte beispielsweise wur-
den „öffentliche Monopole durch private 
Oligopole ersetzt“, sagt der Arbeiterkam-
mer-Experte Oliver Prausmüller.

Wirtschaftsliberalere Fachleute hingegen 
heben Erfolgsgeschichten früherer Staats-
firmen gern hervor, die unter liberalisierten 
und oft teilprivatisierten Umständen expan-
dieren konnten. Mitunter räumen sie aber 
auch ein, dass Privatisierungen in Branchen 
mit teuren und wartungsintensiven Netzen 
schwierig sein können. „Privatisierungen 
sind dann erfolgreich, wenn Wettbewerbs-
märkte vorliegen“, sagt etwa Wifo-Ökonom 
Michael Böheim. Als erfolgreiche Beispiele 
in Österreich nennt er Industriebetriebe wie 
die Voest und Boehler-Uddeholm.

Obwohl Kommunen hauptsächlich über 
Einrichtungen mit Netzen verfügen, privati-
sierten sie nach der Jahrtausendwende den-
noch eifrig - getrieben von EU-Liberalisie-
rungen und dem Glauben an einen schlan-
ken Staat. Inzwischen jedoch scheint man 
die Maßnahmen vielerorts zu bereuen. „Bei 
hunderten Gemeinden in Europa beobach-
ten wir Rekommunalisierungen“, sagt die 
Soziologin Barbara Hauenschild. Sie hat 
zusammen mit Susanne Halmer im Auf-
trag der SPÖ-nahen Österreichischen Ge-
sellschaft für Politikberatung eine Studie 
zum Thema erstellt.

Oft angetrieben von Bürgerinitiativen, haben 
europäische Städte in den vergangenen 
Jahren massiv Anlagen zurückgekauft, vom 
Kraftwerk über die Müllabfuhr bis zur Klär-
anlage. Die Beispiele reichen von den Pari-
ser Wasserwerken bis zu Straßenlaternen 
in Düren, Nordrhein-Westfalen. Viele Fäl-
le finden sich in Deutschland - Österreich 
hielt sich bei der Privatisierung städtischer 
Infrastruktur stets vergleichsweise zurück. 
Die Gründe für Rekommunalisierung sind 
immer die gleichen: gestiegene Preise, War-
tungsmängel und schlechte Servicequalität 
infolge der Privatisierung.

Der soziale Wohnbau jedoch ist von der 
Rekommunalisierungswelle kaum betrof-
fen. Er verblieb, zumindest in Österreich 
und Deutschland, weitgehend in kommu-
naler Hand. Damit das so bleibt, verlang-
ten die 30 Bürgermeister 2014 vom dama-
ligen Wettbewerbskommissar Joaquín Al-
munia, dass sozialer Wohnbau als Ausnah-
me vom europaweiten Wettbewerb definiert 
wird. Und zwar unabhängig von jeglicher 
Einkommensgrenze.� F

Die Krise verändert 
den Diskurs: 
Martin Schulz, 
EU-Parlaments-
präsident, trat als 
Kandidat für die 
Kommissionsprä-
sidentschaft gegen 
den Neoliberalis-
mus der EU auf

Seit die Pariser 
Stadtregierung 
2001 mehr Kon­
trolle durchgesetzt 
hat, gingen die 
Rohrbrüche im 
privatisierten 
Leitungssystem 
massiv zurück. 
Die Wasserpreise 
stiegen von 1985 
bis zur endgültigen 
Rekommunali­
sierung 2010 um 
265 Prozent – die 
Inflation im selben 
Zeitraum betrug 
nur 71 Prozent  
Quelle: 
Hauenschild/Halmer
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Bürgermeister Michael Häupl 
warnt vor einem Anschlag 
auf den sozialen Wohnbau 
durch die EU-Kommission. 
Zu Recht?
beri    c ht  :  j oseph      g epp 
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D
er Rechnungsabschluss der Stadt 
Wien für das Jahr 2014 ist ein Do-
kument für Feinspitze der gepflegten 

Excel-Tabelle. Auf 400 Seiten legt die Stadt 
Wien Bilanz. Über Einnahmen und Ausga-
ben, Beteiligungen, Verbindlichkeiten und 
Vermögenswerte. Im Großen, aber vor al-
lem auch im Kleinen. Ein Auszug aus der 
Inventarliste gefällig? Die Stadt Wien ver-
fügte im Jahr 2014 unter anderem über Lie-
genschaften im Ausmaß von 496.847.603 
Quadratmetern, 445 Brücken, 29.172 Qua-
dratmeter Fußgängerpassagen, 71 Verwal-
tungsgebäude, 297 Schulgebäude, 1206 
Waschmaschinen, 1204 Rasenmäher, drei 
Lokomotiven, 73 Akkordeons. Aber was sa-
gen solche Zahlenkolonnen über den Reich-
tum einer Stadt aus? 

Wenig.
Vielleicht umgekehrt: Mit 31.12.2014 

betrug der Schuldenstand Wiens 4,89 Mil-
liarden Euro. Vor Ausbruch der Finanz- und 
Wirtschaftskrise waren die Verbindlichkei-
ten nicht einmal halb so hoch. In den Jahren 
2005 bis 2008 waren es verlässlich zwischen 
1,39 Milliarden Euro und 1,55 Milliarden 
Euro. Man könnte meinen, da sei etwas ge-
waltig aus dem Ruder gelaufen. Investiert 
Finanzstadträtin Renate Brauner Wien aus 
der Krise? Oder können vielleicht Sozialde-
mokraten wirklich nicht wirtschaften, wie 
die ÖVP gerne erzählt? Vielleicht ist alles 
aber doch nicht ganz so einfach.

Eine wirtschaftliche Gesamtbetrachtung 
der Stadt Wien ist ein kompliziertes Unter-
fangen. Da wäre schon die Frage der geo-
grafischen Eingrenzung. Die Wiener Wirt-
schaft hört nicht an den Stadtgrenzen auf. 
Auch wenn sie im Speckgürtel um Wien 
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und noch weiter entfernt ihren Wohnsitz 
haben – 200.000 Menschen, die täglich in 
die Stadt pendeln, finden hier Arbeit. Und 
nicht in Niederösterreich. Auch die Kauf-
kraft, die sich über die Shoppingmalls auf 
den ehemals grünen Wiesen an den Auto-
bahn-Stadtausfahrten ergießt, wurde groß-
teils in Wien erwirtschaftet.

Jedem seine Schulden
Und: Womit sollte man Wien am besten 
vergleichen? Mit anderen Bundesländern, 
anderen europäischen Metropolen? Allein 
innerhalb Österreichs scheitert man schon 
an der Datenlage. Die neun Bundesländer 
leisten sich – ein Hoch dem Föderalismus! 
– völlig unterschiedliche Bilanzierungsme-
thoden. Noch. Im April 2015 wurde eine 
neue Voranschlags- und Rechnungsab-
schlussverordnung, wie es im Verwaltungs-
jargon heißt, auf den Weg gebracht. Damit 
sind Bund, Länder und Gemeinden in Zu-
kunft verpflichtet, nach ähnlichen Prinzipi-
en zu bilanzieren. 

Bis dahin ist allein schon der Vergleich 
der Verbindlichkeiten mit großen Unsicher-
heiten verbunden. Der Rechnungshof hat in 
der im Sommer 2015 veröffentlichten Be-
richtsserie „Konsolidierungsmaßnahmen 
der Länder“ den Versuch unternommen und 
ist dabei auf teilweise völlig unterschiedli-
che Methoden der Verbücherung von Schul-
den gestoßen. Insgesamt 15 Varianten ken-
nen die neun Bundesländer, um Schulden 
in ihren Haushalten darzustellen. „Die un-
terschiedlichen Arten von Verbindlichkei-
ten (Schuldenarten) in den Rechnungsab-
schlüssen, die zudem nicht inhaltlich defi-
niert waren, erschwerten einen Vergleich der 

tatsächlichen Verschuldungssituation zwi-
schen den Ländern und der Stadt Wien“, re-
sümiert der Rechnungshof trocken. 

Hallöchen, Milliarden
„Wir haben uns ganz bewusst entschieden, 
der Wirtschaftskrise mit Investitionen zu 
begegnen“, sagt Renate Brauner. Sie sitzt 
als Finanzstadträtin an den wirtschaftli-
chen Schalthebeln der Stadt. Die studier-
te Ökonomin hat ihren Keynes gelesen – 
und wendet ihn an. John Maynard Keynes 
(1883–1946) vertrat in seinen Schriften 
die Ansicht, dass einer schwachen Kon-
junktur in erster Linie durch höhere Inves-
titionen beizukommen ist. Als Brauner im 
Jänner 2007 das Amt der Finanzstadträtin 
übernahm, dräute bereits die Finanz- und 
Wirtschaftskrise. 

Schuldenmachen gehört seitdem ganz 
im Sinne von Keynes zu ihrem Geschäft. 
Wobei, „Schuldenmachen“ sagt die SPÖ-
Stadträtin nicht. Sie nennt es die „maß-
volle Aufnahme von Fremdmitteln“. Aber 
welches Maß legt Renate Brauner an? „Die 
Schuldenquote beträgt in Wien nicht ganz 
sechs Prozent des Bruttoregionalproduktes. 
Die Maastricht-Vereinbarungen erlauben 60 
Prozent, davon sind wir weit entfernt“, so 
Renate Brauner. Die umgängliche Stadträ-
tin, die ohne Ansicht von Rang und Namen 
jeden Menschen mit einem jovialen „Hal-
löchen“ grüßt, macht im persönlichen Ge-
spräch keinen Hehl daraus, dass sie von 
einer Schuldenkonsolidierung – derzeit – 
nicht viel hält.  

Schulden und Sühne
Die Neos haben sich im Wahlkampf auf 
die Finanzgebarung der Stadt Wien einge-
schossen, sogar eine Art Kampfschrift mit 
dem Titel „Fifty Shades of Red“ verfasst. 
Die Anlehnung an die Soft-Sadomaso-Li-
teratur erschließt sich nicht ganz. Abgese-
hen von der mittlerweile gewohnt-aggres-
siven Wortwahl („fett, faul und korrupt“) 
haben sich die Neos aber auch eingehend 
mit den veröffentlichten Zahlen der Stadt 
Wien beschäftigt. Ein wesentlicher Kritik-
punkt: Der offizielle Schuldenstand Wiens 
müsste um die Verbindlichkeiten der aus-
gelagerten Unternehmen wie beispielsweise 
Stadtwerke, Wien Holding, Wiener Wohnen 
und Krankenanstaltenverbund ausgeweitet 
werden. In der Wiener SPÖ hat man für die 
Attacken der Neos eine klare Erklärung. Die 
Neoliberalen wollen der Privatisierung von 
Gemeindeeigentum das Wort reden. So-
bald man den Verbindlichkeiten von Wie-
ner Wohnen (2,8 Milliarden Euro) das be-
stehende Immobilienvermögen – 220.000 
Gemeindewohnungen – gegenüberstellt, 
könnte man auf die Idee der Schuldenkon-
solidierung durch Privatisierung kommen. 
Ähnlich habe es Karl-Heinz Grasser unter 
Schwarz-Blau mit dem skandalumwitter-
ten Verkauf von 60.000 Bundeswohnungen 
(Buwog) getrieben.

Unternehmen Stadt
Tatsächlich ist es schwierig, die Unterneh-
men der Stadt von der Stadt zu trennen. 
Nicht umsonst lautete der volle Titel von 

Die roten Zahlen des roten Wien

Renate Brauner bis vor kurzem „Amtsfüh-
rende Stadträtin für Finanzen, Wirtschafts-
politik und Wiener Stadtwerke“ (mittler-
weile wurden die Stadtwerke ins Umwelt-
ressort eingegliedert). An den Stadtwer-
ken lässt sich viel von dem erzählen, was 
Wiens Wirtschaft ausmacht. Unter der Wie-
ner Stadtwerke Holding AG sind einige der 
wichtigsten Versorgungsunternehmen der 
Stadt gebündelt: Wien Energie, Wiener 
Netze, Wiener Linien, aber auch Bestat-
tung und Friedhöfe Wien. 

Im Gegensatz zu zahlreichen anderen 
europäischen Großstädten hat die Wiener 
Stadtregierung stets jedweder Privatisie-
rungsverlockung widerstanden. Das mag 
sich – nach rein bilanziellen Gesichtspunk-
ten – in einem höheren Schuldenstand aus-
drücken. Der Stadtwerke-Konzern sitzt auf 
Verbindlichkeiten in der Höhe von 1,3 Mil-
liarden Euro. Andererseits haben die Wiener 
Stadtwerke großen Einfluss auf die Wiener 
Wirtschaft und können in konjunkturschwa-
chen Jahren lenkend eingesetzt werden. 

Die Wiener Ökonomin Agnes Streissler-
Führer hat 2014 im Auftrag der Stadtwerke 
deren volkswirtschaftlichen Effekt ermes-
sen. Mit ihren 16.000 Mitarbeitern setzen 
die Stadtwerke operativ rund drei Milliar-
den Euro im Jahr um. Insgesamt errechnet 
Streissler-Führer für die Stadtwerke eine 
Wertschöpfung von 4,8 Milliarden Euro im 
Jahr, damit werden rund 51.000 Arbeits-
plätze gesichert. Insbesondere bei der Kon-
zerntochter Wiener Linien ist der Übergang 
zwischen Stadt und Stadtwerken fließend. 
Der Durchgriff macht verkehrspolitische 
Maßnahmen möglich: In Wiens dicht aus-
gebautem öffentlichem Verkehrsnetz kos-

tet die Jahreskarte 365 Euro – in Berlin 
oder Kopenhagen über 700. Das rot-grüne 
Prestigeprojekt entlastet den einzelnen Öf-
fi-Fahrer, belastet dafür aber die Stadtkas-
se: Die Wiener Linien erhielten im Vorjahr 
für den laufenden Betrieb einen Zuschuss 
von 320 Millionen Euro. 

Strukturwandel 
„Wien hat im Vergleich zu anderen Metro-
polen eine eindeutige Spezialisierung ge-
schafft“, sagt Peter Mayerhofer, Experte 
für Strukturwandel und Regionalentwick-
lung am Österreichischen Institut für Wirt-
schaftsforschung (Wifo). In den vergange-
nen Jahrzehnten hat sich die Anzahl der 
im industriellen/produzierenden Sektor Be-
schäftigten halbiert. Dafür ist in Wien ein 
dominanter Dienstleistungssektor gewach-
sen, der für rund 85 Prozent der Wertschöp-
fung verantwortlich ist. Mit hochqualifizier-
ten Jobs, hohen Gehältern und hoher Pro-
duktivität. „Die Wettbewerbsfähigkeit der 
Wiener Wirtschaft ist im Vergleich mit an-
deren Großstadtregionen nicht schlecht“, 
so Wirtschaftsforscher Mayerhofer. Die 
Wirtschaftsleistung des durchschnittli-
chen Wieners – also das Bruttoregional-
produkt pro Kopf – lag im Jahr 2013 laut 
Statistik Austria bei 47.236 Euro. Das ist 
der Spitzenwert unter Österreichs Bundes-
ländern (siehe Grafik). Aber auch deutlich 
über dem Schnitt der 28 EU-Metropolre-
gionen (26.600 Euro). 

Arbeitsplatz-Paradoxon
Die hohe Wirtschaftsleistung der Wiener 
führt aber auch zu einem nachteiligen Ef-
fekt in Zeiten schwacher Konjunktur. Üb-

licherweise gilt die volkswirtschaftliche 
Faustregel, dass ab einem Wirtschafts-
wachstum von zwei Prozent neue Arbeits-
plätze geschaffen werden. „Die Produktivi-
tät in Wien führt dazu, dass sich erst bei 
rund drei Prozent Wirtschaftswachstum po-
sitive Effekte für den Arbeitsmarkt einstel-
len“, sagt Renate Brauner. Der Zuzug nach 
Wien ist neben der schwachen Konjunk-
tur die größte Herausforderung der Wie-
ner Wirtschaft. Derzeit wächst Wien um 
jährlich 25.000 Menschen. Das führt auch 
zu dem Paradoxon, dass gleichzeitig Be-
schäftigung und Arbeitslosigkeit wachsen. 
Zwischen 2011 und 2015 ist die Zahl der 
beschäftigten Personen in Wien zwar von 
786.187 auf 808.532 gestiegen, dafür gibt 
es statt 75.924 Arbeitslosen im Jahr 2011 
mittlerweile 121.769 ohne Beschäftigung. 
„Das dynamische Bevölkerungswachstum 
bringt auch auf dem Arbeitsmarkt Proble-
me mit sich“, sagt Wifo-Experte Peter May-
erhofer. Insbesondere, da Wiens Wirtschaft 
zwar ständig auf der Suche nach gut Ausge-
bildeten ist, aber mehr als die Hälfte (52,4 
Prozent) der Wiener Arbeitslosen nur ei-
nen Pflichtschulabschluss haben.

In zehn Jahren wird Wien rein rechne-
risch um die zweitgrößte Stadt Österreichs, 
Graz, gewachsen sein. Wien hat sich ge-
meinsam mit den anderen Ländern und Ge-
meinden im Stabilitätspakt zwar dazu ver-
pflichtet, ab 2016 mehr oder weniger ausge-
glichen zu bilanzieren. Die anstehenden In-
vestitionen in Infrastruktur, Wohnbau und 
Qualifikation wird Wien aber kaum aus den 
laufenden Einnahmen finanzieren können. 

Mit anderen Worten: Wien wird zusätz-
liche Schulden machen müssen. � F

Finanzstadträtin Renate Brauner versucht, die Krise mit Investitionen zu bekämpfen. Nun müssen auch die Heraus   forderungen eines rasanten Bevölkerungswachstums finanziert werden

Beschäftigte in Wien Arbeitslose in Wien
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Sowohl die Zahl der Beschäftigten  
als auch die der Arbeitslosen ist in Wien 
zuletzt gestiegen

bi  l anz   :  j o s e f  r e d l

Im internationalen Vergleich ist Wiens 
Wirtschaftsleistung konkurrenzfähig. 
Wachstum bleibt allerdings aus

Quelle: Eurostat

Bruttoinlandsprodukt Österreich Bruttoregionalprodukt Wien Bruttoregionalprodukt im Vergleich
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Ausgaben der  
Stadt Wien 2014

Bildung
1.384,05 Mio. Euro

Kinderbetreuung
728,52 Mio. Euro

Gesundheit
1.972,50 Mio. Euro

Soziales
1.505,63 Mio. Euro

Wirtschaftsförderung
116,20 Mio. Euro

Renate Brauner 
ist seit 2007 
Finanzstadträtin 
von Wien. Und 
macht dabei ganz 
bewusst Schulden

f o t o : 
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D
ie Stadt Wien war im Jahr 2014 
mit 4,9 Milliarden Euro verschul-
det, das sind 2748 Euro je Einwoh-

ner. Das liegt unter dem Durchschnitt der 
anderen Bundesländer, er beträgt für Län-
der und Gemeinden 2951 Euro pro Kopf. 
Um den Spitzenplatz ringen die beiden 
notorischen Verschuldungsmeister Kärn-
ten mit 4272 Euro sowie Niederösterreich 
mit 4270 Euro.

Doch die Zahlen seien geschönt, heißt 
es, Wien stehe nur deshalb gut da, weil ein 
Großteil der Verschuldung in ausgeglieder-
ten Unternehmen versteckt sei. Ein Blick 
auf die Daten ändert am Bild allerdings 
wenig. Inklusive ausgegliederter Einhei-
ten steigt zwar die Verschuldung der Stadt 
Wien um fast eine Milliarde Euro und 3218 
Euro pro Kopf, doch auch in den anderen 
Bundesländer wird ausgegliedert, dort steigt 
die Verschuldung auf fast 4000 Euro pro 
Kopf, Kärnten und Niederösterreich bewe-
gen sich sogar um die 6000 Euro. 

Allerdings ist die Verschuldung der Stadt 
Wien in den letzten Jahren markant gestie-
gen, 2008 betrug sie noch 1,5 Milliarden 
Euro oder knapp 900 Euro je Einwohner. 
Der Anstieg ist vor allem ein Ergebnis der 
europaweiten Finanz- und Wirtschaftskri-
se, die seit 2008 andauert und die Abga-
beneinnahmen aller öffentlichen Haushal-
te gebremst hat. Wien hat zusätzlich ver-
sucht, aktiv dem Wirtschaftseinbruch und 
dem Anstieg der Arbeitslosigkeit gegenzu-
steuern, und die öffentlichen Investitionen 
markant ausgeweitet.

Bestimmt wäre es ökonomisch un-
vernünftig, potemkinsche Dörfer zu bau-
en, nur um in einer Wirtschaftskrise Be-
schäftigung zu sichern. Doch in Wien ist 
die Ausweitung der Infrastrukturinvestitio-
nen gut begründet. Denn die Zahl der Ein-
wohner nimmt stark zu, zuletzt um etwa 
25.000 pro Jahr, und damit steigt auch der 
Bedarf an öffentlicher Verkehrsinfrastruk-
tur, sozialem Wohnbau, Bildungs- und 
Sozialeinrichtungen.

Wichtigste Herausforderung: 
Infrastruktur ausbauen
Aus ökonomischer Sicht spricht alles da-
für, die notwendige Infrastruktur für die 
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Das rasche Wachstum Wiens bringt wirtschaftliche Dynamik, aber auch viele soziale Probleme mit sich
T e x t :  M a r k u s  M a r t e r b a u e r

le. Wahrscheinlich ist das öffentliche Ver-
mögen sogar höher als die öffentliche Ver-
schuldung, bislang ist es allerdings nicht be-
wertet. Wien ist reich und lässig, aber nicht 
ohne Probleme und Herausforderungen.

Deren wichtigste besteht in der Siche-
rung der Lebensqualität für alle sozialen 
Schichten, am besten durch eine Grundver-
sorgung aller Menschen mit öffentlicher In-
frastruktur und sozialen Dienstleistungen. 
Das verlangt nach zusätzlichen Investitio-
nen in den öffentlichen Verkehr und den so-
zialen Wohnbau sowie einer Sicherung der 
Qualität des Gesundheitswesens, des Bil-
dungssystems, der Sozialarbeit und ande-
rer sozialer Dienstleistungen.

Mehr Flexibilität bei den EU-
Fiskalregeln unverzichtbar
Deshalb müssen die europäischen Fiskal-
regeln stärker den nationalstaatlichen und 
regionalen wirtschaftlichen Erfordernissen 
angepasst werden. Besonders dringend ist 
die Einführung einer „goldenen Regel öf-
fentlicher Investitionen“. Öffentliche Inves-
titionen haben über Generationen hinweg 
positive Wirkungen auf die Wirtschaftsent-
wicklung. Würden sie nur durch laufende 
Steuern finanziert, so zahlte die heutige 
Generation die gesamten Investitionskos-
ten, während auch zukünftige Generatio-
nen profitieren. Eine reine Steuerfinanzie-
rung des Ausbaus von U-Bahnen, Schul-
zentren oder Krankenhäusern in der rasch 
wachsenden Stadt Wien wäre ökonomisch 
ineffizient. Sie würde zu geringerer Inves-
titionstätigkeit als wirtschaftlich notwen-
dig führen. Deshalb sollte der Fiskalpakt 
so geändert werden, dass über den Kon-
junkturzyklus hinweg eine Neuverschul-
dung im Ausmaß der öffentlichen Investi-
tionen möglich ist. 

Der Spielraum für die notwendigen 
öffentlichen Investitionen und sozialen 
Dienstleistungen kann auch dann vergrö-
ßert werden, wenn private Vermögen stär-
ker an der Finanzierung öffentlicher Leis-
tungen beteiligt werden. Eine Besteuerung 
großer Vermögen, Erbschaften und Spit-
zeneinkommen würde gerade im reichen 
Wien ein erhebliches Aufkommen mit sich 
bringen. � F

Pro-Kopf-Verschuldung von Ländern und Gemeinden 2014, in Euro
Quelle: Fiskalrat, Bericht über die öffentlichen Finanzen 2015

Eine reiche Stadt wächst schnell

Markus Marterbauer 
fragt, was es mit  
der Rede einer Finan-
zierung öffentlicher 
Investitionen „auf 
Pump“ auf sich hat

rasch an Bevölkerung zunehmende Stadt 
über Kredite zu finanzieren und nicht durch 
die Höhe der laufenden Steuereinnahmen 
zu begrenzen. Doch die europäischen Fis-
kalregeln sehen das ganz anders. Nicht ein-
mal die bei rasch wachsender Bevölkerung 
unverzichtbaren Investitionen in die kom-
munale Infrastruktur werden vom Nulldefi-
zitwahn verschont. Hier gefährden geschei-
terte wirtschaftliche Ideologien die Zukunft 
einer Stadt und ihrer Menschen.

Trotz der vielfältigen sozialen und wirt-
schaftlichen Probleme, die vor allem in der 
stark steigenden Arbeitslosigkeit und den 
Herausforderungen der Integration von Mi-
granten und Flüchtlingen bestehen, ist die 
wirtschaftliche Ausgangsposition der Stadt 
Wien relativ bequem. Dies beruht vor allem 
auf der leistungsfähigen Wirtschaft, der Er-
rungenschaft der gut ausgebauten sozialen 
Dienstleistungen und dem hohen Wohl-
stand. Der Reichtum Wiens zeigt sich im 
privaten Vermögen, das trotz der Finanz-
krise so hoch ist wie nie zuvor, ein Viel-
faches der öffentlichen Verschuldung be-
trägt, aber extrem konzentriert ist. Im Un-
terschied zu Berlin, das mit „arm und sexy“ 
warb, und vielen anderen Städten ist in 
Wien auch das öffentliche Vermögen hoch. 
Die Stadt verfügt über hohe Immobilienbe-
stände und wertvolle Unternehmensantei-
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4. Österreich
Kurt Bayer über das Budget und warum Finanzminister Hans Jörg Schelling  
einige jener Ziele verfehlt, die er treffen sollte

Joseph Gepp über jene magische Zahl, die im Zentrum vieler ökonomischer 
Debatten steht und sich dafür so wenig eignet: das BIP
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E
s heißt etwas hochtrabend, das 
Budget sei die in Zahlen gegosse-
ne Umsetzung des Regierungspro-
gramms. Schauen wir, was es mit 

dem am 26. November 2015 vom Parla-
ment beschlossenen Bundesbudget für 
2016 auf sich hat. Die Eckpunkte waren 
seit der Veröffentlichung des mittelfristi-
gen Finanzrahmens im Frühjahr weitge-
hend bekannt: 2016 sind Ausgaben von  
77 Mrd. Euro geplant, denen Einnahmen von  
71,9 Mrd. Euro gegenüberstehen. Das löst 
einen zusätzlichen Finanzierungsbedarf von 
5,1 Mrd. Euro aus. 

Jeder Finanzminister sieht sich bei der 
Budgeterstellung einem Spagat zwischen 
der oben genannten Zielsetzung und den 
von ihm mitbeschlossenen Vorgaben der 
EU gegenüber. Demnach soll Österreich  
2016 das sehr erstrebte „Nulldefizit“ errei-
chen (zur Definitionsverwirrung siehe wei-
ter unten), wobei es hier nicht nur um das 
Bundesbudget geht, welches jetzt beschlos-
sen wurde, sondern um das gesamtstaatli-
che Defizit, also inklusive der Budgets der 
Bundesländer, Gemeinden und Sozialversi-
cherungsträger. Für die drei letztgenannten 
ist der Finanzminister zwar gegenüber der 
EU „verantwortlich“, deren innerösterreichi-
sche Gebarung kann er jedoch nur indirekt 
beeinflussen. Die Begriffsverwirrung in der 
österreichischen Debatte zwischen Bundes-
budget und gesamtstaatlichem Budget dürf-
te von den politischen Akteuren auch be-
wusst zur Stärkung der je eigenen Positi-
on eingesetzt werden. 

Finanzminister Hans Jörg Schelling lässt in seinem Budget  
wichtige konjunkturpolitische Maßnahmen vermissen

Heuer kommt als besonderer Unsicher-
heitsfaktor dazu, dass als Resultat der 
Flüchtlingsbewegungen und der erhöhten 
Sicherheitsanforderungen, die von den di-
versen Anschlägen ausgelöst wurden, bisher 
noch nicht geplante Zusatzausgaben fällig 
werden, zu denen noch die von Österreich 
selbst zu verantwortenden Überschreitun-
gen im Bereich der Bildung und der Folge-
kosten der Bankenpleiten kommen. 

Diesen wurde teilweise durch eine Ände-
rung des Finanzrahmens 2015–2019 Rech-
nung getragen, wodurch die Ausgabenober-
grenzen für die Bereiche Außen-, Bildungs- 
und Verteidigungsministerium angehoben 
wurden. Aber sind die Kosten der Flücht-
lings- und Asylbewegungen hinreichend ge-
schätzt? Wie erfolgreich wird Kärnten mit 
seinen Gläubigern verhandeln? Kann es mit 
seinem eben gewährten Bundeskredit von  
1,2 Mrd. Euro auskommen und kann es ihn 
bedienen? Unsicherheit über Unsicherheit, 
die eher die Wahrscheinlichkeit eines hö-
heren Defizits ergeben.

Grundsätzlich hat das Bundesbudget zwei 
Funktionen, eine gesamtwirtschaftliche 
und eine strukturelle („in Zahlen gegosse-
nes Regierungsprogramm“). Es stellt einen 
wichtigen Teil der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage dar und sollte eine wichtige Rolle 
beim Ausgleich von Nachfrageschwankun-
gen im Privatsektor (privater Konsum, Ex-
port und Investitionen) spielen. Es kann 
also als konjunkturpolitisches Instrument 
eingesetzt werden. Wenn daher, wie derzeit, 

K o mm  e n t a r :  k u r t  b a y e r

aufgrund von schwachem privaten Konsum, 
schwacher Investitionstätigkeit und schwa-
cher Entwicklung der österreichischen Ex-
portmärkte die österreichische Zuwachsra-
te des Bruttoinlandsprodukts seit einigen 
Jahren deutlich unter jener des EU-Durch-
schnitts schwächelt, wäre es genuine Auf-
gabe des Bundes, durch seine Budgetpoli-
tik diesen Nachfrageausfall zu kompensie-
ren, also seine Ausgaben zu steigern und/
oder die Steuern zu senken. 

Diese wichtige konjunkturpolitische 
Steuerungsfunktion kam in der Budgetre-
de des Finanzministers, aber auch in der 
parlamentarischen Diskussion praktisch 
nicht vor. Da aber das angepeilte Budget-
defizit als Anteil am Bruttoinlandsprodukt 
sinkt, verringert sich der Nachfragestimu-
lus durch das Bundesbudget sogar, statt ei-
nen positiven Impuls zu leisten. 

Zwar kann die Regierung hier schon 
Positives vorweisen. Die im Frühjahr be-
schlossene Steuerreform bringt jedenfalls 
mehr Geld in die Taschen der Konsumen-
ten (etwa 5 Mrd. Euro). Wenn diese das 
zusätzliche Einkommen nicht sparen, son-
dern ausgeben, stärken sie die Nachfrage. 
Inwieweit solche Impulse jedoch durch die 
angepeilte „Gegenfinanzierung“ (z.B. Re-
gistrierkassenpflicht, Grunderwerbsteuer 
bei Erben, Verwaltungseinsparungen, Sub-
ventionskürzungen etc.) wieder gegen- oder 
überkompensiert werden, steht weitgehend 
in den Sternen. 

Das Österreichische Institut für Wirt-
schaftsforschung, der Fiskalrat und die EU-

Nun  verkauft  
man  auch  den  
Österreichern  den  
Fetischismus  des  
„ausgeglichenen  
Budgets“ 

Das Bundesbudget 2016: 
Ein verschossener Elfmeter?

Kurt Bayer ist 
Ökonom, war 
Exekutivdirektor 
der Weltbank, 
Gruppendirektor 
der European Bank 
for Reconstruction 
and Development 
in London sowie 
Gruppenleiter im 
Finanzministerium 

Der Bundeshaus-
halt in nüchternen 
Ausgaben- und 
Einnahmenblöcken

Kommission glauben nicht wirklich an die 
vom Parlament beschlossenen Budgetzah-
len. Sie sehen die österreichische Defizitsi-
tuation pessimistischer als der Finanzmi-
nister. Dazu kommt, dass einige Budget-
ausgaben, wie die zusätzlichen Millionen 
für die Hypo Alpe Adria, nicht im Inland 
nachfragewirksam werden, da sie haupt-
sächlich an die Gläubiger ins Ausland ab-
fließen. Konjunkturell ist das Budget daher 
eine Enttäuschung.

Die zweite Funktion des Budgets betrifft die 
Zusammensetzung der Einnahmen und 
Ausgaben, also jener Summen, die über 
das Steuer- und Abgabensystem einge-
nommen und über die einzelnen Ministe-
rien ausgegeben werden. Die Steuerreform 
ist zwar in Summe signifikant und posi-
tiv, man hat aber versäumt, gleichzeitig die 
veraltete Steuerstruktur zu ändern in Rich-
tung von mehr Steuergerechtigkeit (Stich-
wort Vermögens- und Erbschaftssteuern), 
Ökologisierung (Stichwort: zunehmender 
Klimawandel) und stärkerer Wachstums- 
und Beschäftigungswirkung (Stichwort: 
Lohnnebenkosten). 

Bei den Ausgabenposten kritisiert die 
Opposition die weiterhin mangelhafte Do-
tierung von Bildung, Forschung und Ent-
wicklungszusammenarbeit (wobei die Er-
höhung der Forschungs- und Entwick-
lungsprämie grundsätzlich positiv, in ihrer 
Wirkung auf Klein- und Mittelunterneh-
men jedoch suboptimal ist) sowie die un-
genügende Dotierung von öffentlichen In-

vestitionen. Allerdings gibt es auch hier 
Positiva, so etwa den weiteren Ausbau 
des Breitbandnetzes und die aktive Ar-
beitsmarktpolitik. Insgesamt bleibt dieses 
Budget jedoch weit hinter seinen im Re-
gierungsprogramm beschlossenen Ambi-
tionen zurück.

Der Abgang wird im beschlossenen Bun-
desbudget mit 1,5 Prozent des BIP angege-
ben, das Maastricht-Defizit des Bundes mit 
1,4 Prozent. Der vom Finanzminister an-
gepeilte Wiederaufstieg in die „Champions 
League“ besteht für ihn offenbar primär in 
der Einhaltung der mit der EU-Kommis-
sion vereinbarten Budgetziele und nicht in 
der Steigerung der gesamtgesellschaftlichen 
Wohlfahrt. 

Demnach müsste Österreich im Jahre 
2016 einen Defizitwert von maximal 0,45 
Prozent des BIP – gemessen am „struk-
turellen“ Defizit – erreichen. Inklusive des 
akzeptierten Fehlerspielraums würden die 
jetzt von Österreich ausgewiesenen –0,54 
Prozent des BIP dazu ausreichen. Im EU-
Speak, dem sich der Trainer von Österreichs 
Ministermannschaft (um in Schellings in 
der Budgetrede verwendetem Fußballver-
gleich zu bleiben) anschließt, wäre somit 
das heiß ersehnte „Nulldefizit“ erreicht. 

So sinnvoll die Konzepte der unter-
schiedlichen Definitionen „administratives 
Defizit“, „Maastricht-Defizit“, „strukturel-
les Defizit“ sein mögen, ihre Auswirkungen 
sind nur wenigen Spezialisten verständlich. 
Faktum ist: Von den Steuerzahlern muss 
das administrative Defizit finanziert wer-

den, sei es durch Steuern und Abgaben oder 
durch Zinsen auf die Staatsschuld. Wie viel 
davon der schlechten oder guten Konjunk-
tur und wie viel davon langfristigen Fehlal-
lokationen von Steuern und Abgaben zu 
schulden ist, interessiert nur jene, die ge-
samtwirtschaftlich steuern sollten. Um im 
Jargon des Finanzministers zu bleiben, nur 
den Trainer, allenfalls noch Sturmspitzen 
und Verteidiger.

Dieses Bundesbudget reicht jedenfalls nicht 
zum Aufstieg in die tatsächliche Champi-
ons League. Dort würde man als Kriteri-
um nicht ein wie immer definiertes „Null-
defizit“ wie einen Fetisch anbeten, sondern 
auf ausreichenden Arbeitsplätzen und ei-
nem „guten Leben“ für alle, inklusive ei-
ner verbesserten Umweltsituation, beste-
hen. Teile der Oppositionsparteien haben 
in den parlamentarischen Beratungen die-
se gesamtstaatliche Wohlfahrt als Ziel der 
österreichischen Wirtschaftspolitik und da-
mit konkret auch der Budgetpolitik einge-
fordert. Sie haben deshalb dem Bundesbud-
get 2016 nicht zugestimmt. Es wurde nur 
mit den Stimmen der Regierungsparteien 
beschlossen. 

Die Herausforderungen der kommenden 
Jahre hätten, sowohl auf EU-Ebene als auch 
in Österreich, eine deutlich aktivere Bud-
getpolitik erfordert. Schwaches Wachstum, 
hohe Arbeitslosigkeit und das Weiterschlep-
pen obsoleter Strukturen werden nicht aus-
reichen, um diese Herausforderungen zu be-
wältigen.� F

Budget 2016 – Einnahmen und Ausgaben
Angaben

in Milliarden Euro

Bildung, 
Wissenschaft,

Kultur
13,4

Familie, Jugend
7,0

Pensionen
7,0

Arbeit
8,1

Zinsen
und

Kassa
5,6

Gemeinden
7,0

EU
3,0

Beamten-
pensionen

9,4

Recht, 
Sicherheit

8,7 Länder
15,5

Wirtschaft, Infrastruktur, Umwelt

9,7 4,2 4,5

Soziales, Gesundheit

Sonstige Überweisungen

Mineralöl-
steuer

4,3

Arbeitslosenversicherung

EU-Förderungen

Einkommensteuer

Kapitalertragssteuer

* Gesamtsummen laut Bundesbudget – Einnahmen und Ausgaben jeweils ohne Steueranteile Länder und Gemeinden, EU-Beitrag etc. Quelle: APA

Einnahmen

Gesamt 71,9 Mrd. Euro*

Lohnsteuer
24,8

Defizit
5,1

Umsatzsteuer
28,2

Andere
Einnahmen

8,0

Körperschaftsteuer

6,3

Familienfonds

7,0 6,2

1,4

3,04,2

Andere
Steuern

11,1

Gesamt 77,0 Mrd. Euro*

Steuern Andere Bundesbudget ÜberweisungenAusgaben
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R e c h n u n g : :  j o s e p h  g e p p

W
o liegt wohl das Machtzentrum 
Österreichs? Vielleicht im Bun-
deskanzleramt am Ballhausplatz? 

Oder im Parlament am Ring? Vielleicht in 
den Zentralen der großen Regierungspartei-
en SPÖ und ÖVP? Oder doch eher in den 
Chefetagen der großen Konzerne, bei Red 
Bull oder bei Raiffeisen?

Man weiß es nicht, und wahrscheinlich 
tragen alle diese Ort ihr Stück zu einem 
Netzwerk der Macht bei. Man weiß aber, 
wo die Mächtigen hinschauen, wenn es um 
das geht, was über ihre Macht entscheidet. 
Um ihre Wahlergebnisse und Geschäftsbe-
richte, um ihre Gewinnerwartungen und 
Stimmungsbarometer.

Guglgasse 13, elfter Bezirk, Wien. Es gibt pres-
tigeträchtigere Adressen als diese hier, einen 
Glaskasten, in dem sich die Büros dicht an-
einanderdrängen. Wenn Ursula Havel aus 
ihrem Bürofenster im fünften Stock schaut, 
blickt sie über einen asphaltierten Hof hin-
weg auf die Gasometer und die Dächer des 
Arbeiterviertels Simmering. Havels Büro 
könnte man sich standardmäßiger kaum 
vorstellen: ein grauer Teppichboden, drei 
Zimmerpalmen, ein kleiner Konferenztisch, 
zur Ablage umfunktioniert. Abgearbeitete 
E-Mail-Ausdrucke dort markiert sie mit ei-
nem kleinen Hakerl. 

Havel, 55, studierte Volkswirtin und 
Wienerin, dunkler Blazer, dunkle Haare, 
leitet die Abteilung Volkswirtschaft in der 
Statistik Austria. Jedes Jahr in der zwei-

ten Junihälfte tritt eine Mitarbeiterin aus 
der EDV in ihr Büro. Dann überreicht sie 
Havel das, was rund 800 Statistik-Austria-
Mitarbeiter das ganze Jahr hinweg in ihren 
Computern ausgerechnet haben. Die Zahl, 
um die das ganze Land sich dreht. Die Zahl 
der Zahlen.

322.590.000.000 Euro betrug sie im Jahr 
2013. Oder, dividiert durch die Zahl der 
Einwohner Österreichs, 38.050 Euro pro 
Person. 

Das Bruttoinlandsprodukt, abgekürzt BIP, ist 
der Gesamtwert aller Waren und Dienstleis-
tungen, die in einem Jahr und einem Land 
hergestellt oder erbracht werden. Es zeigt, 
wie gut die nationale Wirtschaft läuft und 
ob sie weiterwächst. Das BIP ist die ent-
scheidende Zahl in unserem Wirtschafts- 
und Gesellschaftssystem. Die deutsche 
Wirtschaftswoche nennt sie eine „Ein-Zahl-
Religion, an deren Wahrheit wir unbedingt 
glauben“. Der Potsdamer Ökonom Philipp 
Lepenies bezeichnet sie in einem 2013 er-
schienenen Buch als die „mächtigste Kenn-
zahl der Menschheitsgeschichte“. Keine an-
dere statistische Größe habe „jemals eine 
ähnliche Wirkung entfaltet“.

Wenn die Voest in Linz ein Stahlrohr 
gießt, fließt dessen Wert ins BIP ein. Wenn 
man sich beim Friseur ums Eck einen neuen 
Haarschnitt verpassen lässt, ebenso. Genau-
so wie der Wert einer Käsekrainer, die erst 
in einem Fleischereibetrieb hergestellt, aus-
geliefert und schließlich am Würstelstand 
verzehrt wird. Alle Werte zusammen erga-
ben im Jahr 2013 eben jene 322,59 Milli-

arden Euro. Es waren – real, also unter Be-
rücksichtigung der Inflation – rund 0,2 Pro-
zent mehr als im Jahr zuvor. Genau auf die-
se Wachstumsrate kommt es an.
Das BIP-Wachstum gilt als Indikator 
schlechthin für Fortschritt, Wohlstand und 
wirtschaftlichen Erfolg. Wenn die große Ko-
alition in Österreich eine Steuerreform prä-
sentiert, geht es ihr darum, das BIP-Wachs-
tum zu steigern. Blickt der Westen neidisch 
nach Asien, tut er das, weil dort in vielen 
Ländern das BIP jährlich im zweistelligen 
Prozentbereich zulegt. Als sich der Kapita-
lismus gegenüber dem Kommunismus sow
jetischer Prägung als überlegen erwies, be-
deutete das, dass sein BIP stärker wuchs. 
Und wenn die neoliberalen Befürworter des 
Sparens mit den keynesianischen Freunden 
des Investierens über Griechenland streiten, 
glauben beide zu wissen, wie man das BIP 
am besten hochtreibt.

All das schlägt sich in den alltäglichen 
Debatten in Politik und Medien nieder. Im-
mer geht es darum, wie man die Wirtschaft 
beleben oder ankurbeln könnte, sodass das 
BIP wächst. Doch kaum jemand spricht 
über das dahinterliegende Konzept. Sollen 
wir wirklich unbegrenzt an das BIP und an 
sein Wachstum glauben? Wer hat sich das 
überhaupt ausgedacht? Und wie funktio-
niert eigentlich die monumentale Rechen-
aufgabe Bruttoinlandsprodukt?

Wenn man diese Fragen an die Chefrech-
nerin richtet, Ursula Havel von der Statis-
tik Austria, dann redet sie erst einmal die 
erste halbe Stunde gar nicht vom BIP. Es 
geht stattdessen um die „volkswirtschaftli-

che Gesamtrechnung“ oder gar um das „eu-
ropäische System der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen“. Havel holt einen Wäl-
zer aus dem Regal, 741 Seiten im A4-For-
mat. Darin seien all jene Gesetze enthalten, 
die dafür sorgen sollen, dass die volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnungen in den EU-
Staaten harmonisiert ablaufen. Auf welt-
weiter Ebene achtet die Uno darauf, dass 
man Staaten und Wirtschaftsentwicklun-
gen miteinander vergleichen kann.

Das BIP ist zwar die wichtigste Zahl, aber bei 
weitem nicht die einzige im System der 
volkswirtschaftliche Gesamtrechnung. An-
dere heißen etwa Bruttowertschöpfung, 
Volkseinkommen oder private Konsumaus-
gaben. Etliche Ökonomen, rund fünf Dut-
zend in Österreich, rechnen diese und ande-
re Zahlen alljährlich aus. Alles zusammen 
ergibt ein komplexes, international strikt 
harmonisiertes System. 

Das BIP ist darin zum Dogma geworden. 
Ausgedacht haben sich all das einst Wirt-
schaftswissenschaftler aus den USA und 
Großbritannien – eigentlich als eine Art 
Sonderinstrument im Zweiten Weltkrieg. 
Damals wollten die Staaten einen profun-
den Überblick über ihre Wirtschaftsaktivi-
tät erlangen, um ihr Rüstungspotenzial op-
timieren zu können. Später übertrug man 
das Konzept, dessen früheste Ursprünge 
im England des 17. Jahrhunderts liegen, 
auf Friedenszeiten, wie der Ökonom Le-
penies in seinem Buch „Die Macht der ei-
nen Zahl“ schreibt. Nun hatte die Welt – 
vorerst die westliche, später auch der Rest 

– ein System an Richtwerten zur Verfü-
gung, eine fixe Größe zur Definition und 
Berechnung des Wohlstands, den es anzu-
streben galt. Als sich nach dem Krieg tat-
sächlich Vollbeschäftigung und Massenkon-
sum einstellten, hatte das BIP seine große 
Bewährungsprobe bestanden. Die Auswei-
tung der Produktion, die es anzeigt, war 
zur unumstrittenen Richtschnur geworden. 
„Der Glaube an die Wichtigkeit immerwäh-
renden Wachstums war selbstverstärkend“, 
schreibt Lepenies.

Bis heute soll die Zahl alles erfassen 
und abbilden, was auf dem Planeten ge-
gen Geld von Hand zu Hand geht. „Wenn 
am Schwein eines Bauern Fleisch zuwächst 
oder am Baum eines Forstwirten Holz“, 
sagt Havel, „gilt dies als Investition und 
fließt damit ins BIP ein.“ Doch wie entsteht 
das BIP konkret, in der Praxis? In der gän-
gigsten Weise startet dessen Ermittlung bei 
einem Unternehmer, der sich im Internet 
einloggt, um einen seitenlangen Fragebogen 
auszufüllen. Darin gibt er an, wie viele Wa-
ren er im vergangenen Jahr produziert oder 
wie viele Dienstleistungen er verkauft hat. 
Die größeren Unternehmer müssen dies – 
gesetzlich verpflichtend – machen, bei den 
kleinen behilft man sich zur Berechnung 
des BIP mit Steuerstatistiken und ande-
ren Quellen.

Danach werden von den erzeugten Wa-
ren und Dienstleistungen die sogenann-
ten „Vorleistungen“ abgezogen. Bei der 
Käsekrainer zum Beispiel darf der Stand-
ler, der sie verkauft, nicht ihren gesamten 
Wert angeben – dieser würde sich ja dop-

peln mit den Zahlen, die der Fleischprodu-
zent anführt, aus dessen Firma die Wurst 
stammt. Also zieht der Standler etwa den 
Preis des Fleisches von seiner Summe ab. 
Und die Fleischerei zieht von ihrem Um-
satz zum Beispiel den Wert der Energie ab, 
die sie an das staatliche Elektrizitätswerk 
bezahlt. „Wirtschaft ist ein Kreislauf “, sagt 
Havel. „Die Einnahmen des einen sind die 
Ausgaben des anderen.“ 

Den Kreislauf will man vollständig dar-
stellen. Und die Wirtschaft soll als Ganzes 
jedes Jahr wachsen. Der Grund: Sie wird 
immer effizienter, weil Unternehmen mit-
einander konkurrieren. Aufgrund von Rati-
onalisierungen, effizienterem Personalein-
satz und technischer Neuerungen, etwa im 
IT-Bereich, kann man heute mit dem glei-
chen Einsatz viel mehr erzeugen als früher. 
Die Produktivität wird also höher. Auch das 
zeigen die Zahlen der Statistik Austria: Im 
Jahr 2012 brachte eine Arbeitsstunde in Ös-
terreich durchschnittlich fast doppelt so viel 
Output hervor wie im Jahr 1996.

Das bringt ein Problem mit sich: Der Zu-
wachs der Produktivität bedeutet, dass 
das BIP stets steigen muss. Denn wenn 
man mit gleichem Einsatz immer mehr 
erzeugt, während das Ganze stagniert, 
werden immer weniger Arbeitskräfte 
gebraucht. Es gibt also mehr Arbeits-
lose. Die können weniger ausgeben, 
also schrumpft der Konsum. Das be-
deutet wiederum weniger Wohlstand. 

€ 322.590.000.000
Alle rechnen damit. Alle richten sich danach. Alle vertrauen darauf. Das Bruttoinlandsprodukt  
ist die wichtigste Kennzahl der Menschheitsgeschichte. Jetzt muss damit Schluss seinDie Zahl der Zahlen

Wie 
berech­

net man 
das BIP?
In der 

gängigsten 
Berechnungs-

methode (der 
sogenannten 
Entstehungs-

rechnung) 
zieht man vom 

Produktionswert 
die Vorleistungen 
ab (Erläuterungen 

dazu im Text). 
Das Ergebnis ist 
die sogenannte 

Bruttowertschöp-
fung. Zu dieser 

addiert man die 
Gütersteuern abzüglich 
Gütersubvention. Das 

Ergebnis ist das BIP. Je 
nachdem, ob man die 

Inflation herausrechnet 
oder nicht, kann es 
nominell oder real sein

Das Nettoinlandspro­
dukt (NIP) kommt in der 
öffentlichen Debatte kaum 

vor. Man erhält es, wenn man 
vom BIP die Abschreibungen 
abzieht, also das, was die 

Betriebe aus Abnutzungsgrün-
den ausgeschieden haben

Das Bruttosozialprodukt 
(BSP) ist ein Vorgängermodell 

des BIP. Es unterscheidet 
sich geringfügig von diesem, 
weil man es mit Blick auf alle 

Inländer berechnet, während für 
das BIP das Inland als Maß gilt. 

Arbeitsleistungen von Ausländern in 
Österreich fließen etwa ins BIP ein, 
aber nicht ins BSP. 1982 sangen 

Geier Sturzflug noch: „Jetzt wird in 
die Hände gespuckt, wir steigern das 

Bruttosozialprodukt“
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Statistik Austria: 
Wie geht’s Österreich?  
215 S., € 29,–
oder kostenloser Download 
unter www.statistik.at

Philipp Lepenies: 
Die Macht der einen 
Zahl. Suhrkamp, 
186 S., € 16,50
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Also ein kleineres BIP. Das BIP muss da-
her, soll das System stabil bleiben, immer 
zumindest im selben Ausmaß wachsen wie 
die Produktivität. Ökonomen sprechen von 
mindestens einem Prozent an notwendigem 
BIP-Wachstum pro Jahr.

In Österreich wuchs das BIP zuletzt 
real um 0,2 Prozent im Jahr 2013 und 
um 0,3 Prozent im Jahr 2014. Die Wachs-
tumsschwäche ist kein österreichisches 
Phänomen: In der ganzen Eurozone etwa 
schrumpfte das BIP 2013 gar um 0,4 Pro-
zent. Wegen solcher Zahlen hat die Euro-
päische Zentralbank (EZB) Anfang März 
eine nie dagewesene Intervention zur Wirt-
schaftsbelebung gestartet: Um mehr als eine 
Billion Euro kaufen die Währungshüter in 
den kommenden Monaten Staatsanleihen. 
Das Motiv dahinter: Die Gewinne auf die 
Staatspapiere sollen sinken. Die EZB hofft, 
dass die Anleger ihr Geld stattdessen in an-
dere Felder stecken, zum Beispiel in Kredi-
te für Konsumenten oder in Aktien von Un-
ternehmen. Also in Bereiche, die mehr Pro-
duktion und Konsum hervorbringen sollen 
und das BIP wieder wachsen lassen.

Viele Kritiker sehen darin eine Art Doping. Die 
Wirtschaft wächst nur noch dann, wenn 
man sie mit massenweise billigem Geld 
überschwemmt. Nicht nur das weckt bei 
immer mehr Menschen Zweifel am BIP, 
sondern etwa auch der massive Anstieg 
der staatlichen und privaten Verschuldung 
in den vergangenen Jahrzehnten. Wirt-
schaftswachstum scheint heute nur noch 
über Schulden zu funktionieren. All das 
wirft Fragen auf: Bedeutet ein größeres BIP 
immer noch automatisch steigenden Wohl-
stand, so wie in der Nachkriegszeit? Ist die 
Ausweitung der Produktion immer noch der 
richtige Weg?

Jedenfalls muss nicht alles, was für die 
Menschen gut ist, auch für das BIP gut sein. 
Wenn man beispielsweise seinem Nachbarn 
eine Bohrmaschine borgt, damit er sich kei-
ne eigene kaufen muss, nützt dies der Um-
welt und dem sozialen Gefüge, aber nicht 
dem BIP. Wenn man weniger arbeitet und 
stattdessen zu Hause bleibt, um Bücher zu 
lesen, Fenster zu putzen oder kranke An-
gehörige zu pflegen, steigert dies vielleicht 
das eigene Wohl und jenes des Umfelds. 
Das BIP aber schmälert es.

Umgekehrt gilt: Übermäßige Verschul-
dung etwa kann dem BIP äußerst guttun. 
Im Vorfeld der amerikanischen Immobili-
enkrise wurden in den USA mit billigen Ri-
sikokrediten massenhaft Häuser errichtet – 
bis im Jahr 2008 die Blase platzte, das BIP 
einbrach und das ganze Weltfinanzsystem 
ins Wanken geriet. Auch Epidemien und 
Naturkatastrophen nutzen streng genom-
men dem BIP, weil sie mit teuren Aufräu-
marbeiten und Impfstoffentwicklungen ein-
hergehen. Und wenn ein Autofahrer auf der 
Heimfahrt im Stau steht, steigert dies das 
BIP, weil er mehr Treibstoff verbraucht, als 
wenn er sein Ziel zügig erreicht.

So argumentiert US-Wirtschaftsnobel-
preisträger Joseph Stiglitz. Er meint: Wir 
sind zu Gefangenen unseres eigenen Sys-
tems geworden, das wir uns zur Messung 
und Mehrung unseres Wohlstandes ge-
schaffen haben. Die Macht des BIP kehrt 
sich heute gegen uns. Wir brauchen eine 
neue Richtschnur, die nicht mehr nur auf 
die Zunahme der Produktion abzielt. Eine 
neue wichtige Zahl.

Stiglitz war Teil einer hochrangigen Ex-
pertenkommission, die der damalige fran-
zösische Präsident Nicolas Sarkozy im Jahr 
2008 einberief. In diesem Jahr brach we-
gen der Bankenkrise das BIP in vielen Län-
dern stark ein. Aufgrund dieser Probleme 
– und wohl auch aufgrund des traditionell 
schwachen BIP in Frankreich – erklärte es 
Sarkozy zu seinem Ziel, alternative For-
men der Wohlstandsmessung erarbeiten 
zu lassen. Er rief die weltweit bedeutends-
ten Ökonomen zusammen. Neben Stiglitz 
leiteten die Kommission der Pariser Wirt-
schaftsprofessor Jean-Paul Fitoussi und der 
indische Entwicklungsexperte und Philo-
soph Amartya Sen.

Die Entwicklung des Wohlstands, so ihr Fa-
zit, sei eine mehrdimensionale Angelegen-
heit. Subjektives Wohlgefühl müssten eben-
so in eine neue Bewertung einfließen wie 
Umweltfaktoren, Fragen der Verschuldung 
und der Vermögensverteilung. Denn ho-
hes Wachstum etwa hilft der breiten Mas-
se nicht, wenn es nur den Reichen zugu-
te kommt.

Auch die OECD, die Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung, hat inzwischen Vorschläge für 
eine Reform des BIP präsentiert. Genau-
so wie die EU: In einem Bericht der EU-
Kommission von 2009 heißt es, das BIP lie-
fere „nicht zu jeder Frage eine verlässliche 
Grundlage für die politische Diskussion“. 
Eine Eurobarometer-Umfrage von 2008 er-
gab, dass rund zwei Drittel der EU-Bürger 
mehr soziale und ökologische Indikatoren 
für die Bewertung von Wohlstand fordern. 
Deshalb forderte die Kommission seit 2009 
„einen Datenrahmen, der neben den wirt-
schaftlichen systematisch auch ökologische 
und soziale Fragenstellungen einbezieht“. 

An einem solchen Datenrahmen versucht sich 
derzeit auch die Statistik Austria. „Wir ha-
ben 30 Indikatoren ausgewählt“, sagt Sta-
tistik-Austria-Chef Konrad Pesendorfer. 
„Ich weiß, das ist immer noch viel.“ Seit 
zwei Jahren publizieren die Statistiker nun 
einen dicken Jahresreport namens „Wie 
geht’s Österreich?“. Der Bericht gilt als Pi-
onierprojekt in Europa; er soll ein runde-
res, fundierteres Bild vom Zustand des Lan-
des liefern, als es das BIP vermag. Im Be-

richt finden sich, verständlich aufbereitet, 
etliche Angaben. Sie reichen vom subjekti-
ven Sicherheitsempfinden der Bevölkerung 
über die ungleiche Bezahlung von Männern 
und Frauen bis hin zum Schadstoffausstoß 
bei Neuwagen.

Pesendorfer sitzt im selben Simmerin-
ger Glaskasten wie Ursula Havel, die das 
BIP berechnet. Er will seinen Teil dazu bei-
tragen, damit sich die Gesellschaft von der 
Fixierung auf das BIP löst. Eine „mächti-
ge, weit überschätzte Konvention“ nennt er 
es. „Stellen Sie sich ein Auto vor“, sagt Pe-
sendorfer. „Hinter dem Lenkrad sehen sie 
drei Anzeigen mit der Drehzahl, der Ge-
schwindigkeit und dem restlichen Treib-
stoff. Sicherlich könnte man diese drei In-
formationen in eine Zahl packen, das wäre 
leichter zu erfassen. Aber wie aussagekräf-
tig wäre es noch?“

Ein neues Messsystem dürfe deshalb nicht 
mehr nur aus einer Zahl bestehen, weil 
dies der komplexen Wirklichkeit des Wirt-
schafts- und Gesellschaftsgeschehens nicht 
gerecht werde, sagt Pesendorfer. Außerdem 
kann sich eine einzige Zahl leicht in ein 
Dogma verwandeln. Zugleich ist sie aber 
auch leichter zugänglich und kommuni-
zierbar als viele verschiedene Zahlen. Die-
ses Dilemma führt dazu, dass sich bislang, 
trotz aller Bemühungen, kein Nachfolgesys-
tem des BIP durchsetzen konnte.

Eine Reform müsste hohe Hürden neh-
men. Nicht nur die Anerkennung der poli-
tischen und wirtschaftlichen Eliten gilt es 
zu erringen. Auch die breite Masse, die ge-
sellschaftlichen Debattenführer und die Me-
dien müssen sich auf neue, kompliziertere 
Maßstäbe einstellen.

Wohlstand und Fortschritt allein im BIP 
abzubilden ist nicht mehr zeitgemäß – da 
sind sich die meisten Fachleute einig. In 
der Nachkriegszeit, als die Menschen arm 
waren, mag die Ausweitung der Produkti-
on noch der Weisheit letzter Schluss ge-
wesen sein. Heute, wo sie vieles besitzen, 
sollen neue Messsysteme für den Wohl-
stand her.

Doch bisher gibt es als Alternative zum 
BIP nur den Wildwuchs. Wer etwas ande-
res sucht als die Summe alles Produzierten, 
stößt vorläufig nur auf Zahlen. Viel zu vie-
le Zahlen.� F

Wie viel Wachstum 
verträgt die Welt? 
Diese Frage stellt man 
sich schon, seit der Club 
of Rome 1972 seine 
Studie „Grenzen des 
Wachstums“ publiziert 
hat. Während die Wachs-
tumsdebatte früher 
stark auf die Umwelt 
und Bevölkerungszahlen 
fokussiert war, gerät 
heute oft auch das BIP-
Wachstum in den Blick. 
Wichtige Vertreter in 
Europa sind der deutsche 
Ökonom Niko Paech und 
der Brite Tim Jackson

Ursula Havel leitet 
die Abteilung, die 
in Österreich das 
BIP berechnet

Konrad Pesendor­
fer ist der Chef der 
Statistik Austria 
und Initiator hinter 
dem Bericht „Wie 
geht’s Österreich?“

Tim Jackson: 
Wohlstand ohne 
Wachstum.
Leben und Wirt­
schaften in einer 
endlichen Welt. 
Oekom, 248 S., € 13,40
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5. Ängste
Der Soziologe Heinz Bude im Gespräch über die Abstiegsängste des Mittelstands, 
warum sie berechtigt sind und wo man trotzdem Hoffnung schöpfen kann

Der Publizist Thomas Wagner im Gespräch über die wilden Träume von  
Unsterblichkeit und Weltbeherrschung, welche die Eliten von Silicon Valley träumen
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Der Soziologe 
Heinz Bude 
über das 
neue Dienst-
leistungs-
proletariat, 
die Angst des 
Mittelstands, 
die neue 
Armut und die 
Finanzkrise

F r a g e n :  

P e t e r  H u e m e r

F o t o :  

C h r i s t i a n 

F i sch   e r

„Das neue 
Dienstleistungs-
proletariat hat 
drei Kriterien:  
Es ist weiblich, 
ethnisch heterogen 
und zum Teil 
überqualifiziert“

„Der Neoliberalismus ist   wirklich vorbei“

Der volle Saal der 
Arbeiterkammer 

mit den Diskutan-
ten Peter Huemer 

und Heinz Bude am  
19.11.2014

W
enn jemand unsere Gesell-
schaft erklären kann, dann 
er. Elegant in der Formulie-
rung, exakt in der Diagnose. 

Der Soziologe Heinz Bude sieht die neu-
en Unterschichten, die für die Rechte an-
sprechbar sind; er sieht die reale Abstiegs-
angst der Mittelschicht und die Notwen-
digkeit einer Reform, die weder Staat noch 
Markt allein zustande bringen.

Peter Huemer: Herr Bude, reden wir von 
Ängsten. Es geht um den Kapitalismus 
mit seinen todsicheren Krisen; es geht um 
die Angst vor sozialem Abstieg. Es geht 
um die Zukunft der Kinder. Dazu kommt 
noch Überwachung. Die individuelle 
Angst wäre die des Burnouts. Die globale 
Angst bezieht sich auf das Klima und die 
Globalisierung. Es gibt also ein Bündel 
an Ängsten, die durchaus real sind. Und 
eine Gruppe, die sich zu Recht besonders 
bedroht fühlt. Das sind die Menschen mit 
dem kleinen Wohlstand. Also die, die man 
gemeinhin als Mittelschicht bezeichnet. Die 
haben Anlass, sich Sorgen zu machen.
Heinz Bude: Ganz sicher. Wir haben heute 
in unserer Gesellschaft zwei große Brenn-
punkte sozialer Spaltung. Der eine Brenn-
punk: Neben der Hartz-IV-Problematik, die 
man unter dem Stichwort der Prekarisie-
rung diskutiert, haben wir eine neue Prole-
tarisierung unserer Gesellschaft. Und diese 
Proletarisierung ist nicht mehr die des al-
ten industriellen Proletariats. Wir haben ein 
neues Proletariat in allen unseren Gesell-
schaften des OECD-Raums: das Dienstleis-
tungsproletariat. Das sind Leute, die 40 bis 
50 Stunden in der Woche vollzeitig arbei-
ten. Die haben nach arbeitsrechtlichen Kri-
terien auch kein prekäres Beschäftigungs-
verhältnis, sie haben ein entfristetes Be-
schäftigungsverhältnis, weil es vollzeitig 
ist, aber sie verdienen in Deutschland 800 
bis 1000 Euro dafür. Harte Arbeit, denken 
Sie an die Paketzusteller. Der ganze Zu-
stellungsbereich ist eine wirklich körper-
lich harte und mental anspruchsvolle Ar-
beit. Wenn sie bei einem dieser privaten 
Zusteller beschäftigt sind, müssen sie ihre 
Touren selber zusammenstellen, sie müs-
sen immer dienstleistungsfreundlich sein, 
sie müssen gucken, wie sie in die großen 
Hausanlagen reinkommen. Und dann müs-
sen sie die Teile auch noch in die Stockwer-
ke tragen, denn die Leute wollen nicht nur 
Bücher haben, sondern die wollen sich Kü-
chen- oder Reifenteile liefern lassen. Das 
müssen sie alles hochschleppen. Das ma-
chen sie 15 Jahre, dann schaffen sie das 
nicht mehr. Dann sind Sie durch und krie-
gen eine Abfindung von 8000 Euro. Dieses 
neue Dienstleistungsproletariat hat drei we-
sentliche Kriterien. Das eine Kriterium ist 
im Unterschied zum alten industriellen Pro-
letariat: Das neue Dienstleistungsproleta-
riat hat ein viel weiblicheres Gesicht. Das 
sehen Sie sofort, wenn Sie den Bereich der 
Gebäudereinigung hinzunehmen. Die Ge-

Fortsetzung nächste Seite 



46   F A L T E R     Ö k o n o m i e Ö k o n o m i e     F A L T E R   47

bäudereinigung ist ein sehr großer Bereich 
in unserer Gesellschaft. Zweitens: Es ist, 
anders als das alte Industrieproletariat, ein 
ethnisch heterogenes Proletariat. Drittens 
sind zum Teil Leute drin wie eine ehemali-
ge Staatsanwältin aus Moldawien, die man 
in einer Putzkolonne wiederfindet. 

Und das Interessante ist jetzt, dass die-
ses neue Proletariat, das weiblichere, das 
ethnisch heterogenere und das qualifika-
torisch diffusere Proletariat uns ins Haus 
kommt. Es säubert die Gebäude, sichert die 
Gebäude, ist bei den Diskontern beschäf-
tigt, ist bei der Zustellung beschäftigt und 
es ist bei der Pflege beschäftigt.

Die Allermeisten von Ihnen, die im 
hochbetagten Alter in einen Zustand von 
Pflegebedürftigkeit kommen, werden sich 
nach heutigen Verhältnissen mit diesem 
neuen Dienstleistungsproletariat anfreun-
den müssen. Das ist eine interessante Si-
tuation, da liegt Sprengstoff drin, denn die 
Mitglieder dieses Dienstleistungsproletari-
ats mögen was nicht? Sie mögen die Hartz-
IVler nicht. Weil sie nämlich der Auffas-
sung sind: Das sind Leute, die legen sich 
auf die faule Haut und lassen sich vom 
Staat im Sinne eines leistungslosen Ein-
kommens immer wieder aushalten. Das ist 
deren Überzeugung. In der neuen Unter-
klasse unserer Gesellschaften ist also eine 
Spannung drin zwischen dem Dienstleis-
tungsproletariat und dem wohlfahrtsstaats-
bezogenen Proletariat. Die mögen einander 
überhaupt nicht. 

Das ist deshalb so interessant, weil die-
se Konstellation der Nährboden für alle 
Rechtspopulisten ist. 

Dann haben wir einen zweiten Brenn-
punkt sozialer Spannung. Den würde ich 
nun etwas schärfer bestimmen. Das ist die 
Spaltung zwischen der oberen und der un-
teren Mitte unserer Gesellschaft. Die Mit-
te selber, als ganzer Block gesehen, ist in 
Deutschland und auch in Österreich rela-
tiv kompakt. Die Daten vom Abschmelzen 
der Mittelschicht sind alle nicht sehr valide. 
Da schmilzt nicht viel ab. Das viel Wichti-
gere ist, dass intern, in der Mitte selber, die 
Konstellationen in ähnlicher Weise aufein-
andertreffen wie im unteren Teil der Gesell-
schaft. Warum? Weil heute auch unklarer 
wird, wie sich in der Mitte unserer Gesell-
schaft die einmal erreichte Statusposition 
in der Generationenfolge reproduziert. Das 
sehen Sie schon daran, dass die allermeis-
ten Eltern heute, die so zwischen 50 und 
70 sind – da haben sie auch schon Enkel –, 
bei Umfragen der tiefen Überzeugung sind, 
dass ihre Kinder und Enkel es schlechter 
haben werden als sie selber. Sie sind selber 
der Auffassung, da ist irgendetwas in unse-
rer Mittelklassewelt porös geworden. Man 
kann abstürzen.

Glauben Sie’s?
Bude: Ich glaube es, ja. 

Ich glaube es auch.
Bude: Es ist nämlich etwas ganz Verrücktes 
passiert. Nicht die Herkunft bestimmt, wo 
sie landen, sondern die Karriere bestimmt 
es. Herkunft wird in den mittleren Lagen 
unserer Gesellschaft eine Ressource für in-
dividuelle Karriere. Das ist etwas ganz an-
deres, als wenn Herkunft ein Modell ab-
gibt für was, das man dann mit relativer Si-
cherheit selber wird. Ich habe mir das ein-
mal auf der Ebene der Universalanwälte in 
den größeren Städten in Deutschland an-
geguckt. Sie haben eine ganz bestimmte 
Gruppe von Universalanwälten, also Leu- F
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te mit akademischem Abschluss, die kom-
men auf etwas mehr als auf ein Hartz-IV-
Einkommen. Die kommen gerade durch in 
ihrer selbstständigen Existenz. Wir haben 
vermehrt Apotheker, die pleitegehen. Das 
war in meiner Kindheit ausgeschlossen. Als 
Apotheker konnte man eigentlich machen, 
was man wollte. Selbst die Blödesten konn-
te noch eine zweite Apotheke aufmachen. 
Heute passiert es vermehrt, dass Apotheker 
pleitegehen. Was ich sagen will, ist: Selbst, 
wenn Sie aus einem bildungsstarken El-
ternhaus kommen, selbst dann, wenn Sie 
auf ein gewisses Vermögen aus Ihrem El-
ternhaus zurückgreifen können, ist es über-
haupt nicht sicher, ob Sie in der Linie die-
ser Generation selber wieder so eine kom-
fortable Situation wie die ihrer Eltern fin-
den werden. Und der öffentliche Ausdruck 
dieser Situation ist der Diskurs über Gen-
trifizierung. Einer der großen Empörungs-
diskurse unserer Gesellschaft ist jener der 
Gentrifizierung. Dass man die Mieten nicht 
mehr bezahlen kann, weil die Künstler da-
hin zogen und die Investmentbanker hinter-
herkommen usw. Das ist eigentlich ein Dis-
kurs, der von den ersten Gentrifizierern aus-
geht. Die ersten Gentrifizierer, die – wenn 
Sie so wollen – als kreative Klasse mit we-
nig Geld in die schlechten Bezirke gegangen 
sind und deren Wert so weit nach oben ge-
bracht haben, dass dann irgendwann die In-
vestmentbanker nachkommen, werden jetzt 
von Leuten verdrängt, die genauso von der 
Herkunft nicht anders sind als sie selber. 
Und sie müssen erkennen, dass die einen 
diejenigen sind, die jetzt plötzlich 800.000, 
eine Million Euro für eine Wohnung be-
zahlt haben, die sie noch für 60.000 bekom-
men haben. Und sie merken, sie werden nie 
mehr in deren Lebenslage geraten können. 
Obwohl auch sie studiert haben, auch einen 
akademischen Abschluss haben, auch eine 
bestimmte Aktivität an den Tag gelegt ha-
ben, um die Gesellschaft in gewisser Wei-
se zu verändern – sie finden sich im unte-
ren Teil der Mitte. Sie rutschen nicht ab ins 
Nichts, nein. Aber sie finden sich im unte-
ren Teil der Mitte.

Um jetzt wieder auf den Begriff der Angst 
zurückzukommen: In der McCarthy-Ära 
in den USA wurde Orson Welles gefragt, 
warum so viele Schauspielerinnen und 
Schauspieler aus Angst um ihre Karriere 
umgefallen sind und andere denunziert 
haben. Orson Welles antwortet, am 
Schlimmsten sei es, wenn man den 
Swimming Pool verliert. Das halte 
ich für eine wirklich geniale Antwort. 
Die Angst steigt mit dem Wohlstand. 
Vor allem, wenn es ein relativ neuer 
Wohlstand ist. Bei denen, die wir jetzt 

als Aufsteiger bezeichnen, ist die Angst 
besonders groß, wieder abzustürzen. 
Bude: Da haben Sie Recht, wobei heute der 
Swimming Pool die Kinder sind. Diese Spi-
ralen relativer Degradierung werden heu-
te mit den Kindern ausgemacht. Denken 
Sie sich eine Konstellation: Sie haben zwei 
Kinder, die auf eine gute Schule gehen, Sie 
sind richtig zufrieden. Alles läuft ganz gut. 
Jetzt kommt jemand aus Ihrer Welt zum 
Abendessen und sagt: „Unser Oliver, der 
geht jetzt in eine Schule, die ist wirklich 
wunderbar, die versuchen mathematische 
Bildung mit musischer zu verbinden und 
sie haben auch eine ganz starke ethische 
Orientierung. Das ist wirklich eine Schu-
le!“ Und Sie denken: „Mathematisch, mu-
sisch und ethisch, wie ist denn das bei un-
serer Schule, bei Judith und Justin? Stimmt. 
Ich habe mich nie gefragt, was machen die 
eigentlich im Musikunterricht und wie ist 
der Mathematikunterricht.“ Jetzt fangen Sie 
an zu denken. Sie hören von den Freun-
den beim Abendessen, dass diese Schule 
800 Euro im Monat kostet. Und plötzlich 
fangen Sie an, wirklich innerlich nervös zu 
sein, weil Sie sich fragen: „Sind uns unse-
re Kinder keine 800 Euro im Monat wert? 
Gut, es wären 1600 Euro bei zwei. Aber 
machen wir da nicht etwas falsch? Sind wir 
noch bereit, können wir uns das eigentlich 
leisten?“ Und je länger der Abend ist, sagt 
die andere, die Sie immer mehr hassen: „Ja, 
wir haben uns auch schon überlegt, dass 
die deutschen und die österreichischen Unis 
wirklich sehr schlecht sind; die machen nur 
noch diese komischen Sachen, mit diesen 
neuen Bologna-Studiengängen, das ist ja 
Qualifikation auf Teufel komm raus. Ich 
war jetzt mit meinem Mann in Princeton, 
und da habe ich festgestellt, die lernen erst-
mal gar nichts Spezifisches. Das ist wirk-
lich Humboldt-Erziehung …“ – was übri-
gens stimmt – „… für vier Semester. Nur 
leider Gottes: es kostet 75.000 Doller Stu-
diengebühren im Jahr. Das können wir uns 
auch nicht so leisten. Deshalb bin ich froh, 
dass der Edgar, der Mann, einen reichen Va-
ter hat, der jetzt schon im Testament garan-
tiert hat, dass unser Sohn, der jetzt auf der 
Grundschule mit den 800 Euro ist, dann 
mal in Princeton studieren kann und nicht 
diesen furchtbaren Bologna-Studiengän-
gen ausgesetzt sein muss, die wir auf den 
Universitäten in Deutschland und Frank-
reich haben.“

Das sind die Angstszenarien der deut-
schen und der österreichischen Mittelklas-
se. Das sind die Angstszenarien, die sie in 
München studieren können. Die Familien, 
die Paare sitzen da und fragen sich, kriegt 
der Sohn die gymnasiale Empfehlung oder 
nicht. Das ist in Bayern sehr hart, weil die 
Lehrer festlegen, wohin die Kinder kom-
men. Wenn ich es einmal von mir aus sa-
gen darf: Meine Eltern haben sich für sol-
che Fragen nicht interessiert. Die haben ge-
sagt, wenn es nicht klappt, dann müssen 
wir ihn halt runternehmen vom Gymnasi-
um. Ist ja auch nicht schlecht, wenn er Real-
schule geht. Wenn Realschule nicht klappt, 
macht er einen gescheiten Hauptschulab-
schluss, bringt einen auch nicht um. Diese 
Dinge können Sie heute nicht mehr sagen, 
wenn Sie selber in einer ersten Generati-
on von Bildungsaufsteigern sind. Sind Sie 
Fachabschluss-Zahnarzt geworden, können 
Sie nicht aushalten, dass Ihre Kinder un-
ter Ihrem eigenen Abschluss bleiben. Und 
wenn Sie dann noch durch diesen Swim-
ming-Pool-Effekt merken, dass Sie etwas 
falsch machen oder sich so eine tolle Aus-

bildung für Ihre Kinder nicht leisten kön-
nen, dann werden Sie wirklich mürbe.

Diese Gesellschaft der Angst, die Sie hier be-
schreiben, ist ja im Wesentlichen nicht diese 
Unterschicht-Angst von den Ausgebeuteten, 
sondern wir reden jetzt wieder von der Ge-
neration der 40-Jährigen, die Sie besonders 
interessiert. Die tatsächlich als Ideale in ihrer 
Jugend und später nicht viel anderes als Sta-
tus und Geld kennen gelernt haben. Die eine 
riesige Angst vor dem Scheitern haben. Sie 
bezeichnen sie als die Null-Fehler-Generati-
on, die riesige Angst hat, irgendeinen Fehler 
zu machen. Da habe ich mir wieder gedacht 
– vulgär ausgedrückt, aber Sie werden dem 
widersprechen – Hosenscheißer.
Bude: Da muss ich Ihnen leider widerspre-
chen. Beim Schreiben dieses Buches war 
mir sehr wichtig, dass ich nicht der allwis-
sende Autor bin, der sich über die Angst 
stellen kann. Ich habe versucht, mir einen 
berühmten Österreicher zum Vorbild zu 
nehmen, nämlich die Einführung von Freud 
in die Psychoanalyse. Da habe ich nachge-
schaut, wie hat der das gemacht. Wie hat er 
über etwas geschrieben, wo er immer mit-
kommuniziert, dass er auch zu dem Phä-
nomen dazugehört, das er beschreibt. Er ist 
nicht jemand, der da drübersteht und sagen 
kann, für ihn spielt das keine Rolle. Ich bin 
jemand, der involviert ist, wie meine Leser 
auch involviert sind. 

Wohlgemerkt: Ich konzentriere mich jetzt 
auf die 40-Jährigen, die ich als die nächste 
Führungsgeneration ansehe. Also diejeni-
gen, die jetzt in den etwas besseren Positi-
onen stehen und die im Alter zwischen 40 
und 50 jetzt vor dem letzten Sprung ste-
hen. Die in die Prominenzphase ihres Le-
benszyklus kommen, da kommt man mit 
so 50, 52 hinein. Und was Sie mit 52, 53 
nicht geschafft haben, das schaffen Sie auch 
gar nicht mehr. Das ist der Punkt, der jetzt 
wichtig wird.

Mit welcher Art von Mentalität, mit wel-
cher Haltung (vielleicht ist Haltung das 
bessere Wort) gehen die eigentlich in diese 
Phase rein? Da habe ich etwas sehr Merk-
würdiges festgestellt. Nämlich, wo immer 
ich die aufgesucht habe, hatte ich den Ein-
druck, ich habe es mit einer sehr leistungs-
fähigen, sehr smarten, sehr ironiebegabten 
Generation zu tun, an der eigentlich über-
haupt nichts auszusetzen ist. Das sind gute 
Leute, die mich sofort verstanden haben, 
wenn ich mit ihnen geredet habe. Die so-
fort in der Lage waren, mit meinen Assozi-
ationen mitzuspielen. Alles kein Problem. 
Ich merkte nur – ich sage das jetzt fast lite-
rarisch – eine merkwürdige Anspannung in 
ihrer Art und Weise des Lebensmodells, das 
sie hatten. Diese Anspannung hat mich in-
teressiert. Was ist das für eine Anspannung, 
die da zum Ausdruck kommt? Und beim 
Nachfragen stellt sich heraus, dass charak-
teristisch für diese Generation ist – und das 
relativiert möglicherweise Ihren Punkt et-
was –, dass die so schlau sind, dass sie auch 
wissen, dass wenn man etwa sagt, als Mann 
mache ich jetzt Karriere und alles andere 
wird dem untergeordnet, dass man dann 
in den Kreisen, in denen man sich aufhält, 
eigentlich als ein bisschen blöd dasteht. 
„Also wer jetzt nur Karriere machen will, 
na ja, der hat’s wohl nötig.“ Oder eine Frau, 
die sagt, tragische Wahl, „entweder Power-
frau oder Mutter mit drei Kindern“ – geht 
auch nicht mehr, können sie nicht mehr sa-
gen. Damit kommen Sie in Ihrer Welt nicht 
mehr durch. Sie müssen einen guten Beruf 
und zwei Kinder haben. 

Also wer sagt, es ist eine tragische Wahl, 
entweder Karriere oder Kinder, der findet 
keine Anerkennung mehr in der Welt, in der 
man lebt. Und daraus wächst eine ganz in-
teressante Anspannung. Der Anspruch an 
das Leben, der Anspruch an eine gelingen-
de Form, sein Leben zu gestalten, ist sehr 
viel größer geworden als – Entschuldigung 
– in Ihrer Generation, Herr Huemer. 

Ja.
Bude: Und die unterschiedlichen Dinge, die 
man zusammenbringen muss – wenn Sie al-
leine schon an den Begriff der Work-Life-
Balance denken. Das ist nicht nur eine Be-
freiungs- und eine Selbstbewusstheitsfor-
mel, sondern es ist auch die Formel einer 
neuen Belastung. Man muss nämlich Work/
Life neu zusammenbringen. Man muss eine 
organische Form finden. Jetzt kommt’s! Die 
Lösung dieses Problems besteht für diese 
Generation darin, dass sie sich auf keinen 
Fall durch irgendein Angebot, durch irgend-
eine Lebensstilvariante reinlegen lassen wol-
len. Sie wollen eigentlich immer der Enttäu-
schungsmöglichkeit vorweg sein. Das schien 
mir die Anspannung dieser Existenz zu sein. 
Deshalb null Fehler. Diese Null-Fehler-Lo-
gik ist eine Logik, nie düpiert vor sich selber 
dazustehen; nie die Vorstellung zu haben, 
ich bin auf irgend sowas ganz Blödes rein-
gefallen. Sondern im Grunde ein anspruchs-
volles Leben zu führen. Was allerdings dazu 
führt, dass man im Grunde nur noch in Sze-
narien von möglichem Leben sich verwirrt, 
anstatt – wie es für Ihre Generation viel-
leicht wichtiger gewesen ist – das nun mal 
zu nehmen, wie es gerade kommt.

Es gibt das Buch „Marx, ein toter Hund“, 
das Sie mitherausgegeben haben. Ich 
zitiere jetzt zwei Formulierungen, die 
in den letzten Jahren immer wieder 
gefallen sind, und mich interessiert, ob 
Sie sie auch je verwendet haben oder 
was Sie davon halten. Das eine ist der 
Begriff Casino-Kapitalismus und das 
andere ist die Forderung, die Politik 
muss ihre Gestaltungsmacht über die 
Ökonomie wieder zurückgewinnen. Sagen 
Sie da einfach Ja darauf? Stimmt?
Bude: Das Letzte stimmt. Der Satz, der das 
bekräftigt hat, war der Satz des EZB-Chefs 
Mario Draghi: „Wir tun alles, um den Euro 
zu erhalten, whatever it takes.“ Das war für 
mich ein Satz, der die absolute Autorität 
der Politik bewiesen hat. Denn dieser Satz 
hat dazu geführt, dass sich innerhalb einer 
Dreiviertelstunde die Zinsbedingungen der 
von Zinsen belasteten Ökonomien in Eu-
ropa beruhigt haben. Eine Dreiviertelstun-
de hat es gedauert. Warum konnte Mario 
Draghi diesen Satz sagen? Weil es ein po-

litischer Satz war. Das war kein ökonomi-
scher Satz, der sagt, es gibt bestimmte Be-
dingungen der Entwicklung des Weltmark-
tes, die uns eine positive Aussicht ermög-
lichen auf die Konjunkturentwicklung der 
nächsten Jahre. So ein Satz war es nicht. 
Sondern ein Satz, der sagt: Wir werden alles 
tun, um den Euro zu erhalten, believe me, 
wir werden alles tun. Den Satz hat er na-
türlich in Absprache mit der Bundeskanz-
lerin Deutschlands gesagt, den hat er wahr-
scheinlich in Absprache sogar mit dem ös-
terreichischen Bundeskanzler gesagt, weil 
er diesen Satz nur sagen konnte im Gewicht 
der politischen Regulationsmöglichkeiten, 
die innerhalb der Europäischen Union exis-
tieren. Deshalb bin ich der Meinung, dass 
die Politik in der gegenwärtigen ökonomi-
schen Situation weltwirtschaftlich gesehen 
viel stärker ist, als man immer glaubt. Die 
Politik muss nur wissen, wie sie ihre Stär-
ke intelligent einsetzt. Es hat keinen Sinn, 
à la Peer Steinbrück immer wieder die Mus-
keln spielen zu lassen und dann nichts zu 
tun. Sondern sie müssen es in einer ruhigen 
Gewissheit ihrer klaren Interventionsmög-
lichkeiten tun, und die sind gerade durch 
die Situation, die wir im Augenblick ha-
ben, wichtiger geworden. Und zum Casino-
Kapitalismus: Ich habe seit einigen Jahren 
periodisch immer wieder etwas über Marx 
veröffentlicht und halte Marx für einen der 
wesentlichen Soziologen unserer Zeit. Nur 
den Finanzmarktkapitalismus, den kann er 
uns nicht erklären. 

[Zwischenruf aus Publikum: Falsch!]

Bude: Das glauben viele Leute. Ich glaube 
nicht, dass er das kann. Es gibt einen Ös-
terreicher, der das viel besser erklären kann. 
Er heißt Joseph Schumpeter. Schumpeter 
kann uns viel besser deutlich machen, was 
passiert ist. Wie es zu dieser Merkwürdig-
keit kam, dass plötzlich in enormem Maße 
Geld vernichtet worden ist und die Lösung 
dieses Problems im Satz von Mario Draghi 
besteht. Die Marxisten sagen, wir haben zu 
viel Geld, deswegen haben wir 2008 dieses 
Problem gekriegt. Mario Draghi sagt, wir 
müssen noch mehr Geld haben, damit wir 
dieses Problem lösen können. Die Krise des 
vielen Geldes wird also durch noch mehr 
Geld gelöst. Das kann uns Marx nicht er-
klären. Das kann uns aber Joseph Schum-
peter erklären. 

Ich will auf Marx zurückkommen. Auf 
Ihren Beitrag in dem Buch. Ich zitiere: „Mit 
Marx kann es einem wie Schuppen von den 
Augen fallen, dass wir uns genau in so einer 
Situation befinden. Der Zusammenbruch 
des Kreditsystems infolge der Subprime 
Crisis, die Produktionseinschränkung 
durch Kurzarbeit, die um sich greifende 
Vertrauenskrise in Bezug auf den 
Kapitalismus insgesamt sind mit 
Händen zu greifen. Man sieht ein Ende 
ohne Anfang, d.h. man erkennt, wie der 
systemische Kollaps eines selbstreferenziell 
operierenden, globalen Finanzmarkts 
durch eine massive Intervention des 
Staates gerade noch abgewendet worden 
ist, ohne dass jedoch eine Alternative zur 
kapitalistischen Wirtschaftsweise, die uns 
dahin gebracht hat, sichtbar würde.“ Jetzt 
habe ich eine Frage dazu. Ganz knapp 
gefasst heißt das: Die Banken haben 
Milliarden Verluste produziert; der Staat 
ist gekommen, hat mit unendlich viel Geld 
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„Selbst die 
blödesten 
Apotheker konnten 
früher noch eine 
zweite Apotheke 
aufmachen. Heute 
gehen Apotheker 
vermehrt pleite“

„Mario Draghis 
Satz ‚Wir tun alles, 
um den Euro zu ret-
ten‘, hat bewiesen, 
dass Politik viel 
stärker ist, als man 
gemeinhin glaubt“

Zur Person

Heinz Bude, geboren 
1954, Soziologe, ist 
am Hamburger Institut 
für Sozialforschung 
tätig und Professor für 
Makrosoziologie an 
der Universität Kassel. 
Seine Arbeitsschwer-
punkte sind Armuts-, 
Exklusions- und 
Bildungsforschung. – 
Im Falter hieß es nach 
dem Stadtgespräch 
über ihn: „,Wirkungs-
mächtig‘ ist ein 
Attribut, das man gern 
mit dem Soziologen 
Heinz Bude verbindet. 
Wer ihm beim Reden 
zuhörte, verstand, wa-
rum. Bude ist der rare 
Fall eines Soziologen, 
der Geist mit Charme 
kombiniert und zudem 
sein Publikum mit dem 
Äußeren eines Dandys 
erfreut“

Bude: „Ich habe 
mir Freud zum 
Vorbild genom-
men. Wie schreibt 
er über etwas, 
zu dem er selbst 
gehört?“

Bude: „Es tut  
mir leid, nicht  
Karl Marx, 
sondern Josef 
Schumpeter 
erklärt uns die 
Finanzkrise!“
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die Banken gerettet, und daraufhin erklären 
uns die Banken und ihre Schreiberlinge, der 
Staat muss endlich sein Defizit abbauen, 
das er gekriegt hat durch die Verschuldung, 
dadurch, dass er die Banken rettete. Der 
Staat muss endlich sein Defizit abbauen und 
der Staat muss endlich beginnen zu sparen. 
Und das ist so simpel, wie es dreist ist. Und 
ich habe mich manchmal gefragt, warum 
ist das für so viele Menschen vermittelbar, 
wo es doch ganz offensichtlich ist, dass es 
schlicht und einfach eine Frechheit ist.
Bude: Die Wahrheit liegt in der Mitte, muss 
ich Ihnen leider sagen. Erstens: Das Pro-
blem ist in der Tat, wie kann es eigent-
lich sein, dass aus Geld Geld wird, ohne 
dass man den Umweg über einen Waren-
prozess machen muss. Bei Marx ist die be-
rühmte Formel, dass es G-W-G’ ist. Geld, 
Ware, mehr Geld. Die interessante Logik 
des Finanzmarktkapitalismus ist nicht G-
W-G’, sondern G-G’. Ohne dass irgendein 
W dazwischen ist. Man muss verstehen, wie 
das funktioniert. Das können Sie sich ganz 
schnell klar machen. Wenn Sie Ihre 100.000 
Euro Ersparnis auf die Bank tragen, sind in 
dem Moment, wo sie das Geld abgeben, die-
se 100.000 Euro weg. Sie kriegen einen Zet-
tel, wo draufsteht, dass Sie 100.000 Euro 
eingezahlt haben, aber die 100.000 Euro 
sind weg. Die gibt’s auch nicht mehr bei 
der Bank. Sobald Sie die Bank verlassen ha-
ben – „ich will’s noch mal wieder haben!“ 
– „Jetzt sind sie weg“. 

Alle Ersparnisse, die Sie auf irgendwel-
chen Banken haben, sind nur Zettel, auf de-
nen stehen irgendwelche Zahlen. Das Geld, 
das Sie auf die Banken getragen haben, gibt 
es nicht mehr. Es gibt keine Bank der Welt, 
die dieses Geld hätte, das Sie dahin getra-
gen haben. Warum nicht? Weil die Banken 
Ihr Guthaben in ein Gläubigerelement ver-
wandeln. Nämlich in eine Schuld von ande-
ren verwandeln. Was Sie auf die Bank ge-
bracht haben, ist bei jemand anderem ein 
Rückzahlungsversprechen. Wenn dieses 
Rückzahlungsversprechen nicht eingehal-
ten werden kann, wie etwa bei der Subprime 
Crisis, dann ist Ihr Geld weg. Und es gibt 
überhaupt keine Möglichkeit, es wiederzu-
kriegen. Es ist nur eine Bilanznotierung, 
die Sie haben. Ihre 100.000 Euro sind nur 
ein Zettel, wo das draufsteht, sonst nichts. 
Banken in unserem kapitalistischen Sys-
tem müssen notwendigerweise Schulden 
machen, das geht gar nicht anders, weil die 
Schulden nur die andere Seite des Vermö-
gens sind. Es gibt keine Bank, die nicht in 
einem immensen Ausmaß Schulden macht. 
Sonst wäre es keine Bank. 

Wenn Sie die Einlagenzwänge für Ban-
ken erhöhen, dann erhöhen Sie die viel-
leicht von zwei auf drei oder vier Prozent. 
Für die restlichen 95 Prozent gilt das über-
haupt nicht. Es gibt nichts anderes – und 
das war die zentrale Einsicht von Schum-
peter – als ein System von Gläubiger- und 
Schuldnerversprechen auf der Welt. Das ist 
der internationale Finanzmarkt, ein System 
von Gläubiger- und Schuldnerversprechen. 
Und das Problem ist jetzt: Gibt es Stockun-
gen in diesem System, kann das System ins-
gesamt kollabieren. Dann sind Ihre ganzen 
Renten und alles weg. Zum Glück haben 
wir ein umlagenfinanziertes Rentensystem, 
auch in Österreich. Das ist schon ganz gut. 
Das hilft. Wäre es kreditfinanziert, wäre es 
nicht so gut. Und jetzt taucht das Problem 
auf: Kann es ein politisches Interesse sein, 

„Man kann die 
Banken nicht pleite 
gehen lassen. 
Man kann ihren 
Vorstandsvorsit-
zenden Millionen 
wegnehmen, aber 
das ändert nichts. 
Man muss Banken 
politisch retten“

„Man muss 
politisch die Dinge 
so einrichten, dass 
von Zeit zu Zeit die 
großen Vermögen 

wieder gekappt 
werden“
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Huemer: „Glauben 
Sie, dass Sie ab-

stürzen könnten? 
Ich glaub’s“.

Bude: „Ich auch.“
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dieses System kollabieren zu lassen? Mei-
ne Antwort ist: Nein. Es kann – für mich 
– kein politisches Interesse sein, dass man 
auch Banken, die da was falsch gemacht 
haben, dadurch bestraft, dass man sie kol-
labieren lässt. Sie können irgendwelchen 
Vorstandsvorsitzenden ihre 30 oder 50 oder 
meinetwegen 100 Millionen Euro wieder 
wegnehmen – das ändert aber an den Ne-
gativbilanzen der Banken nichts. Da kön-
nen Sie nichts mit aufwiegen. Sie können 
das nicht durch Strafaktionen richtig ma-
chen. Das geht gar nicht. Sondern Sie müs-
sen diese Banken politisch retten. 

Nicht jede.
Bude: Das ist eine interessante Frage. Wel-
che nicht? Aber das System als System 
müssen Sie politisch retten.

Ich will es jetzt ein bisschen weniger 
finanztechnisch haben. Jeder Armutsbericht 
sagt Jahr für Jahr dasselbe: Die Schere 
zwischen Arm und Reich geht weiter 
auseinander. Ich habe im Spiegel jetzt vor 
kurzem gefunden: Das Privatvermögen 
weltweit sei von 2000 bis 2014 um 
146 Billionen Dollar gewachsen, die 
Weltwirtschaftsleistung sei zur selben 
Zeit um 45 Billionen Dollar gewachsen. 
Also nicht einmal um ein Drittel dessen, 
wie das Privatvermögen gewachsen ist. 
Da gibt es eine sehr dünne Schicht, die 
unglaublich abräumt. Im Standard lese 
ich als Aufmacher: „Inflation für Ärmere 
um ein Viertel höher als für Reiche“. Das 
hat man jetzt endlich differenziert. Und 
es ist auch völlig klar, weil die dummen 
Armen sich nicht ständig Kaschmirpullover 
kaufen und riesige Flatscreens, sondern 
ihr Geld für Wohnen und Essen ausgeben. 
Wohnen und Essen steigt unvergleichlich 
mehr als Kaschmirpullover. Damit geht 
die Schere noch mehr auseinander. Kann 
dieses absolute Ungleichgewicht nicht 
letztlich eine Demokratie gefährden?
Bude: Jetzt bin ich froh, dass wir einen 
Punkt haben, wo wir uns einig sind. Da 
sind wir uns völlig einig. Da gibt es einen 
sehr berühmten Satz eines neben Schum-
peter von mir sehr verehrten Ökonomen, 
nämlich von John Maynard Keynes. Der 
sagt: Kapitalistische Systeme brauchen die 
periodische Euthanasie des Rentiers, also 
des Geldvermögenbesitzers. Man muss 
politisch die Dinge so einrichten, dass die 
großen Vermögen durch bestimmte Mecha-
nismen, die man sich gut überlegt, immer 
wieder gekappt werden. Periodisch gekappt 
werden. Die Idee bei Keynes ist eine, die 
Thomas Piketty nochmals deutlich hervor-
gehoben hat: Des Rentiers Interesse – näm-
lich das Naturrecht auf günstige Verzinsung 
– tut kapitalistischen Systemen nicht gut, 
hat Keynes gesagt. Warum? Weil der Geld-
einsatz das Interessanteste wird und nicht 
der Versuch, wie der Geldeinsatz in einen 
produktiven ökonomischen Einsatz umge-
münzt werden kann. Das wird auch die für 
unsere Zukunft interessante Frage sein: Wie 
können die Geldvermögen in Investivver-
mögen verwandelt werden? Das ist das ei-
gentliche ökonomisch-politische Geschäft. 
Und das Zweite – ich gebe Ihnen absolut 
Recht: Es gibt eine Front der Reichen die-
ser Welt, die machen massiven Druck auf 
die Regierungen dieser Welt, weil sie mit 
bestimmten Arten von – wie sagt man das 
heute? – epistemischen Gemeinschaften 
versuchen, sozusagen ein Wissen in das po-
litische System zu träufeln, wo sie im Grun-
de ihre eigenen Kapitalverwertungsinteres-

sen zu stabilisieren versuchen. Das ist die 
ganze Steuerpolitik, das ist ein großes The-
ma davon. Da gibt es wirklich eine Notwen-
digkeit einer anderen politischen Aufstel-
lung. Wenn man die Dinge so sieht – mei-
ner Meinung nach – gibt es wirklich einen 
politischen Ansatzpunkt, etwas zu machen. 
Aber bitte. Ich will Ihnen keine falschen 
Hoffnungen machen. Ich sage nicht, wir 
können den Kapitalismus abschaffen. Ich 
sage nicht, wir können all das Geld, das 
bei den Reichen ist, wieder zu den Armen 
transferieren. Das sage ich nicht. 

Sie sind in einem Haus der 
Sozialdemokratie! Da will niemand 
den Kapitalismus abschaffen!
Bude: Dann bin ich ja beruhigt! Das, glaube 
ich, ist meiner Ansicht nach eine intelligen-
te, aber auch sichere Art, Politik zu betrei-
ben. Wenn man genau weiß, was nötig ist 
zu tun. Man muss es ja vielleicht nicht al-
len gleich erzählen, was man tun will. Aber 
man muss eine klare Vorstellung über die-
ses ökonomische Geflecht haben, mit dem 
wir es zu tun haben. 

Weil Sie das angesprochen haben: Die 
Kategorien der relativen Armut, die immer 
wieder in der Öffentlichkeit herumgereicht 
werden, v.a. das Argument der Armutsrisi-
koquoten – das ist ein Argument, das wir 
auch in Deutschland haben –, verdeckt ein 
Grundproblem, das ich im Augenblick für 
sozialwissenschaftlich besonders wichtig 
und herausfordernd halte. Nämlich das Be-
mühen, Kategorien absoluter Armut zu ent-
wickeln. Absolute Armut kann heißen, dass 
man sich überlegt: Gibt es Haushalte in un-
serer Gesellschaft, die Angst vor einem kal-
ten Winter haben müssen, weil sie sich die 
Heizung nicht mehr leisten können? Kolle-
gen von mir haben so etwas in Großbritan-
nien gemacht und sind zu dem wirklich be-
merkenswerten Ergebnis gekommen, dass 
ein Viertel der britischen Haushalte nach 
diesem Kriterium absoluter Armut als ab-
solut arm anzusehen ist. Sie müssen Angst 
vor den Voraussagen über die Strenge des 
Winters haben. Weil sie in der Haushalts-
ökonomie nicht die Ressourcen haben, um 
dann eine warme Stube haben zu können. 
Das ist eine Kategorie absoluter Armut, die 
nichts mit relativen Armutskategorien zu 
tun hat. Ich kann mir keine Politik vorstel-
len, die dies nun irgendwie noch wegzuwi-
schen sucht in der notwendigen Bedeutung 
von Ungleichheit in irgendwelchen moder-
nen Gesellschaften. 

Reden wir über die Ausgeschlossenen, 
wie der Titel Ihres Buches lautet. Ein 
Pfarrer hat zu Ihnen gesagt, 30 Prozent 
meiner Leute gehören nicht mehr dazu. 
Sie haben sich mit jenen Menschen 
befasst, die nicht mehr dazugehören, 
die nicht mehr erreichbar sind, die nicht 
mehr integrierbar erscheinen. Und wenn 
sie überhaupt noch erreichbar sind, 
dann im ehesten durch eine Politik der 
Hetze und eine Politik des Hasses. 
Bude: Das ist in der Tat so. Ich habe mir da-
rüber Gedanken gemacht und bin zu dem 
Ergebnis gekommen: Warum sollten wir 
nicht wieder einmal über Paternalismus 
reden? Seit 20 Jahren hören wir: Das Al-
lerschlimmste ist paternalistische Politik. 
Wollen wir nicht. In den USA, im Kon-
text der Administration von Obama, ist 
ein interessantes Theorieprogramm ent-
standen. Die nennen sich libertäre Pater-
nalisten. Sie sagen, dass es auch Aufgabe 
der Politik ist, Leute zu verleiten, etwas zu 

tun, was sie aus eigenem Antrieb vielleicht 
nicht tun würden. Das einfachste Beispiel: 
Wenn Sie nicht ausdrücklich erklärt haben, 
dass Sie gegen Organentnahme bei Unfall-
tod sind, dann werden Ihnen Organe ent-
nommen. Da müssen Sie also sehr streng 
dagegen sein. Das wäre eine paternalisti-
sche Logik. Ich glaube nicht, dass wir in 
modernen Gesellschaften nur damit aus-
kommen, nur ein liberales Bild der Gesell-
schaft zu vermitteln, in der jeder das Leben 
nach seinen eigenen Präferenzen führt und 
am Ende selbst dafür verantwortlich ist. Ich 
bin zwar persönlich dieser Auffassung. Ich 
glaube, jeder sollte für sein Leben verant-
wortlich sein. Aber: Es gibt unter den Aus-
geschlossenen relativ viele, die gerne doch 
auch mal jemandem zuhören würden, ei-
ner Adresse des Kümmerns. Eine Adresse 
des Kümmerns zu sein, wäre eine vorneh-
me Aufgabe für Politik, ohne dass sie das – 
und das ist jetzt die Gefahr – autoritär aus-
zunutzt. Die Kümmerer haben oft autoritäre 
Neigungen. Denken wir an den Perónismus, 
wir kennen viele Varianten des autoritären 
Kümmerns bis hin zum autoritären Wohl-
fahrtsstaat. Aber wie kann man eine Hal-
tung liberalen Kümmerns einnehmen? Also 
eines, der bereit ist, eine Adresse liberalen 
Kümmerns zu sein, aber auch weiß, dass er 
über die Köpfe der Leute hinweg am Ende 
nichts machen darf. Das scheint mir heute 
eine große Aufgabe für Politik. 

Manche behaupten, der Wohlfahrtsstaat 
sei ein Ergebnis des Wirtschaftswunders 
– was historisch zweifellos richtig 
ist –, mit dem Zusatz, er funktioniert 
nur, wenn es ein Wunder gibt. 
Bude: Das stimmt nicht. Und es stimmt 
auch nicht, dass der Wohlfahrtsstaat ein 
Ergebnis des Wirtschaftswunders ist. Der 
Wohlfahrtsstaat ist ein Ergebnis des Krie-
ges. Er ist entstanden aus der Idee einer 
kollektiven Kriegsbetroffenheit. Und von 
der Vorstellung kollektiver Kriegsbetroffen-
heit ist die Idee einer Verantwortung für alle 
entstanden. Lastenausgleichslogiken waren 
immer Kriegsbewältigungslogiken. Es ist in 
der Tat ein Problem, dass wir solche Ar-
ten von gesellschaftlichen Großereignissen 
– ich sage das mal sehr zurückgenommen 
– nicht mehr haben, die eine solche Idee 
von Kollektivverantwortung und über sozia-
le Ungleichslagen hinweg aussprechen kön-
nen. Die Aufbauverpflichtung und die Aus-
gleichsverpflichtung jener Generationen, die 
das Nachkriegswunder, auch das Nach-
kriegswohlstandswunder und Nachkriegs-
wohlfahrtswunder zusammengebracht ha-
ben, war der Kitt insbesondere der europä-
ischen Gesellschaften über eine lange, lan-
ge Nachkriegszeit. 

Für unsere 40-Jährigen gilt das alles 
nicht mehr. Vielleicht ist das für die Ge-
schichte der Angst sehr wichtig: Es sterben 
die Generationen aus, die das Gefühl ha-
ben, dass das Schlimmste, was ihnen pas-
sieren konnte, hinter ihnen liegt. Das waren 
in Mitteleuropa der Weltkrieg und der Völ-
kermord. Schlimmer konnte es nicht mehr 
kommen. Heute, ab Jahrgang 1964, wissen 
wir, wenn es etwas Schlimmes auf der Welt 
gibt, dann liegt es vor uns und nicht hin-
ter uns. Das ist in der Logik der Angst der 
Nachkriegsgeschichte – ich meine jetzt der 
kollektiven Ängste – ein außerordentlich 
wichtiges Faktum, was die Frage der nicht 
normativen, sondern der affektiven Elemen-
te von Politik, auch von verpflichtender Po-
litik, meiner Ansicht nach auf eine ganz 
neue Stufe stellt. 

„Warum sollen 
wir nicht wieder 
einmal über 
Paternalismus 
reden? Sich um 
Leute auf liberale 
Weise zu kümmern 
scheint mir eine 
große Aufgabe für 
Politik“
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Die Wohltätigkeit im bürgerlichen 
Selbstverständnis kann auch etwas 
ziemlich Arges sein. Nicht so arg 
wie Geldgier, aber doch arg.
Bude: Das ist richtig. Es gibt eigentlich im-
mer drei Bürgertümer. Das Wirtschafts-
bürgertum, den Bourgeois; das politische 
Bürgertum, den Citoyen. Und dann haben 
wir in Deutschland und Österreich das Bil-
dungsbürgertum. In Frankreich und Groß-
britannien wissen sie nicht so genau, was 
ein Bildungsbürger ist. Wir wissen das aber 
ganz genau. Bildungsbürger haben so eine 
gewisse Wirtschaftsfremdheit und finden 
im Zweifelsfall Gesamtausgaben wichti-
ger als Informationen über die Entwick-
lung der Aktienmärkte. „Ach, diese Leu-
te, die sich immer mit Aktienmärkten be-
schäftigen, sollen sich lieber mal mit den 
Tagebüchern Kafkas beschäftigen!“ Das ist 
Bildungsbürgertum. Bürger werden im-
mer rabiat, wenn sie merken, dass eine 
bestimmte Reproduktionsvoraussetzung 
in ihrer Lebensstilvorstellung fehlt. Also 
wenn sie aus der Wohnung rausmüssen, 
wo die Bibliothek untergebracht war, weil 
sie sich die Miete nicht mehr leisten kön-
nen. Die DDR hatte auch eine bildungs-
bürgerliche Schicht und viele dieser Kolle-
gen, die plötzlich in kleinere Wohnungen 
mussten, als die DDR unterging, haben of-
fenen Hass auf den Kapitalismus entwi-
ckelt. Ich konnte das nachvollziehen, aber 
das war ein hilfloser Hass. Da ist mir klar-
geworden: Wenn eine bestimmte materielle 
Bedingung bei den Bildungsbürgern unklar 
wird, dann können die auch ganz schön un-
angenehm werden.

Das Bürgertum ist eine fein ziselierte 
Sozialformation, aber sie ist auch in sich 
außerordentlich prekär. Das ist die Dop-
pelheit der Bürgerlichkeit in Gesellschaf-
ten unserer Art heute. Und ein interessantes 
Thema in dieser ganzen Frage heute ist das 
Freihandelsabkommen. Das Freihandelsab-
kommen, das im Augenblick zwischen der 
EU und den Vereinigten Staaten ausgehan-

delt wird, bringt eine Menge bürgerlicher 
Empörung hervor. Kultur soll plötzlich zur 
Handelsware werden und die Buchpreis-
bindung soll abgeschafft werden? „Nee! Da 
gehen wir aber mit den Franzosen und sa-
gen, jetzt ist mal eine Grenze erreicht!“ Da-
rin finden wir wieder eine Artikulation des 
Bürgerlichen, die nicht nur die Kaschmir-
jacke betrifft, sondern immerhin auch die 
Buchpreisbindung.

Ja! Die Franzosen haben den 
europäischen Film gerettet. Wenn die 
Franzosen sich nicht schon längst auf 
die Schiene gelegt hätten, dann wäre 
der europäische von den Hollywood-
Blockbustern erledigt worden. Der 
europäische Film hätte null Marktchancen 
in Europa, wenn die Franzosen nicht 
diesen Kampf geführt hätten.
Bude: Haben Sie sicher Recht. Aber die Sub-
ventionslogik des europäischen Fernsehens 
beispielsweise hat keine dieser wunderba-
ren HBO-Serien hervorgebracht, die ich mit 
großer Liebe gucke. Das ist alles in einem 
harten Kapitalismus entstanden. Also ich 
bin da ein bisschen zwiespältig.

Die großen Themen können nur dort 
gespielt werden, wo die Macht ist. Die 
Machtlosigkeit von Europa, die sich Europa 
in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
selber zugefügt hat, spiegelt sich im 
europäischen Film. Da kann es grandiose 
Filme geben, aber die großen Themen, die 
die Welt bewegen, die haben wir nicht. 
Bude: Ich glaube, dass Sie Recht haben. Wo-
bei ich hoffe, dass sich etwas ändert. Die 
interessanteste Fernsehserie jetzt zu die-
sen ganzen Fragen, die ich gesehen habe, 
war eine dänische Serie: „Borgen“. Das ist 
die tollste Serie zu der Frage des politi-
schen Spiels, die ich kenne. Meiner Ansicht 
nach viel besser als „House of Cards“. Wir 
sollten ein bisschen selbstbewusster sein in 
Europa, weil wir ja auch wissen, dass die 
USA nicht mehr die USA unserer Kind-

heit und Jugend sind. Sondern die USA 
sind in sehr, sehr schwierigen Verhältnis-
sen. Der konservative amerikanische So-
ziologe Charles Murray hat vor zwei Jah-
ren das Buch „Coming Apart“ geschrieben. 
Es handelt vom weißen Amerika des White 
Trash. Eine Welt von richtigen Amerikanern 
ohne family values; they believe in nothing 
and they do nothing. Das hat ihm, einem 
Konservativen, das Herz gebrochen, und er 
beschreibt uns eine amerikanische Gesell-
schaft, die nicht in der Lage ist, irgendet-
was daran zu ändern.

Zum Schluss: Wo ist das Tröstliche? 
Bude: Sagen wir es mal so: Ich glaube, dass 
der Neoliberalismus wirklich vorbei ist. 
Ich glaube nicht, dass irgendein ernsthaf-
ter Mensch glaubt, dass die Märkte alles 
richten werden. Dieser Glaube ist dahin. 
Es glaubt aber auch nicht wirklich jemand, 
dass der Staat alles richten wird. Und das 
ist eine außerordentlich interessante Situ-
ation. Wir wissen ernsthaft, dass es Markt-
versagen gibt, was furchtbar ist. Wir wissen 
aber auch, dass es Staatsversagen gibt, was 
furchtbar ist. Diese eigentümliche ideologi-
sche Pattsituation bringt mich dazu zu sa-
gen: Eigentlich ist es doch eine Situation, 
um noch einmal neu zu denken. Sharing 
economies sind ein großes Thema. 

Nicht jeder Harvard-Absolvent will jetzt 
mehr in eine Investmentbank. Man hat wie-
der Interesse an Wissenschaft. Da ist etwas 
ganz interessant. Es ist eine Phase des Ex-
perimentalismus und nicht einer ideologi-
schen Vorentschiedenheit. Und wenn Sie ei-
nen Hoffnungsschimmer suchen, dann ist 
es der Hoffnungsschimmer dieser experi-
mentellen Phase, in der wir im Augenblick 
leben; die nicht nur angenehm ist, weil wir 
plötzlich auf Dinge verzichten müssen, die 
wir als Grundlage immer für richtig gehal-
ten haben. Die aber auch eine Kraft enthält, 
die möglicherweise jedenfalls einen Bestand 
schaffen kann, der wieder für 20 oder 30 
Jahre hält. Davon bin ich überzeugt.� F

„Nicht jeder 
Harvard-Absolvent 
will heutzutage in 
eine Investment-
bank. Man hat 
wieder Interesse an 
Wissenschaft“

Die Auszüge aus 
dem Gespräch 
zwischen Heinz Bude 
und Peter Huemer 
am 19.11.2014 in 
der AK Wien wurden 
transkribiert von Maria 
Motter und redigiert 
von A.T.Heinz Bude: 

Gesellschaft der 
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Bücher von  
Heinz Bude
(Auswahl)

Heinz Bude: 
Bildungspanik, 
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Der Soziologe 
und Publizist 
Thomas 
Wagner über 
Ideen wie 
Singularität 
und Trans-
humanismus, 
die unsere 
Welt 
verändern

Zur Person

Thomas Wagner, 
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„Im Silicon Valley 
hat sich das  
Singularitäts-
denken zu einer 
Art unternehme-
rischem Leitbild 
entwickelt,  
erzählt der 
Springer-Vorstand 
Christoph Keese“

Silicon Valley und der Mensch   als Auslaufmodell

Peter Huemer und 
Thomas Wagner 
beim Stadtge-
spräch in der 
Arbeiterkammer 
am 1.10.2015) 

S
ingularität bezeichnet die Idee, dass 
Menschen durch Maschinenintelli-
genz zu gottähnlichen Wesen mu-
tieren, also transhumanistisch wer-

den. In einem kurzen Referat vor dem Ge-
spräch sagte Thomas Wagner unter ande-
rem: „,Innerhalb jener winzigen Elite der 
Milliardäre, welche die Cloud-Computer 
betreibt, herrscht der laute, zuversichtli-
che Glaube, dass die Technologie sie eines 
Tages unsterblich machen wird.‘ Das sag-
te der Software-Entwickler Jaron Lanier in 
seiner Dankesrede zur Verleihung des Frie-
denspreises des Deutschen Buchhandels am 
12. Oktober 2014. Im Silicon Valley habe 
sich das Singularitätsdenken zu einer Art 
unternehmerischem Leitbild entwickelt, 
meint der Vizepräsident des Axel-Sprin-
ger-Konzerns Christoph Keese. Wer die 
Investitionsentscheidung von Google und 
anderen Großkonzernen verstehen wolle, 
tue gut daran, sich damit zu befassen. Das 
trifft auch auf Investitionsstrategien der Ri-
sikokapitalgeber zu. So haben im Silicon 
Valley fast nur noch solche Geschäftside-
en eine Finanzierungschance, für die Aus-
sicht auf ein weltweites explosives Wachs-
tum und eine Bewertung in Milliardenhö-
he  besteht. Wenn der Venture-Kapitalist 
eine Milliarde in zehn Start-ups investiert 
– habe ich mir von Keese erklären lassen 
–, gehen davon allein 900 Millionen durch 
die statistisch erwartbaren Fehlschläge ver-
loren. Mit den verbliebenen 100 Millionen 
müssten dann in zehn Jahren zwei Milli-
arden verdient werden, um die angestrebte 
Verdoppelung des ursprünglich eingesetz-
ten Kapitals zu ermöglichen. Da ein einzel-
ner Fonds aber niemals die ganze Firma be-
sitzt, sondern vielleicht 20 Prozent, müs-
sen diese 20 Prozent zwei Milliarden ab-
werfen. Also muss die Bewertung von 100 
Prozent der Firma zehn Milliarden betra-
gen. Nicht wer beispielsweise das Banken-
wesen durch eine technische Idee verbessern 
will, erhält das Geld, sondern derjenige, der 
vorschlägt, wie man das komplette Filial-
netz auf der ganzen Welt mittels einer In-
ternetplattform zerstört. In der Branchen-
sprache heißt das ,Disruption‘ und ,Shoo-
ting for the moon‘. In einem Milieu, das 
diese besondere Form von Größenwahn  – 
so Keese – kultiviert, fällt die Singularitäts-
idee auf fruchtbaren Boden.“

Peter Huemer: Ich sehe im 
Transhumanismus zwei Varianten 
möglicher Entwicklung. Die eine setzt auf 
die allmähliche Umformung des Menschen 
durch Biologie, Gentechnik, möglicherweise 
elektronische Implantate. Allmählich kommt 
es zu dieser transhumanen Umformung in 
ein Mensch-Maschine-Wesen. Die andere 
Variante ist, was man in der Literatur als 
Cyborg bezeichnet, also dass die Maschine 
selbstständig– mehr oder minder ohne 
menschliche Anteile – also ein Roboter 
ist. Welche der beiden Varianten ist von 
den Protagonisten jetzt angedacht? 
Thomas Wagner: Es werden beide Varianten 
angedacht. Zudem verschiedene Mischungs-
verhältnisse von beiden und auch noch eine 
dritte Variante, nämlich die der Menschen-
zucht, der Verbesserung des biologischen 
Menschenmaterials, um mit den Maschi-

Befürworter dieser Entwicklung.
Wagner: Ihr Lösungsweg ist eben der einer 
rechtzeitigen Verschmelzung, also der Cy-
borgisierung unserer Welt. 

Müssen wir uns da alle individuell fit 
machen dafür? Das wird wohl nur für 
eine Elite gehen. Der Rest bleibt übrig. 
Wagner: In gewisser Weise machen wir uns 
schon fit, indem wir ein Smartphone be-
sitzen und uns daran gewöhnen, Tag und 
Nacht mit diesem Ding in Konversation zu 
treten; indem wir unsere geistigen Möglich-
keiten eben auch organisch mit den Com-
putern vernetzen. Gehirnverstärkung, Ge-
hirnerweiterung; durch den Austausch von 
zerfallsgefährdetem biologischem Materi-
al durch robusteres Material leiten wir eine 
Art Übergangsphase ein und lernen mit den 
Maschinen, uns vorzubereiten auf den Zeit-
punkt, wo wir unseren Geist in die Maschi-
ne hineingeben und als biologische Wesen 
gar nicht mehr existieren. Dann würde eben 
eintreten, was Hans Moravec, der Direk-
tor des Robotic Institutes an der Carnegie 
Mellon University in den USA, 1996 pro-
gnostizierte: Wenn wir den Fortschritt in 
der Computertechnologie in Betracht zie-
hen, müssten wir eigentlich in drei, vier 
Jahrzehnten so weit sein, Roboter zu ha-
ben, die uns geistig ebenbürtig sind. Un-
sere Kinder wären dann nicht mehr unsere 
biologischen Kinder, sondern irgendwelche 
Datenwolken, die durch das Weltall glei-
ten. Das wäre ein sanftes Einschläfern der 
gesamten Menschheit. Nicht so brutal und 
schmerzhaft wie Kopf-Abhacken. Aber eine 
Vision, vorgetragen von smarten Software-
Milliardären, die mir letztendlich gefährli-
cher scheint als das, was wir im Moment 
über den Islamischen Staat erfahren. 

Im Silicon Valley verstehen sie sich 
ganz eindeutig als Menschenfreunde 
– das entnehme ich nicht nur Ihrem 
Buch. Sie wollen die Welt verbessern, 
sie wollen sie vollkommener machen. 
Die Frage ist, wieweit kann man ihnen 
dieses Selbstverständnis glauben. Es 
geht ja auch um irrsinnig viel Geld. 
Wagner: Ich glaube denen im Prinzip alles, 
was sie sagen. Es gibt ja auch ganz offe-
ne Manifeste oder Darlegungen dieser Vor-
stellungen. Es gibt einen Risikokapitalge-
ber deutscher Herkunft, Peter Thiel. Er hat 
ein Buch veröffentlicht, „Zero to One“, wo 
er die Vorstellung zurückweist, dass so et-
was wie Wettbewerb im Wirtschaftsleben 
irgendeinen Sinn machen würde. Das sei 
allenfalls kurzfristig sinnvoll, nämlich so 
lange, bis sich endlich ein Monopol heraus-
gebildet hat – wie jenes von Google –, das 
in der Lage ist, mit der enormen ökonomi-
schen Potenz eben den Fortschritt nach ei-
genem Gusto weiterzuentwickeln. Im Hin-
blick auf die Singularität. Was kann es denn 
für eine grandiosere Idee der Menschheits-
verbesserung geben als die Unsterblichkeit? 
Das ist die Überschrift. Im vergangenen 
Jahr hat sich in den USA eine transhuma-
nistische Partei gegründet mit eigenem Prä-
sidentschaftskandidaten. Der fährt zurzeit 
mit einem Wahlkampfbus durch die Staa-
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nen mithalten zu können, um bestimmte 
Formen von Bedienungsleistung gegenüber 
immer schneller werdenden Bedienungsan-
forderungen erbringen zu können. Das geht 
nur eine gewisse Zeitlang. Alle diese Vari-
anten werden innerhalb der nun weltwei-
ten Bewegung des Transhumanismus mit 
verschiedensten Ausformungen durchdis-
kutiert. Nick Bostrom, Professor der Ox-
ford University, ist einer der Begründer die-
ser transhumanistischen Bewegung. In sei-
nem Oxforder Institut zur Risikoforschung, 
dem Future of Humanity Institut, werden 
die verschiedenen Varianten durchexerziert. 
Also etwa die Variante, wie gehen wir da-
mit um, wenn ein Computer eben auf die-
sem maschinellen Weg zu einer Superin-
telligenz kommt. Wie verhindern wir, dass 
diese Superintelligenz in irgendeiner Form 
eine Gefährdung für die Menschheit dar-

stellt. Dann werden verschiedene Szenarien 
diskutiert, wie man diesen Computer vom 
Internet fernhalten kann. Also, wie man ihn 
einsperren kann. Wie müssen die Menschen 
beschaffen sein, die mit diesem Gerät kom-
munizieren, damit sie nicht von ihm über-
tölpelt werden. Im Film „Ex Machina“ wird 
das durchgespielt. Diese Unterhaltungsfil-
me greifen zum Teil die wirklichen Dis-
kussionen unter Philosophen und Risiko-
forschern auf und setzen sie in Bilder um. 
Ich fand „Superintelligenz“ von Nick Bo-
strom, auf Englisch in der Oxford Universi-
ty Press und auf Deutsch im renommierten 
Suhrkamp Verlag veröffentlicht, eine sehr 
dröge Lektüre. Ich würde eher den Film 
empfehlen.

Man muss darauf hinweisen: Wir 
spintisieren nicht. Wir reden über eine 

mögliche Zukunft in wenigen Jahrzehnten. 
Gibt es eine Vision, wie transhumane 
Transformation ausschauen könnte? 
Wagner: Ich bin weder Techniker noch Na-
turwissenschaftler. Ich bin durch die Lek-
türe der Werke von Historikern zu diesem 
Thema gekommen und war entsetzt, wie die 
sich die Zukunft vorstellten. Im technischen 
Sinne bin ich ein Laie, kann aber sagen, wie 
sich Ray Kurzweil den Weg zur Unsterb-
lichkeit vorstellt. Es gibt einen Dokumen-
tarfilm über ihn, in englischer Sprache, dort 
erzählt er sehr anrührend: Er hat ein Herz-
problem, sein Vater ist an einem Herzleiden 
früh verstorben. In einer für mich durchaus 
rührenden Szene erzählt Kurzweil dem Fil-
memacher, wie er sich vorstellt, seinen Vater 
wieder zum Leben zu erwecken. Die ganze 
Welt ist übersät mit Sensoren. Die Senso-
ren fangen alle Informationen ein, die je-

mals von seinem Vater in die Welt hinaus-
geschickt wurden, und mit diesem Senso-
rennetz wird das Ganze geformt. Und sein 
Vater wird in Datengestalt als Wesen mit 
Bewusstsein wieder zum Leben erweckt. So 
denkt der leitende Ingenieur von Google. 
Eine für mich völlig absurde Vorstellung, 
wie dieser Mann denkt, dass wir zu Un-
sterblichkeit kommen. Ich befürchte aber, 
dass wir, indem solche Leute an den Ent-
scheidungshebeln sitzen, wo Forschungs-
gelder investiert werden, sehr schnell auf 
den Abgrund zusteuern.

Sowohl Kurzweil als auch Bostrom sagen, 
die Menschheit werde in absehbarer 
Zeit an einer Kippe stehen, weil uns 
diese neuen Wesen an Intelligenz hoch 
überlegen sein werden. Gleichzeitig aber 
sind Kurzweil und Bostrom eindeutige 
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ten, der einem Sarg nachgebaut ist. Nach 
dieser Parteigründung wurden in verschie-
denen anderen Staaten ebenfalls transhu-
manistische Parteien gegründet. Auch in 
Deutschland. Alle diese Parteien haben 
die gleiche Internetseite. Alle diese Partei-
en gehen, wie ich das einschätze, auf die-
se transhumanistische Bewegung zurück 
und werden zentral koordiniert. Die Hoff-
nung, die dahintersteht, ist zumindest mal 
nur die: Die rechnen sich keine Wahlerfolge 
aus, sondern der US-Präsidentschaftskan-
didat der Transhumanisten sagt, er möch-
te zunächst einmal so etwas werden, wie 
es die Grünen in den USA sind. Die Grü-
nen haben auch keinen äußerlich sichtbaren 
Einfluss, aber sie haben Einfluss auf einen 
Teil der demokratischen Partei. Und diese 
Transhumanisten wollen Einfluss auf Tei-
le der demokratischen Partei und Teile der 
republikanischen Partei nehmen, damit die 
Forschungsgelder in Projekte fließen, die ih-
nen gefallen. Das sind durchaus ganz rea-
listische Ideen. In den USA traut sich der 
zu sagen, wenn ihr mich wählt, dann kom-
men wir der Unsterblichkeit einen Schritt 
näher. Ich denke, dass die Transhumanisten 
in Europa zunächst einmal sich nicht trau-
en werden, so etwas vorzubringen. 

Weil Europa wesentlich säkularer und 
weniger religiös grundiert ist, als es 
etwa die Bevölkerung der USA ist. Aber 
bevor wir zu diesem religiösen Aspekt 
kommen, über den ich auf jeden Fall 
reden wollte, wollen wir noch beim Geld 
und bei der Macht bleiben. Es geht ja 
wohl auch darum: Zunächst einmal, im 
Silicon Valley ist das Demokratiemodell 
out. Hat Silicon Valley eine Vision nicht 
nur von der Unsterblichkeit, sondern 
auch davon, die Welt zu regieren? 
Wagner: Vor allem davon, die Welt besser zu 
machen durch technische Lösungen. Alle 
Probleme der Welt sind auf technischem 
Wege lösbar. Krankheiten können besiegt 
und abgeschafft werden. Armut, Hunger, 
Klimakatastrophe – wenn die Nanotech-
nologie einmal so weit ist, spielt das al-
les keine Rolle. Der Regenwald kann wei-
ter abgeholzt werden, denn in wenigen Jah-
ren fliegen Abermilliarden von superkleinen 
Robotern durch die Welt und reparieren al-
les wieder. So etwas ist bei Ray Kurzweil 
zu lesen. Der Europavertreter – ich glau-
be von Google – hat auf die Frage, wie es 
denn mit Betriebsräten steht, gesagt, das 
sei ja eine furchtbar undemokratische Ein-
richtung. Da würden dem einzelnen Mit-
arbeiter gewissermaßen Meinungen vor-
geschrieben. Es wäre doch viel demokrati-
scher, wenn jeder Mitarbeiter unmittelbar 
seine Meinung, seine Wünsche zu Gehör 
bringen könnte. Die Form der organisier-
ten demokratischen Interessen der abhän-
gig Beschäftigten, der kleinen Leute, wie 
wir es zu sagen gewohnt sind – all das ist 
veraltete Technologie.

Im Silicon Valley ist ja auch sehr viel Geld 
konzentriert. Es geht in jedem Fall gegen 
das, was wir als Sozialstaat bezeichnen, 
der zumindest in einer milden Weise 
versucht, Vermögen und Gewinne ein 
wenig umzuverteilen. Es geht aber nicht 
nur gegen den Sozialstaat. Es geht gegen 
das Repräsentativsystem insgesamt, 
also gegen die Demokratie. Und letztlich 
geht es gegen alles, was durch Politik 
symbolisiert wird, also gegen den Staat. 
Wagner: Sagen wir einmal so: Ich glaube, es 
gibt eine unheilige Allianz zwischen Leu-
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ten, die in den vergangenen zwei Jahrzehn-
ten gepredigt haben, dass aus dem Internet 
gewissermaßen naturwüchsig neue Formen 
der Demokratie erwachsen, die der reprä-
sentativen Demokratie haushoch überlegen 
sind, und diesen Vorstellungen von Demo-
kratie als veralteter Technologie. Aus der 
Sicht der Netz-Euphoriker, so nenne ich sie 
jetzt einmal, ist das, was wir als Organisati-
on, als vermittelnde Organisation über die 
letzten Jahrzehnte erkämpft haben – Ge-
werkschaften, Betriebsräte, so was wie eine 
Arbeiterkammer –, alles nicht mehr not-
wendig und repressiv. Und die großen In-
ternetkonzernen geben diesen Leuten ger-
ne Jobs. Es gibt eine in den USA promi-
nente Occupy-Wall-Street-Aktivistin, Jus-
tine Tunney, die hat bei Google angefangen 
und im vergangenen Jahr vorgeschlagen, 
man solle doch den Vorstandsvorsitzen-
den von Google zum Präsidenten bestim-
men. Denn Google ist nun einmal das Un-
ternehmen, das den Fortschritt in die Welt 
bringt, auch den sozialen. 

Das heißt auf der einen Seite, alle, 
unabhängig von Herkunft, Religion, 
Bildung, Stand, sollen gleich sein. Aber 
über dieser Gleichheit befindet sich 
eine Elite, die alles in der Hand hat. 
Wagner: Richtig. Wir müssen ja auch den 
Fortschritt weiterbringen! Wer erwartet, 
dass alle lebensverlängernden Technolo
gien so lange nicht weiterentwickelt wer-
den, bis eine Grundversorgung für die ge-
samte Bevölkerung da ist, der ist ein Fort-
schrittsfeind und Bremser und Blockierer 
und hat es selbst mit seinem Gewissen zu 
vereinbaren, dass Abermillionen und viel-
leicht sogar Milliarden Menschen nicht in 
den Genuss der Unsterblichkeit kommen 
werden. Nämlich die zukünftigen Genera-
tionen. So wird das dort argumentiert.

Wenn Kurzweil als Forschungschef 
von Google und Professor Bostrom 
in Oxford von Superintelligenz 
sprechen, meinen beide dasselbe? 
Wagner: Ich halte die Vorstellungen von 
Kurzweil für in sich nicht konsistent. Sie 
haben einen stark religiösen Charakter. Sie 
sind auch keineswegs neu und reichen ins 
19. Jahrhundert zurück. Auch bei Hegel gab 
es die Vorstellung, dass der Geist gewisser-
maßen zu sich selbst kommt. Nick Bostrom 
geht sehr nüchtern, trocken, philosophisch 
an die Geschichte heran und spielt ver-
schiedene Modelle durch. Was wäre, wenn 
man anfangen würde, das biologische Ver-
mögen des Menschen durch Zuchtwahl zu 
verbessern? Was hätte das für Konsequen-
zen? Wie weit würde man da gehen? Was 
für Konsequenzen hätte das, wenn man ver-

suchen würde, so etwas aus einem Com-
puter heraus zu entwickeln, der irgendwo 
in einer Forschungsstation abgesondert ge-
halten wird? Bostrom benutzt den Begriff 
Singularität nur als Zitat. Er ist da gewis-
sermaßen nicht so festgelegt. Er macht Ge-
dankenspiele, wie man dazu kommen könn-
te. Denkt Wege durch. Er legt sich auch 
nicht fest, wann das denn eintreffen könn-
te. Er gibt immer nur Umfragewerte wie-
der. Da werden dann KI-Forscher und Ro-
botiker interviewt, wann sie meinen, dass 
es zu diesem Durchbruch kommt. 80 Pro-
zent von ihnen rechnen damit, dass es noch 
bis zum Ende dieses Jahrhunderts passie-
ren wird. Zehn Prozent sagen, dass es schon 
im nächsten Jahrzehnt passieren wird, und 
ich, Nick Bostrom, sage, wenn diese gan-
zen Experten sagen, dass es wahrscheinlich 
ist, müssen wir uns Gedanken machen über 
die Konsequenzen, die das hätte, und diese 
womöglich unvermeidliche Entwicklung im 
Anfangsstadium so steuern, dass es die we-
nigsten Schmerzen verursacht. 

Sie halten Bostrom für den entschieden 
Seriöseren, und Kurzweil für 
den Fantastischeren, weil er in 
Richtung Religiosität geht. 
Wagner: Man könnte auch sagen, dass Ray 
Kurzweil der in einem ökonomischen Sin-
ne Lebenstüchtigere ist, weil er es mit ei-
gener Gehirnleistung schon zum Milliar-
där gebracht hat, indem er Erfindungen 
produziert hat, und Nick Bostrom ein Stu-
benhocker ist, der sich Gedanken darüber 
macht und ellenlange Abhandlungen dar-
über schreibt, ob wir entscheiden können, 
ob wir tatsächlich leben oder eine Compu-
tersimulation sind. Mein Vater hätte so je-
manden nicht als lebenstüchtig oder so et-
was bezeichnet. Aber er wird ins Schwei-
zer Fernsehen zur Sendung „Sternstunde 
Philosophie“ eingeladen, wo er diese Ideen 
ganz seriös darlegen kann.

Müssen wir uns über menschenähnliche 
Pflegeroboter sorgen?
Wagner: Dass Roboter im Pflegebereich und 
im Bereich der Erziehung von Kleinkindern 
eingesetzt werden sollen, ist eine Sache, die 
mich beunruhigt, und zwar dann, wenn sie 
als eine Art Ersatz für humane Zuwendung 
verstanden werden. Ich habe gar kein Prob-
lem damit, mir vorzustellen, dass schwer ar-
beitende Menschen im Pflegebereich einen 
Assistenzroboter zur Seite gestellt bekom-
men, der ihnen dabei hilft, einen Menschen 
ins Bett zu hieven und ähnliche Dinge zu 
tun. Ich habe größere Probleme damit, wenn 
Roboter sozusagen als Ersatzmenschen ein-
gesetzt werden. Mit humanen Gesichtszü-
gen, einer angenehmen Stimme. Wenn man 
Menschen wie Sie und mich, die wir hof-
fentlich alle alt werden, abspeist mit Ma-
schinen. Ich halte es für sehr gefährlich, 
wenn das im Bereich der Gewerkschaften 
nicht skandalisiert werden würde. Da müss-
te noch mehr getan werden. Es gibt auch 
in der Linksparteien in Deutschland Stim-
men, die sagen, diese Entwicklung wäre un-
abänderlich, die kommen, die Pflegeroboter. 
Aber das ist nicht die entscheidende Frage, 
glaube ich. Die entscheidende Frage ist: Wer 
bestimmt, wie diese Roboter designt wer-
den und zu welchem Zweck sie eingesetzt 
werden? Diese Fragen müssen breit disku-
tiert werden. Da müssen die Gewerkschaf-
ten und die Linke endlich aus den Buschen 
kommen. Ich kann dieses Gejammere, wir 
können uns diesen Entwicklungen nur an-
passen, nicht mehr hören.

„Die Form der 
organisierten 
demokratischen 
Interessen der 
kleinen Leute, 
wie wir zu sagen 
gewohnt sind, das 
ist für die Bosse 
aus Silicon Valley 
eine veraltete 
Technologie“

„Im Moment 
scheint mir ein 
wichtiges Projekt 
zu sein, so etwas 
wie eine Rüs-
tungskontrollver-
einbarung gegen 
Kampfroboter 
vorzubringen“

Thomas Wagner: 
Robokratie. 
Google, Facebook, 
das Silicon Valley 
und der Mensch  
als Auslaufmodell. 
Papyrossa-Verlag, 
177 S., € 14,40

Geht es bei Robotern neben intellektueller 
Kapazität auch um eine emotionale 
Kapazität? Die ist im Pflegebereich, 
den Sie gerade angesprochen haben, 
ein entscheidender Faktor.
Wagner: Es geht in der industriellen Ferti-
gung darum, Roboter zu bauen, die merken, 
wenn ein Mensch in der Nähe ist. Die mit 
Sensoren ausgestattet sind, die sehr sensi-
bel und, sagen wir, auch tastende und sachte 
Bewegungen auszuführen in der Lage sind, 
und dazu braucht es so etwas wie Feinge-
fühl. Es gibt eine Art von Sehen, also der 
Repräsentation der äußeren Umwelt. Es 
wird auch daran geforscht, wie man Ge-
sichter erkennt – was nicht so einfach ist. 
Wenn man eine andere Brille aufsetzt, ist 
es heute für Maschinen noch relativ schwer, 
den als denselben Gegenstand wiederzu-
erkennen. Aber das, denke ich, sind doch 
Dinge, an denen im Moment mit großen 
Schritten geforscht wird, und das ist auch 
die Richtung, in die es geht.

Das mit den intellektuellen Kapazitäten 
ist offensichtlich leichter restituierbar. 
Schachcomputer haben eine unglaubliche 
Qualität erreicht. Aber das, was 
Menschen und auch höher entwickelte 
Tiere können, nämlich fühlen –
Wagner: Ich bin dort auch ein Laie. Nur 
scheint mir Folgendes offensichtlich zu sein. 
Es gab einmal zwei Richtungen. Erstens 
diejenigen, die Roboter gebaut haben, und 
zweitens diejenigen, die Computerprogram-
me geschrieben haben. Beides ist in den 
letzten Jahren immer mehr zusammenge-
kommen. Mir ist zumindest bekannt, dass 
man Ansätze hat, so eine Intelligenz sich 
entwickeln zu lassen: Indem man Einheiten 
baut, die Lernerfahrungen machen und auf-
grund von Lernerfahrungen komplexer wer-
den. Die im Grunde so etwas wie eine Evo-
lution im Kleinen durchmachen sollen. Die 
sich zu immer verständiger sich in der Um-
gebung bewegenden Wesen machen. Das ist 
nicht die Vorstellung, dass man ein mensch-
liches Gehirn eins zu eins kopiert – obwohl 
es die immer noch gibt. Sondern, dass man 
sagt, es gibt so Grundmodelle der Bewe-
gung hin zu einem selbstständig in der Um-
welt agierenden Wesen, und da fängt man 
an zu experimentieren. 

Könnte es in dieser Mutanten-
Roboter-Gesellschaft so etwas wie 
Religionen, Ideologien noch geben? 
Wagner: Ich habe mir eher die Frage ge-
stellt, die sich die Transhumanisten selber 
stellen, die ja politischen Einfluss gewin-
nen wollen. Von einer sozialen Bewegung 
gehen sie mit ihren Parteigründungen in 
eine politische Form über. Die überlegen 
sich: Wer sind unsere Gegner? Wo sind Wi-
derstände zu erwarten? Da es in den USA 
kaum noch eine Linke gibt, erwarten sie 
den meisten Widerstand aus dem religiö-
sen Lager. Aus dem Lager derjenigen, die 
sagen, der Mensch ist Gottes Schöpfung 
und soll so bleiben; es gibt eine festgefüg-
te Ordnung; es gibt die Vorstellung, dass 
Frauen dem Manne zu Diensten sein sol-
len, und ich weiß nicht, was es alles für Vor-
stellungen gibt. Aus diesem Lager erwar-
ten die den größten Widerstand und sehen 
sich selbst als Zukunft, die den Irrationa-
len gegenüberstehen.

Aber es gibt diese Idee von Google 
als Kirche, die verstehen sich doch als 
religiös und als Erlösungskirche.
Wagner: Eben nicht. Die machen etwas, was 

wir so beschreiben können, aber sie verste-
hen sich als gewissermaßen seriöse, nüch-
tern arbeitende Wissenschaftler und Techni-
ker, die versuchen zu realisieren, was tech-
nisch nicht möglich ist. Sie verstehen sich 
selbst nicht als religiöse Heilsbringer. 

Wenn Kurzweil das Universum anpeilt, 
sagen Sie, ist das immer noch rational?
Wagner: Ich sage nur, dass die selber sich so 
nicht verstehen. Wir beide können das von 
außen so beurteilen. Aber die verstehen sich 
selber als rationale Transhumanisten.

Und würden den Begriff Kirche ablehnen? 
Wagner: Kirche ist eine noch ältere Techno-
logie als die Demokratie. 

Gut. Aber haben Sie als 
Außenbetrachtender den Eindruck eines 
religiösen Sendungsbewusstseins? 
Wagner: Definitiv. Als Beobachter würde ich 
das durchaus so beschreiben, dass die mit 
einem gewissen Bekehrungseifer zugange 
sind und ihre Ideologie zu verbreiten ver-
suchen. Ich befürchte, dass auch in Europa 
aus dem Bereich der traditionellen Kirchen 
eine größere Sensibilität für die Gefahren 
dieser Bewegung vorhanden sein wird als 
in unseren Reihen. Ich gemeinde Sie jetzt 
alle mal ein und behaupte, Sie sind allesamt 
Leute, die sich als links verstehen. Da neh-
me ich doch ein geringes Problembewusst-
sein und einen verkehrten Fortschrittsop-
timismus wahr, der darauf setzt, dass die 
technologische Entwicklung so etwas wie 
einen Selbstlauf hat und dass wir Menschen 
als demokratisches Kollektiv im Grunde gar 
nicht viel machen können. 

Nur nebenbei: Kann es noch eine Fußball-
Weltmeisterschaft geben, wenn diese 
überlegenen Systeme an der Macht sind?
Wagner: Es gibt zumindest noch für die 
nächsten Jahrzehnte durchaus Entwick-
lungsbedarf im Bereich der Fußballrobo-
tik. Verschiedenste Forscherteams auf der 
ganzen Welt sind dabei, Robotern das Fuß-
ballspielen beizubringen. Mit unterschied-
lichsten Fortschritten. Das Ziel ist tatsäch-
lich, dass eine Robotermannschaft gegen 
den amtierenden menschlichen Weltmeister 
antritt und ähnlich wie der Schachcompu-
ter gewinnt. Ich weiß nicht, wann das pas-
sieren wird. Ich habe mich mit einem die-
ser Entwickler unterhalten, der ist nicht so 
optimistisch, dass das in nächster Zeit pas-
sieren wird. Es gibt Roboter-Fußball-Con-
tests, die in verschiedenen Ländern ausge-
tragen werden. Oft in Japan. Aber nicht nur 
im Fußball. Auch in anderen Disziplinen. 
Am meisten Sorgen macht mir die Entwick-
lungsdynamik in der Rüstung, wo man be-

strebt ist, intelligente Kampfmaschinen zu 
entwickeln und auch einzusetzen. Wenn es 
einmal so weit ist, dass es möglich scheint, 
dass ein Jagdbomber von einer intelligenten 
Maschine alleine gesteuert wird, gibt es für 
menschliches Zutun keinen Bedarf mehr, 
denn so eine Kampfmaschine hätte natür-
lich mit all diesen Problemen der Schwer-
kraft, die man als Pilot hat, nichts mehr 
zu tun. Die wären jedem Piloten meilen-
weit überlegen. Im Moment erscheint mir 
ein wichtiges Projekt zu sein, so etwas wie 
eine Rüstungskontrollvereinbarung gegen 
Kampfroboter vorzubringen.

Wie schaut es mit den Grundrechten für 
diese zukünftigen Wesen aus? Werden 
sie den Anspruch haben, wie er in der 
amerikanischen Unabhängigkeitserklärung 
steht, nach dem Glück zu streben? 
Wagner: Nick Bostrom ist in der besag-
ten Schweizer Philosophie-Sendung ge-
nau das gefragt worden. Und zwar anhand 
des Beispiels einer Fernsehserie, wo sozu-
sagen menschenähnliche Roboter in einer 
menschlichen Gesellschaft leben und ko-
existieren und gewissermaßen ihre Rechte 
als vernunftbegabte Menschen einklagten. 
Das ist ein Grundproblem in dieser Serie. 
Und da sagte Nick Bostrom: Hm, hm, eine 
interessante Frage, aber nur für ganz kur-
ze Zeit ein Problem; für fünf bis zehn Jah-
re; weil wenn die Roboter erst einmal so 
intelligent sind wie Menschen und Selbst-
bewusstsein haben, dann dauert es nicht 
lange, dass sie sich selber weiterentwickeln 
und den Menschen hinter sich lassen. Dann 
haben die Menschen nichts mehr zu tun 
mit diesen Fragen. Das war seine Antwort 
in dieser Fernsehsendung und das war auch 
ein Anlass, mich mit diesem Thema zu be-
fassen, weil ich das so irre fand, das dann 
morgens, nach dem Frühstück, auf 3sat prä-
sentiert zu bekommen. 

Meinen Sie, dass Maschinen, die ein eigenes 
Bewusstsein entwickeln und sich selber 
verbessern können, unwahrscheinlich sind?
Wagner: Dass Maschinen entwickelt wer-
den, die sich selber verbessern, halte ich für 
sehr wahrscheinlich. Mit der Bewusstseins-
frage habe ich mich nicht tief genug philo-
sophisch auseinandergesetzt, um mich fest-
legen zu wollen. Aber dass sie so etwas wie 
einen eigenen, nicht programmierten Willen 
entwickeln, kann ich mir bislang noch nicht 
vorstellen. Wobei es durchaus so etwas wie 
verselbstständigende Prozesse geben kann, 
wenn es superintelligente Maschinen gibt, 
die eine bestimmte Zielvorgabe haben. Mei-
netwegen: Beseitigt alle Schädlinge, alle 
Brillenträger, was weiß ich. Dass sie das 
dann mit erstaunlicher Konsequenz, mit 
hohem Aufwand an Lösungsfantasie um-
zusetzen versuchen und nur noch gewalt-
sam zu stoppen sein werden – das kann ich 
mir vorstellen. Also Verselbstständigungs-
prozesse, wo Menschen sich in eine Positi-
on begeben, wo sie zusehen müssen, wie so 
eine Art von Kettenreaktion ablaufen, auf 
die sie keinen Einfluss mehr haben wer-
den. Das sind Katastrophenszenarien, die 
ich mir vorstellen kann. Die Menschheit 
stand ja schon auch vor einigen Jahrzehn-
ten kurz davor, sich selbst auszulöschen, 
wenn sie dem Maschinenprogramm freien 
Lauf gelassen hätte. So etwas kann natür-
lich jederzeit wieder geschehen.

Schlagwort Industrie 4.0: Wird 
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unser Rechtssystem 
bald hinter sich 
lassen …
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die Automatisierung nicht ein 
Heer von Abermillionen jungen 
arbeitslosen Männern erzeugen? 
Wagner: Na ja. Ich finde es erst einmal eine 
ganz verlockende Vorstellung, viel weniger 
arbeiten zu müssen als heute. Darin sehe 
ich gar kein Problem.

Seit Jahrzehnten sagen wir, dass der 
Begriff Arbeit neu definiert werden muss. 
Gelungen ist in dem Zusammenhang 
seit dem Lazarsfeld-Bericht „Die 
Arbeitslosen vom Marienthal“ nichts.
Wagner: Vor allem ist es nicht gelungen, eine 
Gesellschaft zu schaffen, in der der gesell-
schaftliche Reichtum so verteilt ist, dass wir 
alle von diesem Einsparungspotenzial auch 
profitieren. Das ist ein gewissermaßen his-
torisches Versagen der Linken. Sie hat gro-
ße Niederlagen erlitten und muss sich dar-
auf einstellen, in den nächsten Jahren und 
Jahrzehnten erbitterte Kämpfe zu führen, 
um dieses Verhältnis, dass die einen bestim-
men, was die anderen tun, nämlich dass 
sie ihre Arbeitskraft verkaufen müssen, 
ein für alle mal beseitigen. Der sozialde-
mokratisch erkämpfte Sozialstaatskompro-
miss taugt dafür nicht, weil die andere Sei-
te wesentlich brutaler geworden ist und den 
Klassenkampf intensiv führt. Die Gewerk-
schaften und die Parteien müssen jetzt ih-
rerseits sagen, Klassenkampf ist keine ver-
altete Technologie der Auseinandersetzung, 
sondern etwas, was wir wieder lernen müs-
sen. Dann gibt es eine Lösung für das Pro-
blem der Massenarbeitslosigkeit.

Wenn die Elite im Silicon Valley je 
das Sagen haben sollte, dann kann 
man Überlegungen, wie Sie sie gerade 
angestellt haben, abschreiben.
Wagner: Man könnte kleiner anfangen und 
sagen: In Deutschland gab es einmal eine 
Reihe von Lehrstühlen und Forschungsein-
richtungen für ein Fach namens Informatik 

und Gesellschaft. Es sollte die Auswirkun-
gen der Einführung von Informationstech-
nologien kritisch reflektieren. Diese Lehr-
stühle wurden, wie mir ein Informatikpro-
fessor neulich erklärte, in den letzten Jahren 
komplett abgeschafft. Es gibt keine öffent-
lich geforderte Forschung mehr in diesem 
Bereich. Solche Forschungen werden etwa 
in Berlin jetzt von Google finanziert, unter 
dem Applaus der regierenden Sozialdemo-
kratie. Das sind ganz konkrete Punkte, wo 
man hingucken muss und sagen muss, so 
geht es aber nicht. Und warum dürfen Un-
ternehmen, die Infrastrukturleistungen im 
Bereich der Kommunikation vorbringen, in 
privater Hand sein? Das ist eine Frage, die 
man sich stellen sollte. Meines Erachtens 
ist das eine öffentliche Aufgabe.

Die Frage einer zukünftigen 
Arbeitslosigkeit für Menschen, für 
die es keine neuen Jobs geben wird, 
sehen Sie im Zuge der industriellen 
Entwicklung und der Digitalisierung 
der gesamten Produktionsbereiche 
als nicht so dringend an. 
Wagner: Nein. Ich sehe sie nur dann als kein 
existenzbedrohendes Problem für Millionen 
und Abermillionen von abhängig Beschäf-
tigten an, wenn es gelingt, mit dem Kapi-
talismus Schluss zu machen. Das ist un-
sere Aufgabe. Im Kapitalismus haben wir 
das Problem dauerhaft an der Backe, mit al-
len Auswirkungen, die man sich vorstellen 
kann. Wir haben das Problem, dass der Li-
beralismus sich gewissermaßen selbst kan-
nibalisiert, sich selbst auffrisst, indem er im 
ökonomischen Bereich auf die Spitze getrie-
ben wird. Dass seine individuelle Freiheit so 
weit auf die Spitze getrieben wird, dass in-
dividuelle Freiheit in keiner Weise möglich 
ist. Was sind denn die Grundlagen für indi-
viduelle Freiheit? Meines Erachtens liegen 
sie darin, dass Gleichheit in den menschli-
chen Verwirklichungsmöglichkeiten gege-

ben ist. Sie ist nur dann gegeben, wenn das 
Eigentum an den großen Produktionsmit-
teln nicht mehr in privater Hand ist, so-
dass uns nicht irgendwelche technikbeses-
senen Silicon-Valley-Milliardäre durch noch 
so attraktive und auch auf den ersten Blick 
nützliche Instrumente in eine Art Schlan-
genwürgegriff nehmen. Wo jeder Atemzug 
dazu führt, dass wir näher an den Ersti-
ckungstod geraten. Nein, das ist es nicht. 
Meines Erachtens ist Gleichheit die wesent-
liche Bedingung für die Realisierung indi-
vidueller Freiheitsrechte. Wir müssen bei 
allen technologischen und ökonomischen 
Fragen immer danach fragen, ob sie demo-
kratiekompatibel sind. Ich habe den Ein-
druck, dass es im Kapitalismus noch nie 
demokratiekompatibel war; dass es gewis-
se Kompromissformen gab und diese Kom-
promissformen immer mehr aufgelöst wor-
den sind. Die Form, an die wir uns gewöhnt 
haben, ist keine Demokratie, wen auch im-
mer wir wählen. 

Das heißt, bei bestehenden 
gesellschaftlichen Entwicklungen 
besteht die Gefahr, dass wir dieser 
Entwicklung in Richtung Robokratie 
tatsächlich ausgeliefert sein könnten, 
wenn es uns nicht gelingt, gesellschaftliche 
Grundbedingungen radikal zu verändern.
Wagner: Das sehe ich definitiv so. Dazu ge-
hört eben auch, dass wir der Vorstellung 
Einhalt gebieten, technologische und auch 
ökonomische Entwicklungen seien unauf-
haltsam. Wer uns das erzählen will, will 
entweder verbergen, dass er selbst ökono-
mische Macht ausübt, oder er geht diesen 
Leuten eben auf den Leim. Da ist durchaus 
so etwas wie altbackene Aufklärungsarbeit 
vonnöten. Und zwar nicht nur von einzel-
nen Stimmen, es muss auch in die Breite 
getragen werden. Das ist auch ein Bildungs-
auftrag für die erkämpften Institutionen der 
Arbeiterbewegung.� F

Peter Huemer zu 
Thomas Wagner: 
„Wenn die Eliten 
des Silicon Valley 
an die Macht 
gelangen, kann 
man Überlegun-
gen, wie Sie sie 
gerade anstellen, 
abschreiben“

Die Auszüge aus 
dem Gespräch 
zwischen Thomas 
Wagner und Peter 
Huemer am 1.10. in 
der AK Wien wurden 
transkribiert von Maria 
Motter und redigiert 
von A.T.
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6. Bücher
Robert Misik fragt sich anhand von James K. Galbraiths  
„The End of Normal“, ob der Kapitalismus tatsächlich zu Ende geht

Bücher von Franco Moretti („Der Bourgeois“), Fred Luks („Öko-Kapitalismus“), 
Anthony B. Atkinson („Inequality“) und Herbert Cordt („Auf der Überholspur“)

Bücher von Colin Crouch („Die Bezifferung der Welt“), Peter Rabl („Der Unwohlfahrts-
staat“), Joseph E. Stiglitz („Reich und Arm“) und das Neue Manifest der Ökonomen
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ckeln, es würde investiert und das Wachs-
tum würde wieder anspringen. 

Diese Rezeptur wurde ausprobiert – 
und sie endete im Fiasko. Die Keynesianer 
hatten das vorausgesagt: Für sie war im-
mer klar, dass das Überschuldungsgebirge, 
das sich aufgebaut hatte, nicht durch spa-
ren, also Einschränkung der Wirtschafts-
leistung, abgebaut werden könnte, sondern 
nur durch Prosperität. Also müssten Löh-
ne steigen, die Kaufkraft gestärkt werden, 
durch öffentliche Investitionen das Wachs-
tum angekurbelt werden. Und finanzierbar 
wäre all das nur durch Umverteilung von 
oben nach unten. 

Dieses Rezept wurde nicht versucht. 
Vielleicht hätte es ja geklappt. Aber sie-
ben Jahre nach dem Beinahekollaps der 
Finanzmärkte verbreitet sich ein Verdacht: 
Was, wenn beides eigentlich nicht mehr 
funktioniert? 

Eine Reihe von Forschern hat jeden-
falls recht beunruhigende Krisenfaktoren 
zusammengetragen. 

Bereits 2008 haben Forscher des Levy Econo-
mics Institute in einem Paper klargemacht, 
dass diese „Krise nicht mit konventionel-
len Heilmitteln gelöst“ werden könne. Das 
Wachstum der führenden kapitalistischen 
Länder war schon seit vielen Jahren nur 
mehr minimal gewesen und hat trotz des 
Schuldenexzesses vor 2008 selten die Ein-
Prozent-Marke überschritten. Die blau-
äugige Hoffnung, China, Indien, Brasili-
en oder andere Schwellenländer könnten 
zur Wachstumslokomotive werden, nimmt 
sich als absurd aus. Zu gering ist ihr Anteil 
am Welt-BIP noch immer, ihr Pro-Kopf-
Einkommen bloß ein Bruchteil der Groß-
regionen, die in den letzten 300 Jahren für 
Wachstum verantwortlich waren, nämlich 
Europa, die USA und Japan. 

Wachstum und Produktivität haben in 
Großbritannien, dann Europa, dann den 
USA ab 1750 steil zu steigen begonnen, 
die Zuwachsraten haben Mitte des 20. Jahr-
hunderts ihren Höhepunkt erreicht und 
nehmen seither stetig ab, rechnete Robert 
J. Gordon vom amerikanischen „Centre for 
Economic Policy Research“ vor. Seine The-
se: Produktivitätszuwächse stoßen in entwi-
ckelten Gesellschaften an ihre Grenze. 

Mit der Industrialisierung bäuerlich ge-
prägter Gesellschaften setzte ein immenser 
Produktivitätssprung ein, der für überdurch-
schnittliche jährliche Wachstumsraten sorg-
te. Vom Eselskarren zur durchmechanisier-
ten Fabrik gibt es ein großes Steigerungspo-
tenzial, aber schon zwischen durchmechani-
sierter und durchcomputisierter Fabrik ist 
das Steigerungspotenzial deutlich geringer. 
Von dieser zur Fabrik 4.0 mit ihren 3-D-
Druckern besteht das Rationalisierungspo-
tenzial eher nur mehr aus Peanuts. 

Gordon illustriert seine These mit 
einem eingängigen Bild: 1850 haben sich 
die meisten Menschen noch mit höchstens 
zehn km/h fortbewegt. Dann wurden 
Eisenbahnen erfunden, dann Flugzeuge, 
und Ende der 1960er flog man mit der Boe-
ing 747 900 km/h schnell. Seither wird die 
Menschheit aber nicht mehr „schneller“ 
(de facto, so Gordon, werde sie langsamer, 
da die heutigen Boeings nicht mehr mit 
Höchstgeschwindigkeit fliegen, weil der 
Sprit zu teuer ist).

Tatsächlich, so Gordon, gäbe es seit ge-
raumer Zeit überhaupt keine Innovatio-
nen mehr, die sich in merkbare Produk-
tivitätsfortschritte übersetzen: Die Com-
putertechnologie hat sich darauf verlegt, 
Produkte zu erschaffen, „mit denen wir 

dasselbe tun können, was wir schon vor-
her konnten, bloß in kleinerer und nette-
rer Verpackung“. 

Nicht nur das geringere Produktivitäts-
wachstum übersetzt sich in eine Tendenz 
zur Stagnation. Hinzu kommen zweierlei: 
erstens ein Ende des Bevölkerungswachs-
tums in den industrialisierten Ländern – 
der Beitrag einer sich ständig ausweiten-
den Arbeitsbevölkerung zum Wachstum 
wird gemeinhin unterschätzt, hat aber rund 
die Hälfte der Wachstumsraten in früheren 
Zeiten ausgemacht. 

Zweitens der Verlust von immer mehr 
Jobs in der Industrie (wo hohe Produktivi-
tätsfortschritte üblich sind) und eine Ver-
lagerung zum Servicesektor, wo diese Mög-
lichkeiten begrenzt sind. Selbst wenn man 
die Billa-Kassierin durch eine Maschine er-
setzt, wächst das Pro-Kopf-Output damit 
in viel geringeren Maße, als wenn ich die 
Mercedes-Fertigung robotisiere. Persönli-
che Dienstleistungen wie Pflege, medizini-
sche Versorgung etc. lassen sich praktisch 
überhaupt nicht rationalisieren. 

James K. Galbraith weist in diesem Zusam-
menhang noch auf einen weiteren Besorgnis 
erregenden Sachverhalt hin: Bei allen bishe-
rigen technologischen Revolutionen wurden 
Jobs wegrationalisiert, aber durch ebenso 
gute oder sogar bessere ersetzt. Der Land-
arbeiter fand eine Stelle in der boomen-
den Industrie. Aber die neue technologische 
Revolution zerstört Jobs, ohne ausreichend 
neue zu schaffen. „Wirtschaftliche Chancen 
schwinden (...). Mit weniger Jobs haben we-
niger Menschen ein Einkommen.“ Die Mas-
senkaufkraft hinkt immer mehr hinter den 
ökonomischen Potenzialen her. 

Wo soll aber angesichts von diesen und 
vielen weiteren Krisensymptomen noch 
Wachstum herkommen? Zumal die Welt 
als Ganzes in Schulden versinkt, die nur 
durch Wachstum abgebaut werden können. 
„Im Jahr 2000 addierten sich alle Schul-
den, die irgendjemand auf diesem Globus 
hatte, auf 87 Billionen Dollar, 2014 betrug 
diese Zahl bereits 199 Billionen“, so ergab 
unlängst eine Studie des Beratungsunter-
nehmens McKinsey. 

Nun ist diese Zahl astronomisch und be-
ängstigend, aber auch ein wenig irrefüh-
rend. „Das sind doch nur die Bruttoschul-
den, und das sagt überhaupt nichts aus“, 
meint der Wirtschaftsforscher Heiner Flass-
beck. Denn diesen Schulden stehen Finanz-
vermögen gegenüber, die andere Leute oder 
Firmen halten – oder die sogar die gleichen 
Wirtschaftssubjekte halten. Tatsächlich, das 
ergibt schon die Saldenlogik, müssen glo-
bal Finanzvermögen und Finanzschulden 
gleich null sein, da jeder Zahlungsverpflich-
tung, die jemand eingegangen ist, ein Zah-
lungsversprechen gegenübersteht, das er je-
mandem gegeben hat. Nun kann das aber 
nicht unbedingt beruhigen: Wenn viele Un-
ternehmen und Personen hohe Schulden 
haben und andere wiederum hohe Vermö-
gen, dann ist das selbst ja schon eine Quel-
le der Instabilität im System – denn die 
Verschuldeten sind dann bei der kleinsten 
Delle in der Konjunktur an der Schwelle 
zum Bankrott. 

Gewiss ist der Wert der Bruttoschulden 
nur begrenzt aussagefähig. Wenn sich ein 
Unternehmen 100 Millionen leiht, um eine 
Betriebsanlage zu bauen, und dann, weil 
sich etwa die Errichtung leicht verzögert, 50 
Millionen davon, anstatt sie auf der Bank 
liegen zu lassen, kurzfristig an ein ande-
res Unternehmen weiterverleiht, dann sind 
die „Bruttoschulden“ um 150 Millionen ge-f
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Stürzt der Kapitalismus?

James K. Galbraith: 
The End of Normal. 
Simon&Schuster
304 Seiten (derzeit 
nur auf englisch)

E
in Phänomen geistert durch die Öko-
nomenwelt: das Gespenst vom Nie-
dergang des Kapitalismus. Lawrence 

Summers, der ehemalige amerikanische Fi-
nanzminister und spätere Investmentzam-
pano nennt es „secular stagnation“ (wobei 
„secular“ in dem Zusammenhang heißt: 
langanhaltend, von nun an die Zukunft 
prägend); Wirtschaftsnobelpreisträger Paul 
Krugman spricht vom „permanent slump“ 
(permanenten Niedergang); selbst auf den 
Seiten des Magazins Forbes fragt man sich 
schon: „Is capitalism dying?“; der Staröko-
nom James K. Galbraith konstatiert zumin-
dest ein „end of normal“, dass also das, was 
wir seit 300 Jahren, als wäre es eine Nor-
malität, mit dem Kapitalismus gleichset-
zen – Wachstum, Wohlstandsausweitung 
und Ähnliches –, nunmehr an sein Ende 
kommt. 

Und selbst in braven Verlagen mit Wirt-
schaftsschwerpunkt, wie dem Frankfurter 
Campus-Verlag, erscheinen neuerdings Bü-
cher mit Titel, vor denen noch vor zehn 

stiegen, „ohne dass irgendetwas Schlimmes 
passiert wäre“ (Flassbeck). Dennoch ist es 
in der Realität wohl unwahrscheinlich, dass 
ein bedeutender Teil des Schuldengebirges 
auf solch unproblematischen Finanzopera-
tionen beruht – somit bloß ein ungefährli-
cher statistischer Wert ist. 

Zumal ganz unabhängig vom heutigen 
Stand der Verschuldung die Frage im Raum 
steht, ob der Kapitalismus im Zustand „sä-
kularer Stagnation“ oder – auch ein Fachbe-
griff, der gerade en vogue wird – als „statio-
nary state“ überhaupt existieren kann. 

Denn im Kapitalismus sind Prosperität 
und Innovation grundsätzlich auf Schulden 
gebaut. Der Investitionskredit hat die unge-
heure Dynamik des kapitalistischen Wirt-
schaftssystems erst ermöglicht. In früheren 
Epochen hat sich der Reichtum der Mensch-
heit allenfalls alle 1000 Jahre verdoppelt. 
Aber in den vergangenen 300 Jahren hat er 
sich alle 30 oder 40 Jahre verdoppelt. Dazwi-
schen lag die Erfindung des generalisierten 
Investmentkredites, der es erfinderischen 
und unternehmerischen Köpfen ermöglichte, 
eine brillante Idee sofort zu verwirklichen. 

Ab diesem Zeitpunkt wurden jedes Jahr 
tolle Erfindungen gemacht, die die Produk-
tivität steigerten, und neue Produkte ent-
wickelt, die übermorgen schon durch noch 
neuere Produkte ersetzt wurden. Innovati-
on, Reichtumszuwachs und exponentiel-
ler Wohlstandsgewinn kamen somit in die 
Welt. Aber nur um den Preis von Schulden, 
die der investierende Unternehmer natürlich 
zurückzahlen musste, was nur dann kein 
Problem ist, wenn es Wachstum gibt.

Übrigens ist das seit jeher eine Frage, die viele 
Ökonomen umgetrieben hat: Wie kommt ei-
gentlich Dynamik ins System, Wachstum? 
Alles, was heute produziert wird, kann mit 
den Einkommen, die heute verdient wer-
den, gekauft werden. Die Summe aller Gü-
ter – Konsum- und Investitionsgüter – und 
Dienstleistungen ist 100, die Summe al-
ler Einkommen ist 100, alles kann ver-
kauft werden. Aber wie kommt es eigent-
lich dazu, dass in der nächsten Periode 100 
plus x produziert wird und auch abgesetzt 
werden kann? Wo kommt das Einkommen 
her, die zusätzlichen Güter abzusetzen?

Der Schlüssel auch dazu ist der Invest-
mentkredit. Das zusätzliche Geld kommt 
heute ins System – als Kredit –, sorgt für 
mehr Produktion, und kann morgen als zu-
sätzliches Einkommen den Absatz der Gü-
ter von 100 plus x garantieren. Der Kapi-
talismus ist also eine stetige Flucht nach 
vorne. Der Kredit schafft die Ausweitung 
der Produktion und die zusätzliche Nach-
frage für dieselbe. Es funktioniert aber nur, 
wenn es ausreichend Wachstum gibt. Un-
ternehmen nehmen Kredite auf, verschul-
den sich, um zu investieren, aber diese In-
vestitionen rentieren sich nur, wenn es aus-
reichend Wachstum gibt. Gibt es das nicht, 
gibt es Pleitewellen.

Natürlich kann man sich einen „statio-
nären“ Kapitalismus auch vorstellen, in dem 
es immer noch kreditfinanzierte Innovatio-
nen gibt. Aber jedem Unternehmen, das sei-
ne Produktion ausweitet, müsste ein ande-
res gegenüberstehen, das schrumpft. Jedem 
Gewinner würde jemand gegenüberstehen, 
der verliert. Es gäbe keine Prosperität mehr, 
sondern nur mehr ein großes Nullsummen-
spiel. Es wäre ein anderes System – und ein 
noch viel brutaleres! – als das bisherige. Es 
wäre ein stetiger Kampf aller gegen alle, da-
gegen würde sich das, was manche heute 
schon „Raubtierkapitalismus“ nennen, wie 
ein Mädchenpensionat ausnehmen. � F

Jahren selbst die wirklichkeitsfremdesten 
Linksradikalen zurückgeschreckt wären: 
„Stirbt der Kapitalismus?“

Nun sind Untergangsprognosen so 
alt wie der Kapitalismus selbst, aber bis-
her in der Geschichte wurden sie vor al-
lem von – meist linken – Kapitalismuskri-
tikern vorgetragen, und in deren Fall war 
die Prognose von der Wunschvorstellung 
nicht immer leicht zu unterscheiden. Sim-
pel gesagt: Wenn man dem Kapitalismus 
den Tod an den Hals wünscht, dann ist 
man leicht versucht, die entferntesten In-
dizien für seinen Exitus zusammenzutra-
gen. Deshalb ist ja unter Ökonomen auch 
der Witz verbreitet, von den zwei letzten 
gefährlichen Krisen des Kapitalismus hät-
ten die Marxisten 50 vorausgesagt. Wenn 
man für jedes Jahr eine schwere Krise vo-
raussagt, und dann hat man in 60 Jahren 
zwei Mal recht, dann ist das keine beson-
ders exakte Prophezeiung, sondern eher von 
der Art, dass „auch ein blindes Huhn ein-
mal ein Korn findet“. 

Doch jetzt verbreitet sich die Katastrophen-
stimmung auch unter jenen, die den Kapita-
lismus für ein dynamisches, funktionstüch-
tiges System oder zumindest für rettenswert 
halten. Die Österreichische Nationalbank 
veranstaltet demnächst gemeinsam mit der 
Kontrollbank und dem Club of Rome eine 
Tagung zum Thema „Säkulare Stagnation“. 
Sieben Jahre nach Ausbruch der Finanzkri-
se nimmt die ökonomische Debatte damit 
eine bemerkenswerte Wendung. 

Denn 2008 schien es noch so, als stün-
de eine Neuauflage der alten Kontroverse 
zwischen „Neoklassikern“ (also den neo-
liberalen Ökonomen) und den „Keynesia-
nern“ an. Die Neoklassiker setzten voll auf 
Austerität: Wenn alle Wirtschaftssubjekte 
zusammen – vor allem der aus ihrer Pers-
pektive böse Staat, aber auch private Haus-
halte und Banken – nur ihre Schuldenstän-
de reduzieren, wenn Löhne und Sozialleis-
tungen gesenkt werden, dann würden die 
Finanzmärkte wieder Vertrauen fassen, die 
Unternehmen wieder Optimismus entwi-

James K. Galbraith

Der US-Ökonom wirkt 
an der University of 
Texas und am Levy 
Economics Institute. Er 
arbeitete gemeinsam 
mit Yanis Varoufakis an 
dem Buch „Beschei-
dener Vorschlag zur 
Lösung der Eurokrise“ 
und veröffentlichte 
zuletzt „The End of 
Normal“

„Im Kapitalismus 
sind Prosperität 
und Innovation 
grundsätzlich auf 
Schulden gebaut“
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Herbert Cordt (Hg.): 
Auf der Überholspur. 

Zeitzeugen über das 
Golden Zeitalter der 

österreichischen 
Wirtschaft. Molden, 

304 S., € 34,90

Franco Moretti: 
Der Bourgeois. 
Suhrkamp, 2014,   
275 S., € 25,70

Franco Moretti, 
Dominique 
Pestre: Banksprech. 
Deutsch in Merkur 
69/2015

Ö sterreich und seine Industrie, das war 
schon in der Habsburgermonarchie 

ein Problem. Die erste Dampfmaschine 
betrieb hierzulande keine Baumwollfabrik, 
sondern einen Springbrunnen im Park des  
Belvedere. Joseph II. verzweifelte an sol-
cher Mentalität und versuchte, Kapitalisten 
zu importieren. Es gelang ihm nur bedingt. 
Das goldene Zeitalter der österreichischen 
Wirtschaft begann erst nach dem Staatsver-
trag und es dauert, dem Herausgeber die-
ses Buchs zufolge, bis heute an.

Herbert Cordt war Mitarbeiter im Ka-
binett des Finanzministers Hannes An-
drosch; heute ist er Aufsichtsratsvorsitzen-
der der RHI und betreibt ein Büro als Busi-
ness Consultant in Wien. Beim Verkauf der 
bulgarischen Mobiltel und der serbischen 
Mobtel war er beteiligt. Cordt und sein Mit-
arbeiter, der Journalist Gerd Millmann, ha-
ben mit zahlreichen Personen gesprochen 
– lauter Männern, wie Cordt selbstkritisch 
anmerkt, aber das spiegle die Verfasstheit 
der Großindustrie in den vergangenen Jahr-
zehnten wider. 

Diese Interviews sind zum Teil erfri-
schend offen; vor allem Rudolf Streicher, 
der ehemalige Minister und spätere Ge-
neraldirektor von Steyr Daimler Puch und 
der ÖIAG, nimmt sich kein Blatt vor den 
Mund. Egal, ob es um den Verkauf von 
Steyr an Magna geht (weit unter Preis und 
komplett hinter dem Rücken des Chefs von 
der Bank abgemacht, angeblich auf Sach-
bearbeiterebene) oder um die Krone-Kam-
pagne für die Kfz-Kennzeichen – hier redet 
einer erfrischenden Klartext.

Streicher behauptet übrigens auch, die 
Verstaatlichte Industrie haben den Steuer-
zahler keinen Schilling gekostet (Seite 41), 
während Hannes Androsch das Verstaat-
lichten-Debakel mit 150 Milliarden Schil-
ling beziffert (Seite 54). Es macht Spaß, sol-
che Widersprüche aufzuspüren. Politische 
Gegner kommen ebenso zu Wort wie Geg-
ner innerhalb einer Partei. 

Wesentliche Vorgänge werden fast im-
mer von zwei Seiten beleuchtet. Spannend, 
wenn Christian Konrad seine Sicht des Ver-
suchs schildert, die CA für Raiffeisen zu 
kaufen, und wenn Ferdinand Lacina sich 
an den gleichen Termin erinnert. Der Film 
„Rashomon“ von Akira Kurosawa kommt 
einem in den Sinn. Manchmal, wenn etwa 
Herbert Krejci, der Generalsekretär der In-
dustriellenvereinigung, erzählt, wie sehr die 
Industriellen Bruno Kreisky respektiert hät-
ten, wird’s anekdotisch. Aber es bleibt im-
mer instruktiv.

Über allem schwebt der Geist von Han-
nes Androsch. Das Hohelied von dessen er-
folgreicher Hartwährungspolitik wird gern 
gesungen, und auch das letzte Wort hat der 
ehemalige Finanzminister. Er warnt davor, 
Entwicklungen der kommenden Robotik zu 
unterschätzen oder ihnen mit Maschinen-
stürmerei und bürokratischen Vorschriften 
zu begegnen.

Essays des Historikers Oliver Rath-
kolb und des ehemaligen Wifo-Chefs Hel-
mut Kramer runden das spannende Buch 
ab. Angesichts der Krise und Gefahren der 
Gegenwart, schreibt Kramer, entspreche es 
„nicht der traditionsreichen Rolle der In-
dustrie, in Resignation und Abwarten zu 
verfallen“.� A T

D er Anglist und Komparatist Fran-
co Moretti gilt als der innovativs-

te Literaturwissenschaftler der Gegen-
wart. Das behauptet der Suhrkamp Verlag, 
in dem Morettis Buch „Der Bourgeois“ 
erschienen ist, und wahrscheinlich hat er 
Recht. Moretti, der an der kalifornischen 
Stanford University lehrt, geht es um Spra-
chanalyse als Gesellschaftsanalyse. Die Li-
teratur, sagt er, zeigt uns den Geist der Epo-
che ebenso wie die Gesellschaft oder die 
Wirtschaft.  

Schnell wird klar, dass der Bourgeois sei-
nen eigenen Stil hat, den prosaischen Stil. 
Dieser Stil ist der eigentlich Held des Bu-
ches, wie Moretti am Ende bemerkt. Der 
Bourgeois spricht die Sprache der Ratio-
nalität, aber „nicht nur als Darstellungs-, 
sondern als Lebensweise“. 

Moretti belegt das mit Untersuchungen, 
wie sie erst die digitale Erfassung litera-
rischer Werke ermöglicht, nämlich durch 
quantitative Untersuchungen des Wort-
materials. Wie oft werden welche Wörter 
verwendet, welche Satzkonstruktionen sind 
dominant? Robinson Crusoe zum Beispiel 
wird durch exzessiven Gebrauch des Per-
sonalpronomens zum Mittelpunkt des Ro-
mans von Daniel Defoe („ich beschloss, ich 
nahm mit, ich versah“ etc.), und er bringt es 
mit zwei drei Verben pro Zeile zu so etwas 
wie einer „Prosa der Zweckrationalität“ – 
zweihundert Jahre, ehe der Soziologe Max 
Weber diesen Terminus prägte, also zu ei-
ner „Prosa, deren Stil vom Nützlichkeits-
denken bestimmt ist“.

Bürgerliche Prosa will wirken, sie bringt 
etwas hervor, sie gestaltet die Welt. Aber 
sie kommt durch den Kapitalismus, den 
sie hervorbringt, in einen „irren Zwiespalt“, 
nämlich in jenen zwischen ihrer Ehrlich-
keit, mit der sie ihre Taten nach morali-
schen Kriterien bewertet, und der Haltung 
des modernen Kapitalisten, der kein ratio-
naler Erschaffer mehr ist, sondern ein irra-
tionaler Zerstörer. Der Produzent wird zum  
Spekulanten. 

Das Problem: „Selbst wenn man ehrlich 
sein will, kann man es nicht, weil Ehrlich-
keit die Existenz von Tatsachen voraus-
setzt, denen sich die Spekulation – selbst 
im neutralen Wortsinn – gerade entzieht.“ 
So stößt auch Literaturwissenschaft auf ei-
nen dominierenden Konflikt unserer Epo-
che, jenen zwischen Finanzkapital und 
Realwirtschaft.

*
Mit einem Kollegen untersuchte Moretti 
auch die Sprache der Weltbankberichte. Die 
sachliche Sprache der 1950er- und 1960er-
Jahre voller Dämme, Äcker und Kraftwer-
ke, in der unterstützt, gefördert und voran-
getrieben wird, weicht einer Finanzsprache, 
wo nur noch von Kredit, Rückstellung und 
Sicherheit die Rede ist, von Zielen, Priori-
täten und Prinzipien. Governance ist hier 
das Königswort. 

Die Sprache der Produktion wurde zu ei-
ner der Moral, voller Engagement, Verant-
wortung und Sorge. Menschen werden zu 
Kunden, das konkrete Projekt wird wolkig. 
Ein Wort kommt in siebzig Berichtsjahren 
nie vor: „widersprechen“. „Widerspruch“ er-
scheint zweimal. Resümee: „Alles wird ver-
ändert, nichts wird vollbracht“. Dieses Pro-
jekt sollte Nachahmer anregen.� A T
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E
ine wachsende Zahl von Einkommens-
millionären, Großerben und Vermö-
gensmilliardären auf der einen Seite, 

Massenarbeitslosigkeit, Armut und Ab-
bau des Sozialstaates auf der anderen Sei-
te. In der europäischen Finanzkrise explo-
diert jene soziale Ungleichheit, die ihren 
Ursprung in den konservativen Revoluti-
onen von Margaret Thatcher und Ronald  
Reagan in den 1980er-Jahren hatte.

Wenn schon nicht in der Politik, so ist 
zumindest in der wissenschaftlichen For-
schung eine deutliche Reaktion erkennbar: 
Analysen der vielfältigen Dimensionen der 
Ungleichheit und ihrer Ursachen stehen 
spätestens seit Thomas Pikettys „Das Ka-
pital im 21. Jahrhundert“ im Mittelpunkt 
der akademischen Debatte. 

Die Grundlagen für die Arbeiten der 
jungen Forscher um Piketty lieferte in den 
letzten fünf Jahrzehnten der Brite Tony 
Atkinson, Jahrgang 1944. In 50 Büchern 
und hunderten wissenschaftlichen Artikeln 
hat der Doyen der internationalen Vertei-
lungsökonomie, der eigentlich Mathema-
tiker werden wollte, die vorhandenen Da-
ten zur Einkommens- und Vermögensver-
teilung akribisch zusammengetragen und 
genau untersucht, Analysemethoden weiter-
entwickelt und politische Reformvorschlä-
ge auf ihre Finanzier- und Umsetzbarkeit 
hin beurteilt.

Radikaler Reformismus
Atkinsons präsentiert in seinem im Früh-
jahr 2015 erschienenen Buch „Inequality: 
What can be done?“ die zentralen Ergeb-
nisse dieser jahrzehntelangen Forschung 
in Form von 15 handfesten Vorschlä-
gen für eine Politik der Verringerung der 
Ungleichheit. 

Die Vorschläge des Wissenschaftlers be-
ruhen auf profunden Analysen, sind abwä-
gend formuliert und werden zurückhal-
tend vorgetragen, gleichzeitig spiegeln sie 
die Werte eines engagierten Bürgers wider, 
sind so innovativ wie umsetzungsorientiert. 
Thomas Piketty nennt in seiner Rezension 
in der New York Review of Books das Pro-
gramm des öffentlichen Intellektuellen An-
thony B. Atkinson einen „neuen radikalen 
Reformismus“.

Die Vorschläge nehmen Bezug auf die 
empirischen Erfahrungen der deutlichen 
Verringerung der Ungleichheit in den Nach-
kriegsjahrzehnten und ihrer neuerlichen 
Ausweitung seit den 1980ern. Weil Atkin-
son diese politischen Trendwenden vor al-
lem als Ergebnis von Machtverschiebun-
gen in der Gesellschaft sieht, geht es ihm 
in einem Kernbereich seiner Ideen um die 
Etablierung neuer Rechte für die weniger 
Begünstigten. 

Er spricht sich für allgemeine Sozial-
versicherung und soziale Dienstleistun-
gen für alle und gegen einen bedarfsorien-
tierten Sozialstaat nur für die Armen aus 
und begründet die Forderung nach einem 
EU-weiten Grundeinkommen für Kinder. 
Ein verpflichtender Mindestlohn, von dem 
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A
ls Deutscher über Humor zu sch-
reiben ist heikel und fast so, als 
schriebe ein Schotte über Maßlo-

sigkeit.“ Mit diesen Worten beginnt der 
deutsche Ökonom Fred Luks das Kapitel 
über „Humor“ in seinem Buch über ökolo-
gische Nachhaltigkeit. Das ist mutig. Ers-
tens, weil der Witz mit nationalen Stereo-
typen spielt und somit politisch inkorrekt 
ist. Zweitens, weil Humor im Nachhaltig-
keitsdiskurs nichts zu suchen hat. Bei der 
Nachhaltigkeit geht es ja um unser aller 
Überleben. Die Sache ist ernst.

Das seltsame, luzide Buch mit dem Titel 
„Öko-Populismus“ könnte man mit einem 
schnellen Blick für das Werk eines Antiöko-
logen halten. Aber Luks ist seit Jahrzehnten 
selbst Teil der Nachhaltigkeitsdiskurse. Er 
war Vorsitzender der Vereinigung für Öko-
logische Ökonomie und arbeitet als Leiter 
des Kompetenzzentrums für Nachhaltigkeit 
an der Wirtschaftsuniversität Wien. Wenn 
er die Nachhaltigkeitsdiskurse kritisch auf-
spießt, dann auf die Art, wie man im er-
weiterten Freundeskreis seine eigenen Leu-
te kritisiert. Seine kritische Auseinander-
setzung mit nachhaltig motivierter Wachs-
tums- und Kapitalismuskritik habe Luks 
nicht geschrieben, „obwohl ich mit ihr sym-
pathisiere – sondern weil ich es tue“.

Das Buch ist als feuilletonistisches Lexikon 
konstruiert, von A wie „Aufmerksamkeit“ 
über F wie „Freiheit“ bis Z wie „Zitate“. 
In den Einträgen, die mal längere Essays, 
mal kleinere Glossen sind, knöpft sich Luks 
Standards der Ökodiskurse vor. Seine Kri-
tik lautet: Eine bestimmte Spielart der Öko-
diskurse ist drauf und dran, mit der Demo-
kratie zu brechen.

Demokratien sind schwerfällig, die not-
wendigen Kurswechsel sind praktisch nicht 
durchzusetzen, so lautet die Storyline. Des-
halb liebäugeln manche Ökotechnokraten 
schon mit Regimes wie China. Da gibt es 
eine Regierung, die auf keine Opposition, 
aber auch auf keine Klientel Rücksicht neh-
men muss. Wenn die am Freitag beschließt, 
ab Montag darf kein Motorroller mehr fah-
ren, sind eben am Montag keine Motorrol-
ler mehr auf der Straße.

Damit liebäugelt mancher Nachhaltig-
keitsautor angesichts der Realität im de-
mokratischen Westen, in dem man für je-
den Radweg mehrjährige Verfahren samt 
Bürgerbeteiligung braucht. Auch die Gän-
gelung der Bürger zur Durchsetzung des 
Guten hält Luks für fragwürdig. An einem 
sonnigen Tag, schreibt er, sei „es“ passiert: 
Da saß er mit Freunden zusammen und 
sagte, dass ihm im Zweifel Freiheit wich-
tiger sei als Nachhaltigkeit. „Alle schauten 
mich an, als hätte ich gerade den Holo-
caust geleugnet.“

Auch die Vorstellung einer Gemein-
wohlökonomie, die die Ego-Ökonomie 
des Kapitalismus ablösen sollte, habe sei-
ne kritikwürdigen Seiten, schreibt Luks. Sie 
würde stillschweigend voraussetzen, dass 
es unter einer großen Mehrheit der Men-

man leben kann, verringert Armut und er-
höht die Arbeitsanreize. Gleichzeitig macht 
Atkinson den Vorschlag, ein Recht auf ei-
nen öffentlichen Arbeitsplatz zum Mindest-
lohn einzuführen, um die Arbeitslosigkeit 
zu verringern.

Erbschaft für alle 18-Jährigen
Ein weiteres Set an Maßnahmen verbindet 
Reformen im Wohlfahrtsstaat mit jenem im 
Steuersystem. 

Eine stärkere Progression der Einkom-
mensteuer bis zu einem Spitzensteuersatz 
von 65 Prozent (Großbritannien derzeit 45 
Prozent, Österreich ab 2016 55 Prozent) 
soll zur Finanzierung höherer Ansprüche 
im Sozialstaat vor allem zu einer markan-
ten Erhöhung der Kinderbeihilfen genutzt 
werden. 

Die Bekämpfung von Armut unter Kin-
dern durch bessere soziale Absicherung, 
der Ausbau der Kindergärten und eine 
Öffnung des Bildungssystems sind Atkin-
son ein Kernanliegen. Nachdem die For-
derung „Reiche Eltern für alle!“ nicht un-
mittelbar umsetzbar erscheint, schlägt At-
kinson eine Erhöhung der Erbschaftssteuer 
und ihre Weiterentwicklung zu einer Steuer 
auf alle Lebenskapitalzuflüsse vor. 

Mit dem Steueraufkommen will er eine 
„Erbschaft für alle“ finanzieren: Jeder Staats-
bürger erhält im Alter von 18 Jahren eine 
Kapitalsumme von 10.000 Pfund (knapp 
15.000 Euro) als Grundausstattung.

Mit der erfreulichen Konkretheit der 15 
Vorschläge ist der einzige nennenswerte 
Nachteil des Buches verbunden: Es ana-
lysiert Ungleichheit zwar international, 
konzentriert die Politikvorschläge aber auf 
Großbritannien. Selbstverständlich kann 
man dies auch als Vorteil sehen, weil es 
zeigt, wie viel an Verteilungspolitik nach 
wie vor auf der Ebene des Nationalstaa-
tes möglich ist. 

Jetzt fehlt nur die Anpassung der Atkin-
son-Empfehlungen auf die sozialen Reali-
täten in Österreich, wo die Verteilung dank 
eines nach wie vor funktionierenden Wohl-
fahrtsstaates gerechter ist. Sie sollte von 
jenem Geist des Gestaltungswillens und 
Optimismus geprägt sein, der auch Atkin-
sons Buch durchzieht und auf zwei festen 
Grundpfeilern ruht: Ungleichheit hat ne-
gative Auswirkungen auf Gesellschaft und 
Wirtschaft, ihre Verringerung muss deshalb 
ein allgemeines Ziel der Politik sein; der 
Wohlstand in unseren Gesellschaften ist so 
hoch wie nie zuvor, damit sind ausreichen-
de wirtschaftliche Spielräume für ein gutes 
Leben für alle vorhanden.

In Atkinsons ebenso konkret und klar 
präsentierten wie wissenschaftlich und po-
litisch nüchtern belegten Vorschlägen kul-
minieren die Schlussfolgerungen aus dem 
Lebenswerk des bedeutendsten Verteilungs-
ökonomen unserer Zeit. 

Keine Frage, es ist längst an der Zeit, 
dass der mehrfache Ehrendoktor, 2000 in 
Großbritannien geadelt und 2001 zum Rit-
ter der französischen Ehrenlegion ernannt, 
den Preis für Wirtschaftswissenschaften der 
schwedischen Reichsbank in Gedenken an 
Alfred Nobel erhält. � F

schen einen Konsens darüber gäbe, worin 
das Gemeinwohl bestünde, und dass es, 
wenn dieser Konsens erst festgestellt ist, 
eine einfache Sache wäre, gesellschaftliche 
Regeln aufzustellen, an die sich alle frei-
willig halten und die dann die gewünsch-
ten Ergebnisse herbeiführen würden. Dabei 
wird von den Theoretikern der Gemein-
wohlökonomie eine Gesellschaft voller 
Glück entworfen, in der alle im Einklang 
mit der Natur leben würden, die aber ver-
dammt nach einem Paradies für Pedanten 
aussieht und Luks ein wenig an Nordko-
rea erinnere. 

In zu vielen Schattierungen des Nachhaltig-
keitsdiskurses wird die Komplexität von 
Gesellschaften unterschätzt und als ein 
Übel eingeschätzt. Dabei ist es in fortge-
schrittenen, modernen Gesellschaften so, 
dass jede Handlung eine Vielzahl an Hand-
lungsfolgen zeitigt, die man unmöglich im 
Blick haben kann. Das ist eben der Preis der 
Freiheit und der gesellschaftlichen Entwick-
lung. Wer dahinter zurück will, muss sich 
kritische Fragen gefallen lassen. Nicht sel-
ten werden gerade die komplexen Vermitt-
lungsformen repräsentativer Demokratie im 
Ökodiskurs scheel angesehen – würde man 
Leute nur durch direkte Demokratie selbst 
entscheiden lassen, wäre alles viel einfacher 
und daher auch besser. 

Die Stärke von Luks’ Buch liegt in der 
ironischen Lässigkeit, mit der er all das 
vorträgt, und darin, dass die Kritik an den 
zeitgenössischen Ökodiskursen eben nicht 
mit dem verbiesterten Ressentiment daher-
kommt, das aus den Postingforen quillt, 
wenn „Umerziehungsfantasien“ von „Grü-
ninnen“ gegeißelt werden. Luks’ Kritik ist 
eben eine linke, demokratische und ökoli-
bertäre Einrede eines Sympathisanten, der 
die Schwachstellen der eigenen Überzeu-
gungen freilegen will, ohne das Problem 
zu leugnen – also die Gefahr des ökologi-
schen Kollapses. Er sagt nicht: Das Problem 
existiert nicht. Er sagt nur: Die Dinge sind 
nicht so einfach, wie der Ökopopulist sich 
das vorstellt, und man sollte noch ein paar 
andere wichtige Themen bitte dazudenken 
– eben Themen wie Demokratie, Freiheit, 
Lebensfreude und Ähnliches. 

Natürlich kann man Luks fragen, wor-
auf denn das alles hinauslaufen soll. Kann 
er nur die Ökodiskurse kritisieren oder hat 
er auch eine Lösung? Oder ist die Lösung 
so eine Art Mittelweg: So viel ökologisches 
Umsteuern wie möglich, aber ohne Freiheit, 
Demokratie, Innovation und Unternehmer-
tum gleich mit zu entsorgen. Luks weiß 
freilich selbst auch, dass es dann womöglich 
bei den Lippenbekenntnissen zu Nachhal-
tigkeit und „verantwortlichem Wirtschaf-
ten“ bleibt, aus denen dann exakt nichts 
folgt. 

Freilich ist auch die Forderung, jemand 
habe stets eine „Lösung“ mitzuliefern, ein 
populistisches Argument. Das, was Luks 
mit Recht kritisiert, ist ja eben kritikwür-
dig. Und wenn etwas kritikwürdig ist, dann 
muss es kritisiert werden – der Kritiker ist 
nicht verpflichtet, eine einfache Problemlö-
sung gleich mitzuliefern. � F

Recht auf Arbeit für alle und 
andere kluge Vorschläge

Die Umweltfreunde 
kennen keinen Spaß
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Der britische Ökonom Anthony B. Atkinson hat sein Forschungswissen 
aus fünf Jahrzehnten in 15 politische Forderungen gegossen 

Fred Luks ist Ökoökonom und Nachhaltigkeitsfreak. In einem 
amüsanten Buch spießt er jetzt die Ökodummheiten von A bis Z auf
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Joseph Stiglitz: 
Reich und Arm. 
Die wachsende 
Ungleichheit in 
unserer Gesell-
schaft. Siedler,  
512 S., € 25,70

C olin Crouch ist Politologe und Autor des 
Bestsellers „Postdemokratie“. In seinem 

neuen Buch rückt er der Illusion zu Leibe, 
der Mensch sei ein nach rationalen Krite-
rien funktionierendes Wesen. Der Neolibe-
ralismus und dessen Denker – Crouch ver-
wendet Philip Mirowskis Terminus „neo-
liberales Denkkollektiv“ – setzen ja voraus, 
dass ein idealer Markt aus Wesen besteht, 
die ihre Entscheidungen rational nach jenen 
Informationen treffen, die ihnen zur Verfü-
gung stehen. Der Markt wiederum regelt, 
dass das die besten, also richtigen, Infor-
mationen sind.

Crouchs Buch zeigt auf verschiedenen 
Ebenen, dass diese Grundannahme falsch 
ist. Einmal trifft es nicht zu, dass der Markt 
selbst keinen seiner Teilnehmer dazu ver-
führt, Informationen zu fälschen oder zu 
unterdrücken. In der Finanzkrise geschah 
genau das: „Anstatt Anreize für das Sam-
meln von Informationen zu liefern und da-
durch ihr Funktionieren zu gewährleisten, 
gaben die Finanzmärkte ihren Akteuren 
hochriskante Anreize, das Gegenteil zu tun 
… Der Markt brachte eben nicht das perfekte 
Wissen hervor, sondern sein Gegenteil.“

Zudem, man muss es leider sagen, pas-
sen Markt und Moral nicht wirklich zusam-
men. Noch Adam Smith, der als Begründer 
der Lehre vom sich selbst regelnden Markt 
gilt, ging von der Annahme aus, „dass der 
Markt in ein allgemeines Moralempfinden 
eingebettet sei“. Heute stehen neoliberale 
Markttheoretiker vor der Frage, ob morali-
sche Bedenken von Managern Profite sen-
ken und so irrationales Markthandeln dar-
stellen können.

Man denke an das aktuelle Beispiel der 
betrügerischen Software, mit der das VW-
Management Konsumenten hinters Licht 
führte. Crouch spricht übrigens vom Bei-
spiel der Fahrzeugemissionen, ohne von 
VW zu wissen. Er führt das Beispiel nur 
an, um zu zeigen, dass hier Instanzen wie 
Umweltforscher von außerhalb regulierend 
in den Markt eingreifen.

Vor den Bohrungen von BP im Golf von 
Mexiko warnten Ingenieure des Konzerns 
vor nicht ausreichenden Sicherheitsstan-
dards. Die Finanzverantwortlichen lehnten 
solche Maßnahmen als profitsenkend ab.

Kurz, im Neoliberalismus leiten Märkte 
nicht zur Moral an, sie verleiten zu Korrup-
tion und Desinformation. Crouch ist gewiss 
kein Feind von Marktwirtschaft. Er argu-
mentiert immer fair. Umso schwerer wiegt 
sein Befund: Die manipulativen Interessen 
der Superreichen treffen sich mit jenen der 
Medien, die oft ebenfalls Superreichen ge-
hören. Informationen werden systematisch 
verfälscht. Das betrifft nicht nur Journalis-
mus, sondern auch Wissenschaft und For-
schung. Auch das System der öffentlichen 
Fürsorge ist infiziert. 

Crouchs Beispiele aus England mögen 
uns extrem erscheinen (etwa Geldprämi-
en für Ärzte, die frühzeitige Demenz bei 
Alten melden), das Resümee des Buchs ist 
aber alarmierend. Es schließt nämlich nur 
mit einer Frage: „Gibt es überhaupt einen 
Weg, der aus dieser Situation herausführt? 
Und sind wir, falls es ihn gibt, willens, die 
Kosten für Inspektionen und andere Regu-
lierungsmaßnahmen zu tragen, um ihn zu 
beschreiten?“� A T

r e z e n s i o n : 

st  e p h a n  s c h u l m e i st  e r 

M
it einem Buch dieses Titels lädt der 
Journalist Peter Rabl die Leser ein, 
„sich stärker und konstruktiv in die 

gesellschaftliche und politische Diskussi-
on über einen reformierten, leistungsfähi-
gen Wohlfahrtsstaat einzubringen“. Denn: 
„Die Österreicher wollen es in ihrer gro-
ßen Mehrheit nicht wahrhaben, dass es mit 
ihrem Wohlfahrtsstaat bergab geht.“ Das 
bringe „unser gesamtes europäisches Sys-
tem der sozialen Demokratie ernsthaft in 
Gefahr“.

Rabl benennt die wichtigsten Heraus-
forderungen des Wohlfahrtsstaats wie 
Arbeitslosigkeit, prekäre Jobs, Armut,  
Zweiklassenmedizin etc. Aber seine eigene 
Position bleibt oft unklar. Einerseits lobt er 
die Errungenschaften des Wohlfahrtsstaats, 
insbesondere im Hinblick auf Armutsbe-
kämpfung, soziale Sicherheit und gesell-
schaftlichen Zusammenhalt, und verteidigt 
ihn gegen neoliberale Hardliner, anderer-
seits entsprechen seine Diagnosen und The-
rapien oft dem neoliberal-symptomorien-
tierten Mainstream (bei radikalen Rezepten 
wie der Streichung der Notstandshilfe lässt 
er aber passende Experten sprechen).

Beispiel Sozialausgaben: „Die gute Nach-
richt ist, dass damit ein hohes Maß an so-
zialem Ausgleich und eine sehr erfolgreiche 
Bekämpfung von Armut erreicht werden. 
(...) Die schlechte Nachricht ist, dass fast 40 
Prozent der Einnahmen aller Haushalte (...) 
aus solchen staatlichen Transfers kommen 
(...). Damit ist Österreich absoluter Spitzen-
reiter in der Abhängigkeit seiner Bürgerin-
nen und Bürger von ‚Vater Staat‘.“ 

Wenn ein Bedürftiger in Österreich bes-
ser unterstützt wird als anderswo (was viel-
fach gar nicht stimmt), dann stärkt es doch 
seine Freiheit. Neoliberale Vordenker ha-
ben den Sozialstaat immer schon als „Be-
vormundungseinrichtung“ diffamiert – im 
Interesse derer, die ihn nicht brauchen und 
nichts beitragen wollen.

Neoliberale Tauschlogik
Und Rabl fügt hinzu: „Auch ohne präzi-
se Untersuchungsergebnisse kann man 
unterstellen, dass die gesamtstaatli-
che Großzügigkeit (...) nicht wirklich zu 
Eigeninitiative und Eigenverantwortung 
anregt.“ Kann man nicht – die Hauptursa-
che mangelnder Eigeninitiative ist ihre Aus-
sichtslosigkeit. Es braucht mehr Jobs, und 
die entstehen nicht, wenn ich Menschen 
deklassiere (wie viele Bewerbungsschrei-
ben muss ein 55-jähriger Arbeitsloser 
schreiben?).

Weiter: „Und die ganz schlechte Nach-
richt betrifft jene rund zwei Millionen Steu-
erzahler, die mehr in den Transfertopf hin-
einzahlen als sie an Leistungen daraus kas-
sieren.“ Hier beurteilt Rabl Sozialstaatlich-
keit nach der neoliberalen Tauschlogik. Das 
ergibt keinen Sinn. Es war ja von Anbeginn 
Zweck der Übung, Solidarität als Eigennutz 
sozialer Ordnung zu etablieren, als Aus-
gleich zum individualistischen Eigennutz 
der Marktlogik.

Konkret: Wenn ich einen gutbezahlten 
Bürojob habe, den Höchstbeitrag in die 
Krankenkasse einzahle und selten krank 
werde, ein Bauarbeiter aber weniger ein-
zahlt und öfter eine Behandlung „kas-
siert“, dann tut das auch mir gut. Wenn 
ich schon einen besseren Job habe und ge-
sünder bleibe, leiste ich wenigstens einen 
Ausgleichsbeitrag.

Organisierte Solidarität
Organisierte Solidarität ist die Essenz des 
Sozialstaats. So wie die Arbeiter eines Be-
triebs sich ursprünglich eine Krankenkas-
se schufen, in die jeder einzahlte für jene, 
die krank werden (vielleicht man selber), so 
soll jeder nach seinen Möglichkeiten beitra-
gen zur Absicherung aller Menschen gegen 
Grundrisiken des Lebens (Unfall, Krank-
heit, Behinderung, Armut, Arbeitslosigkeit), 
zur Verbesserung der Entfaltungschancen 
(Bildungssystem) und der gesellschaftli-
chen Teilhabe (öffentlicher Verkehr, Ener-
gieversorgung etc.).

Bis zur neoliberalen Konterrevolution 
haben überproportionale Beiträge der Ver-
mögenden und die Vollbeschäftigungspoli-
tik den Sozialstaat zum Erfolgsmodell ge-
macht. Der Gewinn: In einer Gesellschaft 
leben, in der niemand verkommt – das tut 
auch Reichen gut.

Heute ist das anders: Armut ist un-
übersehbar, Verdrängung erleichtert nicht, 
Rechtfertigungssprache („Leistungsträger“) 
lügt, die Steuererleichterungen für Reiche 
übersteigen ihre Spenden, auch „sozial 
sein“ wurde billiger – doch bleibt ein mie-
ser Nachgeschmack.

Also muss die Wissenschaft beweisen: 
Ungleichheit, „Entfesselung“ der Märk-
te und Sozialabbau sind für alle gut. Wird 
die Unterstützung Bedürftiger gekürzt, er-
blüht ihre Eigeninitiative und sie können 
endlich in Freiheit leben – vielleicht in ei-
nem Park.

Um all das zu belegen, braucht es bril-
lante Köpfe – es ist ja viel schwieriger, das 
Falsche als richtig darzustellen als als das, 
was Sache ist. Also wird die Welt seit lan-
gem mit einem Netz von Thinktanks und 
gesponserten Lehrstühlen überzogen, und 
das ist nicht billig – so leisten auch die Rei-
chen ihren Beitrag. Richtig glücklich wer-
den die Legitimationskünstler, egal ob 
Handwerker österreichischer Denkfabriken 
oder Nobelpreisträger aus Chicago, dennoch 
nicht – gekauftes Denken entfremdet.

Man sieht: Das Buch regt an und das 
liegt – für mich – weniger an Rabls Diag-
nosen und (spärlichen) Therapievorschlä-
gen, sondern an der ungeheuren Bedeutung 
des Themas – da hat er völlig recht! Die De-
batte um den Sozialstaat müsste in Öster-
reich grundsätzlich (und nicht auf der Ebe-
ne von Einzelmaßnahmen) geführt werden. 
Noch ist er bei uns nicht zerstört (wie in 
Südeuropa).

Dann wäre auch zu klären, warum Pha-
sen der Einführung bzw. des Ausbaus des 
Sozialstaats gleichzeitig Phasen der Pros-
perität waren wie 1890 bis 1914 oder 1950 
bis 1975 – was umgekehrt, also im Fall sei-
ner Demontage, nicht der Fall ist. � F
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r e z e n s i o n : 

R ud  o l f  W a l t h e r 

I m Oktober 2010 sorgte in Frankreich 
ein „Manifest bestürzter Ökonomen“ für 

Furore. Bestürzt waren die außerhalb der 
Fachwelt unbekannten Ökonomen darüber, 
dass sie in der Wirtschaftspresse und in den 
Talkshows die gleichen alten Gemeinplätze 
und „Denkschablonen der neoliberalen Or-
thodoxie“ zu lesen und zu hören bekamen. 
Und noch empörender war für sie, dass das 
alles auch unter der Flagge „Wissenschaft“ 
auftrat und die Realität – die „Macht der 
Finanzmärkte“ und global agierende Kon-
zerne – immer ausgeblendet bliebe.

Das „Manifest“ wurde schnell von 700 
Ökonomen und anderen Sozialwissenschaft-
lern unterzeichnet und in kurzer Zeit über 
100.000-mal verkauft. Es analysierte und 
kritisierte zehn ökonomisch „falsche Ge-
meinplätze“. Ein Einwand gegen das Mani-
fest lautete damals, dass es nur wenige Al-
ternativvorschläge enthalte und diese nicht 
alle überzeugten. Auf diese Kritik reagiert 
das eben erschienene „Neue Manifest der 
bestürzten Ökonomen“. Es beschreibt „15 
Baustellen für eine andere Ökonomie“ und 
präsentiert in jedem Kapitel Alternativen zu 
den Dogmen der neoliberalen Sekte.

Fünf starke normative Grundlagen
Gleich im ersten Kapitel machen die Auto-
ren deutlich, dass es ihnen nicht um eine 
„Rückkehr zu“, sondern um einen „Auf-
bruch nach“ geht, wörtlich: „um eine Flucht 
nach vorn“, heraus aus der „globalen, wirt-

r e z e n s i o n : 

kurt     ba  y e r 

I n „Reich und Arm. Die wachsende Un-
gleichheit in unserer Gesellschaft“ repro-

duziert der im besten Sinn „politische Öko-
nom“ Joseph E. Stiglitz, also einer, der sich 
mit realen Problemen der Bürgerinnen und 
Bürger befasst, 51 Artikel, die er in den Jah-
ren 2012–14 in amerikanischen Zeitungen 
und Zeitschriften publiziert hat, und ver-
sieht seine acht Kapitel mit jeweils neuen 
Einleitungen. Wie immer bei Stiglitz sind 
sie sehr persönlich gehalten, manchmal 
nicht uneitel, aber auch selbstkritisch.

Was das gesamte Buch durchzieht, ist 
die sehr wichtige Lektion, dass die zuneh-
mende Ungleichheit nicht „ökonomischen 
Gesetzmäßigkeiten“ folgt, sondern die Fol-
ge politischer Entscheidungen ist, geschul-
det den Interessen und den Einflussmög-
lichkeiten der obersten „1 Prozent“ auf die 
Wirtschaftspolitik zu Lasten der anderen 
99 Prozent.

Konkret datiert Stiglitz die zunehmen-
de Ungleichheit auf den Regierungsantritt 
Ronald Reagans. Dieser Weg wurde auch 
von späteren Präsidenten bis hin zu Oba-
ma (mit unterschiedlicher Intensität) fort-
gesetzt. Die Folge sind Einkommens- und 
Vermögenskonzentration bei den „Oberen“, 
und Stagnation der Einkommen der „un-
teren“ Mehrheit seit fast 20 Jahren, die zu-

schaftlichen, sozialen und ökologischen 
Krise“. Die Autoren berufen sich auf fünf 
starke normative Grundlagen ihrer Argu-
mentation: den Vorrang der Demokratie 
gegenüber dem Markt, die Untrennbarkeit 
von Demokratie und Gleichheit, den 
Ausgleich des Verhältnisses von Markt, 
Privatinitiative und politischem Handeln, 
den sozialen und solidarischen Umgang 
mit gemeinschaftlichen Gütern sowie die 
Umstellung von Produktion und Konsum 
auf ökologisch vertretbare Standards. Letzt-
lich plädieren sie für nichts Geringeres als 
neue Arbeits- und Lebensformen auf der 
Basis dieser fünf normativen Grundsätze.

Ohne eine „tiefgreifende Umwandlung 
unserer Produktionsweise und unseres Kon-
sumverhaltens“ sind natürliche Ressour-
cen, Biodiversität und Klima nicht zu ret-
ten. Deshalb halten die Autoren eine ökolo-
gisch fundierte Besteuerung für unumgäng-
lich, denn die Regulierung über den Markt 
(etwa bei den CO2-Zertifikaten) erwies sich 
als eine Luftnummer. Die Autoren emp-
fehlen eine Öko-Steuer von drei Prozent 
auf alle in der EU erzeugten Produkte (was 
jährlich etwa 350 Milliarden Euro einbräch-
te) als notwendig, um umzusteuern.

Gleichheit, das Herz der Wirtschaft
Mit der entschieden normativen Ausrich-
tung des Manifests handeln sich die Auto-
ren das Problem ein, dass die Schwierig-
keiten und Tücken auf dem Weg von der 
Norm zur Umsetzung ausgeblendet werden. 
Die These, wonach „Gleichheit das Herz 
der Wirtschaft“ bilde, leuchtet ebenso ein 

nehmende Prekarisierung der Arbeitswelt, 
wodurch auch ein immer geringerer An-
teil der Arbeitsfähigen sich um eine Stel-
le bemüht. 

Stiglitz betont immer wieder das Argu-
ment, dass die immer ungleichere Einkom-
mensverteilung nicht nur moralisch zu be-
anstanden ist, sondern mittel- bis langfris-
tig auch die ökonomische Position jener  
„1 Prozent“ gefährden wird, da das Ausei-
nanderbrechen der Gesellschaft zu zuneh-
mender Kriminalität, aber auch zum Kauf-
kraftschwund der amerikanischen Wähler-
schaft beitragen wird. 

Er lobt die von George Soros und War-
ren Buffet ausgehende Initiative der „Pa-
triotischen Millionäre“, die zur Einkom-
mens- und Vermögensumverteilung aufge-
rufen und sich zu höheren Steuerleistun-
gen bereit erklärt haben. 

Hochinteressant für hiesige Leser ist auch sei-
ne Beurteilung der Auswirkungen des eben 
beschlossenen transpazifischen Handelsab-
kommens TPP, die aufs Haar jener der hie-
sigen TTIP-Kritiker gleicht (wenn sie auch 
aus amerikanischer Sicht kommt). Es die-
ne nur den Interessen der transnationalen 
Unternehmen und gefährde die Demokra-
tie durch das Klagerecht der Konzerne ge-
gen Gewinnschmälerung.

Stiglitz schlägt mit diesem Buch eine 
Bresche in das von der traditionellen Öko-
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wie jene, dass „Ungleichheit ökonomisch 
unrentabel“ sei. Wenn der Zugang zu Bil-
dung und Ausbildung für Kinder, Jugend-
liche und Frauen von Ungleichheit geprägt 
ist, sind die Folgekosten für die Beseiti-
gung von Defiziten, Fehlentwicklungen und 
Schäden höher als die Investitionskosten ei-
ner auf Gleichheit ausgerichteten Bildungs-, 
Wohnungs- und Sozialpolitik. So plausibel 
diese Überlegungen, so zahlreich sind die 
Hürden bei ihrer Umsetzung.

Die neoliberal imprägnierte Wettbe-
werbsordnung in der EU lässt praktisch 
keine staatliche Industriepolitik mehr zu. 
Dem setzen die Autoren ein Konzept ent-
gegen, das mit lokalen, regionalen und na-
tionalen Industriefonds die Re-Industriali-
sierung „abgewickelter“ Regionen und die 
Abwehr von Privatisierungen und die Ab-
wanderung von Industrien ermöglicht. Un-
umgänglich dafür wäre eine Erweiterung 
der Kompetenzen staatlicher Banken. 

Während die neoliberale Orthodoxie seit 
den 1980er-Jahren in der „Lohndisziplin“ 
ein Mittel gegen Arbeitslosigkeit sieht, hal-
ten die „bestürzten Ökonomen“ diese Poli-
tik für gescheitert. Sie treten für hohe Löh-
ne ein, die die Binnennachfrage und damit 
auch die Wirtschaft fördern. Steuerentlas-
tung und Abgabenbefreiung für Unterneh-
men haben die hohe Jugendarbeitslosigkeit 
in Frankreich nicht verringert, kosteten aber 
den Staat 20 Milliarden Euro im Jahr. Mit 
gleichen Argumenten rehabilitieren die 
Ökonomen staatliche Ausgaben als sozi-
al notwendig und produktiv, die den Neo-
liberalen als überflüssig gelten.� F

nomie ignorierte Thema von Verteilungs-
fragen und liefert – mit großem journalis-
tischem Talent – einen weiteren Beitrag zu 
diesem Thema, das mit Thomas Pikettys 
bahnbrechendem „Capital“, aber auch mit 
dem kürzlich von Anthony Atkinson, dem 
auch von Stiglitz anerkannten „Altmeister“ 
der Verteilungsökonomie, in Wien vorge-
stellten Buch „Inequality: What Can Be 
Done?“ seit 2014 zunehmend in den Fokus 
einer breiteren Öffentlichkeit gerückt ist. 

Dieser neuen Bedeutung wird auch das 
im September auf der Wirtschaftsuniver-
sität neu vorgestellte Institut für „Econo-
mics of Inequality“ (bei dem Atkinson den 
Einführungsvortrag hielt) gerecht, welches 
Verteilungsforschung in Österreich verstär-
ken wird. 

Wenn es an Stiglitz’ Darstellung etwas 
auszusetzen gibt, dann lässt sich das an-
hand eines Vergleichs mit dem Arbeitspro-
gramm dieses neuen Instituts fassen. Denn 
dieses kümmert sich fächerübergreifend um 
Verteilungsaspekte im wirtschaftlichen, so-
zialen und ökologischen Bereich. Die bei-
den letzten Bereiche fehlen bei Stiglitz fast 
vollständig. Dies soll niemanden von der 
Lektüre dieses exzellenten Buchs abbringen: 
Es ist sehr umfassend, leicht leserlich und 
in kurzen Kapiteln geschrieben und bringt 
einem die Gedankenwelt eines sich um die 
Verbesserung der Welt kümmernden gro-
ßen Ökonomen sehr gut näher.  � F


